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BMF: Geleakter Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027 (Arbeitstitel) 

Am 01.07.2026 hatte der Koalitionsausschuss der schwarz-roten Bundesregierung ein „Programm 

für Aufschwung und Beschäftigung“ beschlossen, das ein 34 Punkte starkes Reformpaket zur Ent-

lastung von Bürgern, zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und zum Bürokratieabbau umfasst. 

Bei der Einkommensteuer verständigten sich die Spitzen von CDU, CSU und SPD unter Bundes-

kanzler Friedrich Merz nach monatelangen Verhandlungen auf ein jährliches Entlastungsvolumen 

von rund zehn Milliarden Euro. Hiervon ist allerdings rund ein Drittel verfassungsrechtlich geboten 

gewesen, um das Existenzminimum von Geringverdienern durch eine Anhebung des Grundfreibe-

trags zu sichern (vgl. TAX WEEKLY # 21/2026).  

Aktuell wurde ein als Referentenentwurf betitelter Entwurf eines Einkommensteuerreformgeset-

zes 2027 (Arbeitstitel) geleakt, der sich noch in der Frühkoordinierung befindet. Laut Gesetzesbe-

gründung soll das Steuerentlastungs- und Reformgesetz 2027 langfristig das Arbeitskräfte- und 

Wachstumspotenzial stärken. Durch höhere Grund- und Kinderfreibeträge, die Anhebung des Kin-

dergeldes sowie einen höheren Reichensteuersatz als Gegenfinanzierung sollen sowohl Wachs-

tumsimpulse gesetzt als auch dem Gerechtigkeitsaspekt Rechnung getragen werden. Die struktu-

relle Zukunftsorientierung erfordere auch dementsprechende Fiskalregeln und einen besonderen 

Zerlegungsmaßstab für Rechenzentren, der den Zielen der Rechenzentrumsstrategie der Bundes-

regierung – insbesondere der Stärkung der digitalen Souveränität und Wettbewerbsfähigkeit 

Deutschlands – Rechnung trägt. 

Die vorgesehenen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen sollen die verfügbaren Einkommen stär-

ken. Durch die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags werde zudem ein Beitrag zum Büro-

kratieabbau geleistet. Subventionen werden mit Augenmaß abgebaut. Daher werde die steuerli-

che Absetzbarkeit der abzugsfähigen Aufwendungen für Handwerkerleistungen von 20 Prozent 

auf 15 Prozent und der Höchstbetrag von 1.200 Euro auf 900 Euro reduziert. 

Gleichzeitig gelte es, Arbeitsanreize gezielt zu setzen, daher werden die maximal zulässigen Stun-

denlöhne bei steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen angehoben. 

Inhaltlich hervorzuheben sind laut Gesetzentwurf insbesondere folgende steuerliche Regelungen 

bzw. Regelungsbereiche, von denen einzelne, wie die Streichung der Freibeträge für Gewinne 

aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften und für Gewinne aus Betriebsveräuße-

rungen und -aufgaben, zuvor gar nicht bekannt waren: 

› Umsetzung der Reformbestrebungen beim Einkommensteuertarif, einschließlich Freistellung des 

Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern etc. (§§ 32, 32a, 39b EStG-E): 

 Anhebung des Grundfreibetrags um 216 Euro von 12.348 Euro auf 12.564 Euro ab 01.01.2027 

und weitere Anhebung um 336 Euro von 12.564 Euro auf 12.900 Euro ab 01.01.2028 (§ 32a 

EStG-E). 

 Abklappen der 2. Progressionszone bis 70.600 Euro ab 01.01.2027 (§ 32a EStG-E). 

 Vorziehen der Reichensteuer von 277.826 Euro auf 250.000 Euro mit 45 % sowie Einführung ei-

ner 2. Reichensteuer mit 47 % ab 280.000 Euro ab 01.01.2027 (§ 32a EStG-E). 

 Anhebung der Freibeträge für Kinder um 300 Euro von 9.756 Euro auf 10.056 Euro ab 

01.01.2027 und Anhebung um weitere 180 Euro von 10.056 Euro auf 10.236 Euro ab 01.01.2028 

(§ 32 EStG-E). 

› Anhebung des Höchstbetrags bei steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlägen von 

50 Euro auf 75 Euro ab 01.01.2027 (§ 3b Abs. 2 Satz 1 EStG-E). 
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› Streichung des Freibetrags für Belegschaftsrabatte ab 01.01.2027 (§ 8 Abs. 3 EStG-E). 

› Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags um 200 Euro von 1.230 Euro auf 1.430 Euro ab 

01.01.2027 (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG). 

› Streichung des Sonderausgabenabzugs für sonstige Vorsorgeaufwendungen ab 01.01.2027 

(§ 10 Abs. 1 Nr. 3a EStG-E). 

› Streichung des Freibetrags für Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell-

schaften und des Freibetrags für Gewinne aus Betriebsveräußerungen und -aufgaben ab 

01.01.2027 (§ 14 Abs. 1 Satz 2, § 16 Abs. 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 Satz 2 EStG-E). 

› Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2027 von 259 Euro auf 267 Euro monatlich sowie Anhe-

bung des Kindergeldes ab Januar 2028 auf 272 Euro monatlich (§ 66 EStG-E und § 6 BKGG-E). 

› Absenkung des Prozentsatzes der abzugsfähigen Aufwendungen und des Höchstbetrages der 

Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen (§ 35a Abs. 3 Satz 1 EStG-E). 

› Anhebung der einheitlichen Pauschsteuer bei sog. Mini-Jobs von 2 Prozent auf 5 Prozent (§ 40a 

Abs. 2 EStG-E).  

› Änderung des Freibetrags für steuerpflichtige Körperschaften, Personenvereinigungen oder Ver-

mögensmassen von 5.000 Euro in eine Freigrenze von 1.000 Euro (§ 24 KStG-E, § 11 GewStG-E). 

› Einführung eines besonderen gewerbesteuerlichen Zerlegungsmaßstabes für Betreiber von Re-

chenzentren (§ 29 Abs. 1 Nr. 4 GewStG-E). 

Dem Vernehmen nach ist die Union mit diesem Gesetzentwurf nicht zufrieden und will nun nach-

bessern. Die Steuersenkungen gleichen nicht mal die sog. Kalte Progression aus. Die weitere Ent-

wicklung bleibt abzuwarten. 

 

BMF: Referentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Bekämpfung 

von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts 

Das BMF hat am 07.08.2026 den Referentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassen-

pflicht, zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuer-

rechts veröffentlicht. 

Der Referentenentwurf enthält eine Vielzahl von Maßnahmen, die der Bekämpfung von Steuerhin-

terziehung, insbesondere im Zusammenhang mit Kasseneinnahmen, dienen. Wesentliche Ziele 

dieser Vorhaben sind die Sicherung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und der rechtsstaatli-

chen Erfordernisse des gleichmäßigen Steuervollzugs. Der Entwurf leiste laut BMF einen Beitrag, 

die im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen zur Einführung einer Kassenpflicht ab 100.000 

Euro, zur Abschaffung der papierhaften Belegausgabepflicht sowie zur Bekämpfung von Steuer-

hinterziehung und Steuervermeidung gesetzgeberisch umzusetzen. 

Die papierhafte Belegausgabepflicht soll vollständig zum 01.01.2028 abgeschafft und eine Beleg-

bereitstellungspflicht eingeführt werden. 

Um unnötige Bürokratie und Aufwand zu vermeiden, sieht die Vorschrift des § 146b AO-E sowohl 

Befreiungsmöglichkeiten in Einzelfällen aufgrund sachlicher Härte als auch allgemeine Befreiungen 

vor, die durch eine Rechtsverordnung des BMF geregelt werden sollen. Einen ersten Diskussions-

entwurf einer Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen zur Kassenpflicht nach § 146b AO hat 

das BMF zum besseren Verständnis ebenfalls veröffentlicht. Das Verordnungsgebungsverfahren 
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soll zeitnah nach Verkündung des Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht eingeleitet werden. 

Hierzu wird dann erneut im Rahmen der GGO eine Verbändeanhörung erfolgen. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Be-

kämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts weitere 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung. Durch die Ausweitung der selbständigen 

Ermittlungskompetenz von Finanzbehörden bei Sachverhalten im Zusammenhang der Fälschung 

technischer Aufzeichnungen, soweit Daten von elektronischen Aufzeichnungssystemen nach § 1 

Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Kassensicherungsverordnung (KassenSichV) betroffen sind, werden 

Schnittstellen zwischen Finanzbehörden und Staatsanwaltschaften reduziert und Verfahren sollen 

so effizienter geführt werden können. Dies gelte umso mehr, da bei den Finanzbehörden ein grö-

ßeres Wissen hinsichtlich dieser Daten vorhanden ist. 

Notwendige Folgemaßnahmen in Form einer Mitteilungspflicht und der Bußgeldbewehrung sind 

ebenfalls im Entwurf enthalten. 

Die Verbände haben nun die Möglichkeit zur Stellungnahme bis zum 13.08.2026.   

 

BFH: EuGH-Vorlage – Vereinbarkeit der pauschalen Bemessung nicht abziehbarer Betriebsaus-

gaben in Höhe von 5 % des Verschmelzungsgewinns (§ 12 Abs. 2 Satz 2 des Umwandlungssteu-

ergesetzes 2006 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes) mit Art. 7 Abs. 1 der 

Fusionsrichtlinie  

Der BFH hat mit Beschluss vom 20.05.2026 (X R 27/22) dem EuGH die Frage der Vereinbarkeit der 

pauschalen Bemessung nicht abziehbarer Betriebsausgaben in Höhe von 5 % des Verschmel-

zungsgewinns (§ 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2026 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG) mit Art. 7 Abs. 1 

der Fusionsrichtlinie zur Vorabentscheidung vorgelegt.  

Dem Streitfall lagen Aufwärtsverschmelzungen mehrerer EU-Tochtergesellschaften auf eine deut-

sche GmbH zugrunde, die jeweils Alleingesellschafterin der übertragenden Gesellschaften war. 

Die Tochtergesellschaften waren in verschiedenen Mitgliedstaaten der EU ansässig, sodass auf 

die Verschmelzungen die Fusionsrichtlinie anzuwenden war. Strittig war, ob bei diesen Aufwärts-

verschmelzungen 5% des jeweiligen Übernahmegewinns i.S.v. § 12 Abs. 2 UmwStG bei der über-

nehmenden Muttergesellschaft als nicht abziehbare Betriebsausgaben i.S.v. § 8b Abs. 3 Satz 1 

KStG hinzuzurechnen sind. Die Kläger waren der Auffassung, dass nach Art. 7 der Fusionsrichtlinie 

der Übernahmegewinn steuerfrei zu bleiben habe, ohne Hinzurechnung pauschaler nicht abzieh-

barer Betriebsausgaben i.S.v. § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG. Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hatte 

die Klage abgewiesen. 

In der Revision der Klägerin hat der BFH das Verfahren nun ausgesetzt und dem EuGH die fol-

gende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: Ist Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG (Fusi-

onsrichtlinie) dahingehend auszulegen, dass er der Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, 

nach welcher zwar die Wertsteigerungen beim Untergang der Beteiligung keiner Besteuerung 

unterliegen, wohl aber aus diesem Anlass Betriebsausgaben nicht abgezogen werden können, 

deren Höhe pauschal mit 5 % des steuerfreien Übernahmegewinns bemessen wird? 

Zwar sei nach Auffassung des Senats § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 

KStG mit Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG vereinbar. Jedoch sprächen auch Aspekte für 

die gegenteilige, insbesondere von der Klägerin vertretene Auffassung, sodass Zweifel über die 

Auslegung des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG bestehen. 
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Ausgehend von der Steuerfreiheit der Wertsteigerungen einer Beteiligung nach Art. 7 Abs. 1 der 

Richtlinie 2009/133/EG (Fusionsrichtlinie) könnte § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG im Fall einer grenzüber-

schreitenden Verschmelzung von Kapitalgesellschaften unionsrechtswidrig sein. Denn die dortige 

Regelung, dass 5 % des Gewinns i.S.d. § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG, vorliegend des Übernahmege-

winns (Fusionsgewinns) nach § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006, als Ausgaben gelten, die nicht als 

Betriebsausgaben abgezogen werden dürfen, könnte wirtschaftlich betrachtet eine anteilige Be-

steuerung dieses Veräußerungsgewinns darstellen. 

Demgegenüber könnte aber auch die Auffassung vertreten werden, dass das nationale Recht 

nicht einen Teil des Gewinns versteuere, sondern pauschal Betriebsausgaben, die vor der Fusion 

entstanden sind, nicht zum Abzug zulasse. Dabei knüpfe die Bemessung der Höhe des Pauschbe-

trags an die Höhe des erzielten Gewinns an, mehr aber auch nicht. Andernfalls würde § 3c Abs. 1 

EStG zur Anwendung kommen.  

Die Regelung des § 8b Abs. 3 KStG sei als Surrogat für die in § 8b Abs. 5 KStG geregelte Pau-

schale bei Gewinnausschüttungen zu verstehen. Um zu verhindern, dass diese Regelung umgan-

gen werde, bedürfe es der Regelung des § 8b Abs. 3 KStG. Denn andernfalls würden Gewinne 

thesauriert. Soweit es zur Verschmelzung komme, stelle § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 die An-

wendung auch für den Fall des Übernahmegewinns sicher, der dem Gewinn aus der Veräußerung 

der Anteile an einer Tochterkapitalgesellschaft entspreche. 

Eine Regelung zur Behandlung von Betriebsausgaben, die mit der Beteiligung im Zusammenhang 

stehen, lasse sich aus Art. 7 Abs. 1 der Fusionsrichtlinie nicht entnehmen. Bezugnehmend auf das 

EuGH-Urteil vom 19.12.2002 – C-207/11, Rz. 30, welches allerdings den Fall einer Einbringung be-

treffe, liegt es nach Auffassung des X. Senats des BFH nahe, dass auch im Rahmen der Fusions-

richtlinie ein Spielraum für solche pauschalierten Regelungen im Zusammenhang mit Betriebsaus-

gaben besteht. Entsprechendes regele Art. 4 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie 90/435/EWG (heute: 

2009/133/EG) für grenzüberschreitende Gewinnausschüttungen. 

Allerdings könnte eine fehlende Regelung in der Fusionsrichtlinie aber auch für das Gegenteil 

sprechen. Denn schließlich seien beide Richtlinien in der Vergangenheit in Bezug auf die Absen-

kung des Prozentsatzes der Beteiligung, der die Schwelle zur Steuerfreiheit bestimmt, ansonsten 

angeglichen worden. Vor dem Hintergrund der vorliegenden Zweifel über die Auslegung des 

Art. 7 Abs. 1 der Fusionsrichtlinie sei der BFH verpflichtet, nach Art. 267 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 3 

AEUV den EuGH anzurufen. 

Hinweis: Die Entscheidung des EuGH hat weitreichende praktische Bedeutung für grenzüber-

schreitende Umstrukturierungen. Wenn der EuGH die 5%ige Hinzurechnung als unionsrechtswid-

rig bestätigen würde, wären steuerfreie Übernahmegewinne zukünftig vollständig von der Kör-

perschaftsteuer freigestellt. In allen betroffenen Fällen sollten deshalb die Steuerbescheide durch 

Einspruch offengehalten und ein Ruhen des Verfahrens nach § 363 AO beantragt werden. 

 

BFH: Auslegung des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots – Niederländische Gruppen-

besteuerung vom Tatbestand dieser Norm erfasst 

Der BFH hatte im Urteil vom 11.06.2026 (IV R 36/23) zu entscheiden, ob das in § 4i Satz 1 EStG 

geregelte Abzugsverbot, wonach Aufwendungen nicht als Sonderbetriebsausgaben abgezogen 

werden dürfen, soweit sie auch die Steuerbemessungsgrundlage in einem anderen Staat min-

dern, für Zinsaufwendungen zur Anwendung kommt, wenn in den Niederlanden eine steuerliche 

Organschaft (sog. fiscale eenheid) besteht.  
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Der Streitfall betraf eine deutsche GmbH & Co. KG (Klägerin). Alleinige Kommanditistin war die 

niederländische A-B.V. Diese wiederum gehörte vollständig einer weiteren niederländischen Ge-

sellschaft (B-B.V.). Die beiden niederländischen Gesellschaften bildeten nach niederländischem 

Steuerrecht eine „fiscale eenheid“ (steuerliche Organschaft bzw. Gruppenbesteuerung). Zur Fi-

nanzierung ihrer Beteiligung an der Klägerin hatte die niederländische A-B.V. Darlehen von der  

B-B.V. aufgenommen. Die hierfür anfallenden Schuldzinsen wurden in Deutschland als Sonderbe-

triebsausgaben bei der Klägerin geltend gemacht. Die Zinsaufwendungen und Zinserträge wur-

den nach den Regelungen der niederländischen Gruppenbesteuerung in den Niederlanden dem 

Grunde nach nicht berücksichtigt. 

Nach einer Betriebsprüfung vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass die von der A-B.V. geleis-

teten Darlehenszinsen als Sonderbetriebsausgaben dem ab dem Jahr 2017 anwendbaren Abzugs-

verbot des § 4i Satz 1 EStG unterfallen. Der hiergegen erhobenen Sprungklage beim Finanzge-

richt wurde stattgegeben.  

Nunmehr hat der BFH das Urteil des Finanzgerichts aber aufgehoben, da es rechtsfehlerhaft das 

Vorliegen der Voraussetzungen des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots abgelehnt 

habe. Vielmehr seien sämtliche Voraussetzungen für die Anwendung des Abzugsverbots erfüllt.  

§ 4i Satz 1 EStG verlange nicht, dass die Minderung der Steuerbemessungsgrundlage in dem an-

deren Staat bei dem gleichen Steuersubjekt eintrete, welches im Inland den Sonderbetriebsaus-

gabenabzug geltend gemacht habe. Nach dem Sinn und Zweck – Verhinderung von Besteue-

rungsinkongruenzen infolge eines doppelten Betriebsausgabenabzugs derselben Aufwendungen 

– setze die Vorschrift lediglich voraus, dass die Sonderbetriebsausgaben das steuerliche Ergebnis 

eines Steuersubjekts in dem anderen Staat – unabhängig von der Ausgestaltung der nach auslän-

dischem Recht anzuwendenden Regelungen – reduzierten. Nach Maßgabe der wirtschaftlichen 

Betrachtungsweise sei es gerade nicht erforderlich, dass die Sonderbetriebsausgaben mittels ei-

nes Abzugspostens in die steuerliche Gewinnermittlung einfließen und damit formal eine Steuer-

bemessungsgrundlage mindern. Eine Minderung trete demnach auch dann ein, wenn Aufwendun-

gen und die korrespondierenden Einnahmen im Rahmen einer ausländischen Gruppenbesteue-

rung als gruppeninterne Transaktionen unberücksichtigt blieben. Denn auch in diesem Fall wirk-

ten sich die Aufwendungen insoweit auf das steuerliche Ergebnis eines Steuersubjekts aus. 

 

BFH: Keine gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen bei einer Un-

terbeteiligung an einem Kapitalgesellschaftsanteil 

Der BFH hat mit Urteil vom 19.05.2026 (VIII R 33/24) entschieden, dass für eine Unterbeteiligung 

an einem Kapitalgesellschaftsanteil – unabhängig davon, ob es sich um eine typische oder atypi-

sche Unterbeteiligung handelt – die Besteuerungsgrundlagen nicht gesondert und einheitlich 

festzustellen sind. 

Der Kläger und der Beigeladene planten den gemeinsamen Vertrieb einer Software. Zu diesem 

Zweck erwarb der Beigeladene einen Anteil an einer GmbH und schloss mit dem Sohn des Klä-

gers einen Unterbeteiligungsvertrag. Dieser handelte – so das Vorbringen des Klägers – als Treu-

händer für seinen Vater. Die Ausschüttungen der GmbH wurden so gehandhabt, dass die GmbH 

die Kapitalertragsteuer einbehielt und dem Beigeladenen und dessen Mitgesellschafterin entspre-

chende Steuerbescheinigungen ausstellte. Der Beigeladene zahlte dem Kläger einen Anteil aus 

der Unterbeteiligung aus. Das Wohnsitzfinanzamt des Klägers rechnete dem Kläger 50 % der Ge-

samtausschüttungen der GmbH unmittelbar zu. Um eine Anrechnung der von der GmbH einbehal-

tenen und abgeführten Kapitalertragsteuer auf seine Einkommensteuer zu erreichen, verklagte 
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der Kläger die GmbH erfolglos auf die Ausstellung von Kapitalertragsteuerbescheinigungen. Au-

ßerdem reichte er beim beklagten Finanzamt Feststellungserklärungen für eine zwischen ihm und 

dem Beigeladenen bestehende Unterbeteiligungsgesellschaft ein. Das Finanzamt lehnte den Er-

lass von Feststellungsbescheiden für die Unterbeteiligungsgesellschaft ab. Einspruchs- und Klage-

verfahren blieben erfolglos. 

Auch die Revision hatte keinen Erfolg. Die Besteuerungsgrundlagen für eine Unterbeteiligungsge-

sellschaft seien – so der BFH – nicht gesondert und einheitlich festzustellen. Dabei sei unerheb-

lich, ob an dem GmbH-Anteil eine typische oder eine atypische Unterbeteiligung bzw. zwischen 

dem Kläger und seinem Sohn ein Treuhandverhältnis bestanden habe. Es fehle an einer Rechts-

grundlage für eine gesonderte und einheitliche Feststellung. Weder bei einer typischen noch bei 

einer atypischen Unterbeteiligung würden gemeinschaftliche Einkünfte im Sinne von § 180 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO erzielt. Bei einer typischen Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil 

seien der Hauptbeteiligte und der Unterbeteiligte nicht an denselben Einkünften beteiligt, denn 

der typisch Unterbeteiligte erziele Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG), während der Hauptbeteiligte solche aus § 20 Abs. 1 Nr. 1 

i.V.m. § 20 Abs. 5 Satz 1 EStG erziele. Auch bei einer atypischen Unterbeteiligung an einem 

GmbH-Anteil fehle es an gemeinschaftlichen Einkünften, denn ein atypisch Unterbeteiligter sei 

wirtschaftlicher (Mit-)Inhaber der GmbH-Beteiligung und erziele selbst gemäß § 20 Abs. 5 Satz 2 

EStG Kapitalerträge im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Eine gesonderte und einheitliche Fest-

stellung der Besteuerungsgrundlagen komme auch nicht nach § 179 Abs. 2 Satz 3 AO oder § 180 

Abs. 2 AO i.V.m. der hierzu ergangenen Verordnung in Betracht. Auch eine analoge Anwendung 

von § 179 Abs. 2 S. 3 AO scheide aus. Zwar könne eine gesonderte Feststellung bei einer atypisch 

stillen Unterbeteiligung prozessökonomisch sein, wenn die Qualifikation als typisch oder atypisch 

sowie einzelne Besteuerungsgrundlagen streitig seien. Die Rechtsgrundlage für ein mehrstufiges 

Verfahren könne aber nicht durch allgemeine Zweckmäßigkeitserwägungen ersetzt werden. 
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Alle am 06.08.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

III S 15/26 17.07.2026 

Bestimmung des zuständigen Finanzgerichts - örtliche Zustän-

digkeit des Finanzgerichts in Kindergeldverfahren, in denen ein 

Sozialleistungsträger den Kindergeldanspruch geltend macht 

IV R 32/23 11.06.2026 

Agenturtätigkeit einer inländischen KG als unselbständiger Teil 

des Schifffahrtsbetriebs des abkommensberechtigten Mitunter-

nehmers 

IV R 36/23 11.06.2026 

Auslegung des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots - 

Niederländische Gruppenbesteuerung vom Tatbestand dieser 

Norm erfasst 

VI R 16/24 11.06.2026 
Zur Entkräftung der Bekanntgabevermutung des § 122 Abs. 2 Nr. 

1 AO durch den Rechtsnachfolger des Bescheidadressaten 

VIII R 33/24 19.05.2026 

Keine gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteue-

rungsgrundlagen bei einer Unterbeteiligung an einem Kapitalge-

sellschaftsanteil 

X R 2/24 (X 

R 10/23) 
03.06.2026 

Nachträgliche gesonderte Feststellung eines verbleibenden Ver-

mögensstock-Spendenvortrags 

X R 27/22 20.05.2026 

Vereinbarkeit der pauschalen Bemessung nicht abziehbarer Be-

triebsausgaben in Höhe von 5 % des Verschmelzungsgewinns (§ 

12 Abs. 2 Satz 2 des Umwandlungssteuergesetzes 2006 i.V.m. § 

8b Abs. 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes) mit Art. 7 Abs. 

1 der Fusionsrichtlinie 

 

Alle am 06.08.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VI R 19/23 07.05.2026 
Steuerfreie Grundstücksentnahme für die Errichtung einer Be-

triebsleiterwohnung 

 

Alle bis zum 10.08.2026 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

III C 3 - S 

7329/00014/008/095 
03.08.2026 

Monatlich fortgeschriebene Übersicht Umsatzsteuer-

Umrechnungskurse 2026 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610140/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610141/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610143/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610145/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610145/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610146/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650142/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2026-08-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2026.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2026-08-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2026.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Referentenentwurf 


des Bundesministeriums der Finanzen 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des 
Steuerrechts 


A. Problem und Ziel 


Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, die Bekämpfung von Steuerhinterziehung zu stär-
ken. Denn die Bekämpfung von Steuerhinterziehung und ein wirksamer Steuervollzug sind 
für die Sicherung der Einnahmen sowie die Handlungsfähigkeit des Staates unerlässlich 
und gewährleisten zugleich einen fairen Wettbewerb zwischen den redlichen Unternehmen.  


Erfahrungen aus der Praxis haben gezeigt, dass noch sogenannte offene Ladenkassen 
eingesetzt werden. Es handelt sich dabei um Kassen, die ohne elektronische Aufzeich-
nungssysteme geführt werden. Gerade in bargeldintensiven Branchen besteht durch den 
Einsatz von offenen Ladenkassen die vereinfachte und schwerer aufzuklärende sowie 
nachzuweisende Möglichkeit, dass Umsätze nicht in voller Höhe erklärt werden. 


Aufgrund dessen besteht ein gesteigertes Risiko der nicht ordnungsgemäßen Erfassung 
von Einnahmen und damit in der Folge von Steuerhinterziehung bei dem Einsatz von offe-
nen Ladenkassen.  


Um den gesetzlichen Regelungen zu den Aufzeichnungspflichten Rechnung zu tragen, sind 
weitere Sanktionsmöglichkeiten und eine Stärkung der Ermittlungsbefugnisse der Finanz-
behörden erforderlich. 


B. Lösung 


Das Risiko der nicht richtigen Erfassung von Einnahmen und damit einer eventuell einher-
gehenden Steuerhinterziehung soll durch die Schaffung einer Kassenpflicht ab einem Ge-
samtumsatz von 100 000 Euro verringert werden. Denn bei einem verpflichtenden Einsatz 
von elektronischen Kassen, die den Anforderungen des § 146a der Abgabenordnung (AO) 
entsprechen, werden die Grundaufzeichnungen durch die zertifizierte technische Sicher-
heitseinrichtung (TSE) geschützt und es werden Grundaufzeichnungen nach der digitalen 
Schnittstelle der Finanzverwaltung für Kassensysteme (DSFinV-K) erzeugt. Damit wird das 
Entdeckungsrisiko bei einer nicht richtigen Erfassung von Einnahmen und damit von Steu-
erhinterziehungen signifikant erhöht. Daneben werden die Vorschriften zur Belegausgabe-
pflicht angepasst. 


Außerdem werden weitere Sanktionsmöglichkeiten und Maßnahmen zur Stärkung der Er-
mittlungsbefugnisse der Finanzbehörden eingeführt, um Steuerhinterziehung effektiver be-
kämpfen zu können. 


C. Alternativen 


Anstelle einer offenen Ladenkasse vereinfacht ein mit einer zertifizierten technischen Si-
cherheitseinrichtung ausgestattetes Kassensystem die Kassen-Nachschau bzw. die Prü-
fung. Elektronische Kassensysteme bergen ein geringeres Potential zur Manipulation, da 
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in diesen Systemen die Daten sofort kryptographisch abgesichert und aufgezeichnet wer-
den. Insoweit besteht keine Alternative zur Umsetzung. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die Regelungen zur Einführung der Kassenpflicht schränken Missbrauchsmöglichkeiten 
ein. Dies wird zur Sicherung des Steueraufkommens beitragen. 


Daneben entsteht ein Aufwand für die Änderung des Gewerbezentralregisters beim Bun-
desamt für Justiz in Höhe von […] Euro. Dieser ist im Einzelplan 07 auszugleichen. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Für die Wirtschaft reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand um 88 890 000 Euro. Es 
entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 98 748 000 Euro. 


Die Entlastung entsteht vor allem durch die Umstellung der Belegausgabepflicht von pa-
piergebundenen zu digitalen Belegen. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 


Die Bürokratiekosten aus Informationspflichten reduzieren sich um 129 013 000 Euro jähr-
lich. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Für die Länder ergibt sich ein laufender Erfüllungsaufwand von 125 000 Euro. Es entsteht 
ein einmaliger Erfüllungswand für die Länder von rund 557 000 Euro. 


F. Weitere Kosten 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung 


des Steuerrechts 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 2 Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 3 Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 4 Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Artikel 5 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 


Artikel 6 Änderung der Gewerbeordnung 


Artikel 7 Folgeänderungen 


Artikel 8 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 24), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 369) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 146b wird durch die folgenden Angaben ersetzt: 


„§ 146b Kassenpflicht; Verordnungsermächtigung 


§ 146c Kassen-Nachschau“. 


b) Nach der  Angabe zu § 374 wird  die folgende Angabe eingefügt: 


„§ 374a Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für elektronische Aufzeich-
nungssysteme“. 


2. § 30 Absatz 4 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 


a) In Buchstabe a wird die Angabe „sind, oder“ durch die Angabe „sind,“ ersetzt. 


b) In Buchstabe b wird die Angabe „sind,“ durch die Angabe „sind, oder“ ersetzt. 
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c) Nach dem Buchstaben b wird der folgende Buchstabe c eingefügt: 


c) „ ein Strafverfahren einer Straftat im Sinne des § 74c Absatz 1 Nummer 1 bis 
3, 5 oder 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes betreffen,“. 


3. § 146 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Das gilt nicht, wenn der Steuerpflichtige ein elektronisches Aufzeichnungssystem 
im Sinne des § 146a verwenden muss oder verwendet.“ 


b) In Absatz 2a Satz 2, Absatz 2b Satz 2 Nummer 3 und Absatz 5 Satz 3 wird jeweils 
die Angabe „146b“ durch die Angabe „146c“ ersetzt. 


4. § 146a wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „für Heimat und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz“ durch die Angabe „dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie“ ersetzt. 


b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „20“ durch die Angabe „20, 21 oder 25“ ersetzt. 


5. Nach § 146a wird der folgende § 146b eingefügt: 


„§ 146b 


Kassenpflicht; Verordnungsermächtigung 


(1) Steuerpflichtige, die einen land- und forstwirtschaftlichen oder einen gewerb-
lichen Betrieb unterhalten oder freiberuflich tätig sind und deren Gesamtumsatz im 
Sinne des § 19 Absatz 2 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes 100 000 Euro im Kalen-
derjahr überschreitet, müssen ein elektronisches Aufzeichnungssystem im Sinne des 
§ 146a Absatz 1 verwenden (Kassenpflicht).  


(2) Die Kassenpflicht endet mit Ablauf des dritten aufeinanderfolgenden Kalen-
derjahres, in dem die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 


(3) Überschreitet ein Steuerpflichtiger erstmalig die Umsatzgrenze nach Absatz 1, 
so greift die Kassenpflicht ab dem 1. April des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem 
die Umsatzgrenze überschritten wurde. Der Steuerpflichtige hat das Überschreiten der 
Umsatzgrenze des Absatzes 1 innerhalb eines Monats nach Eintritt der Kassenpflicht 
dem nach den §§ 18 bis 20, 21 oder 25 zuständigen Finanzamt nach amtlich vorge-
schriebenen Datensatz durch Datenfernübertragung mitzuteilen. 


(4) Die Finanzbehörden können nach § 148 nach pflichtgemäßem Ermessen von 
der Kassenpflicht befreien. Die Befreiung kann widerrufen werden. 


(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen von der Kassenpflicht zu bestim-
men. In der Rechtsverordnung können Mitteilungspflichten für den Fall des Beginns 
oder der Beendigung des Eingreifens einer dort geregelten Ausnahme bestimmt wer-
den.“ 


6. Der bisherige § 146b wird § 146c und nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a ein-
gefügt: 
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„(1a) Neben der nach den §§ 18 bis 21 zuständigen Finanzbehörde, kann jede Fi-
nanzbehörde in deren Bezirk der Steuerpflichtige ein elektronisches Aufzeichnungs-
system verwendet oder Aufzeichnungen über Kasseneinnahmen und Kassenausga-
ben führt, eine Kassen-Nachschau durchführen. Das nach den §§ 18 bis 21 zuständige 
Finanzamt ist über die Ergebnisse der Kassen-Nachschau zu informieren.“ 


7. § 147 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 


(2) „ Mit Ausnahme der Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 4a, sofern es sich 
hierbei um amtliche Urkunden oder handschriftlich zu unterschreibende nicht förm-
liche Präferenznachweise handelt, können die in Absatz 1 aufgeführten Unterla-
gen auch als Wiedergabe auf einem Bildträger oder auf anderen Datenträgern auf-
bewahrt werden, wenn dies den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ent-
spricht und sichergestellt ist, dass die Wiedergabe oder die Daten, 


1. wenn sie lesbar gemacht werden können 


a) mit den Jahresabschlüssen, der Eröffnungsbilanz, den in Papierform 
empfangenen Handels- oder Geschäftsbriefen und den papierhaften Bu-
chungsbelegen bildlich übereinstimmen und 


b) mit den anderen Unterlagen inhaltlich übereinstimmen, sowie 


2. während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar sind, unver-
züglich lesbar gemacht und maschinell ausgewertet werden können.“ 


8. § 369 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


(1) „ Steuerstraftaten (Zollstraftaten) sind: 


1. Taten, die nach den Steuergesetzen strafbar sind, 


2. der Bannbruch, 


3. Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für 
elektronische Aufzeichnungssysteme, 


4. die Wertzeichenfälschung und deren Vorbereitung, soweit die Tat Steuerzeichen 
betrifft, 


5. die Begünstigung einer Person, die eine Tat nach den Nummern 1 bis 4 begangen 
hat.“ 


9. § 375 wird durch die folgenden §§ 374a und 375 ersetzt: 


„§ 374a 


Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für elekt-
ronische Aufzeichnungssysteme 


(1) Wer Programme oder Programmbestandteile, die dazu dienen 


1. aufgezeichnete Daten nachträglich zu manipulieren oder 


2. Daten entgegen § 146a Absatz 1 Satz 1 und 2 nicht unmittelbar an die zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung zu übergeben, 
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in einem elektronischen Aufzeichnungssystem im Sinne des § 146a Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit § 1 der Kassensicherungsverordnung einsetzt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft. 


(2) Wer gewerbsmäßig elektronische Aufzeichnungssysteme im Sinne des 
§ 146a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 der Kassensicherungsverordnung mit 
Programmen oder Programmbestandteile, die dazu dienen 


1. aufgezeichnete Daten nachträglich zu manipulieren oder  


2. Daten entgegen § 146a Absatz 1 Satz 1 und 2 nicht unmittelbar an die zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung zu übergeben, 


bewirbt oder in den Verkehr bringt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe bestraft.  


(3) Ebenso wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft, 
wer Programme oder Programmbestandteile der in Absatz 2 bezeichneten Art unab-
hängig von einem elektronischen Aufzeichnungssystem im Sinne des § 146a Absatz 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 1 der Kassensicherungsverordnung bewirbt oder in den 
Verkehr bringt. 


(4) § 370 Absatz 2 und 7 gilt entsprechend. 


§ 375 


Nebenfolgen 


(1) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen 


1. Steuerhinterziehung 


2. Bannbruchs nach § 372 Absatz 3, § 373, 


3. Steuerhehlerei, 


4. Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für 
elektronische Aufzeichnungssysteme, 


5. Begünstigung einer Person, die eine Tat nach den Nummern 1 bis 4 begangen 
hat, 


kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Absatz 2 des Strafge-
setzbuches). 


(2) Ist eine Steuerhinterziehung, ein Bannbruch nach § 372 Absatz 2, § 373, eine 
Steuerhehlerei oder eine Steuerstraftat nach § 374a begangen worden, so können 


1. die Erzeugnisse, Waren und andere Sachen, auf die sich die Hinterziehung von 
Verbrauchsteuer oder Einfuhr- und Ausfuhrabgaben nach Artikel 5 Nummer 20 
und 21 des Zollkodex der Union, der Bannbruch, die Steuerhehlerei oder die Steu-
erstraftat nach § 374a bezieht, und 


2. die Beförderungsmittel, die zur Tat benutzt worden sind, 


eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuchs ist anzuwenden.“ 
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10. § 379 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 wird die folgende Nummer 6a eingefügt: 


„6a. entgegen § 146b Absatz 1 kein elektronisches Aufzeichnungssystem im Sinne 
des § 146a Absatz 1 verwendet,“. 


b) Absatz 2 Nummer 1h bis 2 wird durch die folgenden Nummern 2 bis 5 ersetzt: 


2. „ entgegen § 146a Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit §§ 6, 7 Absatz 4 und § 8 
Absatz 4 der Kassensicherungsverordnung der Belegausgabepflicht nicht 
oder nicht richtig nachkommt, 


3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 147 Absatz 6 Satz 1 zuwiderhandelt, 


4. entgegen § 147 Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 Einsicht nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig gewährt oder 


5. die Pflichten nach § 154 Absatz 1 bis 2c verletzt.“ 


c) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt: 


(4) „ Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 8, Ab-
satz 2 Nummer 1a, 2 und 5 sowie Absatz 3 kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 
Euro geahndet werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 geahndet werden 
kann.“ 


d) Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt: 


(6) „ Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und Ab-
satz 2 Nummer 3 und 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet 
werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 geahndet werden kann.“ 


11. § 386 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 


(2) „ Die Finanzbehörde führt das Ermittlungsverfahren in den Grenzen des § 399 
Absatz 1 und der §§ 400, 401 selbständig durch, wenn die Tat ausschließlich eine 
Steuerstraftat darstellt. Eine selbständige Ermittlungsbefugnis nach Satz 1 besteht 
auch, sofern neben einer Steuerstraftat  


1. andere Strafgesetze verletzt werden und deren Verletzung Kirchensteuern oder 
andere öffentlich-rechtliche Abgaben betrifft, die an Besteuerungsgrundlagen, 
Steuermessbeträge oder Steuerbeträge anknüpfen oder 


2. eine Fälschung technischer Aufzeichnungen nach § 268 des Strafgesetzbuches 
an einem elektronischen Aufzeichnungssystem im Sinne des § 146a Absatz 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 1 der Kassensicherungsverordnung vorliegt.“ 


12. § 393 Absatz 2 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Dies gilt nicht 


1. für Straftaten, an deren Verfolgung ein zwingendes öffentliches Interesse (§ 30 
Absatz 4 Nummer 5) besteht, 


2. wenn eine Straftat im Sinne des § 74c Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 5 oder 6 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes vorliegt, oder 
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3. für Tatsachen und Beweismittel, die die Finanzbehörden den Staatsanwaltschaf-
ten nach den §§ 31a oder 31b oder nach § 4 Absatz 5 Nummer 10 Satz 3 des Ein-
kommensteuergesetzes offenbaren dürfen.“ 


13. § 398 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Dies gilt für das Verfahren wegen einer Steuerhehlerei nach § 374, wegen einer Steu-
erstraftat nach § 374a und einer Begünstigung einer Person, die eine der in § 375 Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Taten begangen hat, entsprechend.“ 


Artikel 2 


Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 1 geändert wurde, wird wie folgt geän-
dert: 


1. § 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt: 


1. „ Verlagerungsgelder nach § 146 Absatz 2c,“. 


b) Nummer 3a wird durch die folgenden Nummern 3a und 3b ersetzt: 


„3a. Verzögerungsgelder nach § 200 Absatz 2a, 


3b. Mitwirkungsverzögerungsgelder nach § 200a Absatz 2 und Zuschläge zum 
Mitwirkungsverzögerungsgeld nach § 200a Absatz 3,“. 


2. § 93c Absatz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt: 


4. „ Die mitteilungspflichtige Stelle hat die übermittelten Daten aufzuzeichnen und 
diese Aufzeichnungen sowie die der Mitteilung zugrunde liegenden Unterlagen 
bis zum Ablauf des siebten auf den Besteuerungszeitraum oder Besteuerungs-
zeitpunkt folgenden Kalenderjahres aufzubewahren; die §§ 146, 147 Absatz 2, 5 
und 6 sowie § 200 Absatz 2a gelten entsprechend.“ 


3. § 146 Absatz 2c wird durch folgenden Absatz 2c ersetzt: 


„(2c) Gegen einen Steuerpflichtigen kann ein Verlagerungsgeld von 2 500 Euro bis 
100 000 Euro festgesetzt werden, wenn er 


1. der Aufforderung zur Rückverlagerung seiner elektronischen Buchführung nach 
Absatz 2b Satz 3 nicht nachkommt, 


2. seine Pflichten nach Absatz 2b Satz 4 nicht erfüllt oder 


3. seine elektronische Buchführung ohne Bewilligung der zuständigen Finanzbe-
hörde in einen Drittstaat oder mehrere Drittstaaten verlagert hat.“ 


4. § 146a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 
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(2) „ Wer aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 erfasst, hat dem an diesem Geschäftsvorfall Beteiligten in unmittelbarem 
zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall unbeschadet anderer gesetz-
licher Vorschriften einen elektronischen Beleg in einem standardisierten Datenfor-
mat über den Geschäftsvorfall bereitzustellen (Belegbereitstellungspflicht). Bei 
Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen können die 
Finanzbehörden nach § 148 aus Zumutbarkeitsgründen nach pflichtgemäßem Er-
messen von einer Belegbereitstellungspflicht nach Satz 1 befreien. Die Befreiung 
kann widerrufen werden.“ 


b) Absatz 4 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 


„Der Steuerpflichtige hat den Wechsel einer zertifizierten technischen Sicherheits-
einrichtung entsprechend Satz 1 mitzuteilen. Die Mitteilungen nach Satz 1 und 2 
sind innerhalb eines Monats nach Anschaffung, Außerbetriebnahme des elektro-
nischen Aufzeichnungssystems oder des Wechsels der zertifizierten technischen 
Sicherheitseinrichtung zu erstatten.“ 


5. Nach § 200 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefügt: 


„(2a) Kommt der Steuerpflichtige seiner Pflicht zur Einräumung des Datenzugriffs 
nach § 147 Absatz 6 nicht nach, ist vorbehaltlich des § 200a ein Verzögerungsgeld von 
2 500 Euro bis 250 000 Euro festzusetzen.“ 


6. In § 379 Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe „Belegausgabepflicht“ durch die Angabe 
„Belegbereitstellungspflicht“ ersetzt. 


Artikel 3 


Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 2 geändert wurde, wird wie folgt geän-
dert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 146c durch die folgenden Angaben ersetzt: 


„§ 146c Anforderungen an Mietwagen und Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr 


§ 146d Kassen-Nachschau“. 


2. In § 146 Absatz 2a Satz 2, Absatz 2b Satz 2 Nummer 3 und Absatz 5 Satz 3 wird je-
weils die Angabe „146c“ durch die Angabe „146d“ ersetzt. 


3. § 146a Absatz 4 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt: 


2. „ die Wirtschafts-Identifikationsnummer des Steuerpflichtigen,“. 


4. Nach § 146b wird der folgende § 146c eingefügt: 
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„§ 146c 


Anforderungen an Mietwagen und Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr 


(1) Mietwagen nach § 49 Absatz 4 Satz 1 des Personenbeförderungsgesetzes 
müssen über einen Wegstreckenzähler mit einer digitalen Schnittstelle verfügen, über 
die eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung nach § 146a Absatz 1 Satz 2 
angebunden werden kann. 


(2) Fahrzeuge, die ausschließlich für den gebündelten Bedarfsverkehr verwendet 
werden und weder mit einem Fahrpreisanzeiger nach § 28 Absatz 1 der Verordnung 
über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr ausgestattet sind 
noch der Pflicht nach Absatz 1 unterliegen, müssen über einen Wegstreckenzähler mit 
einer digitalen Schnittstelle verfügen, über die eine zertifizierte technische Sicherheits-
einrichtung nach § 146a Absatz 1 Satz 2 angebunden werden kann. 


(3) Die Finanzbehörden können nach § 148 nach pflichtgemäßem Ermessen von 
der Pflicht nach Absatz 1 und 2 befreien. Die Befreiung kann widerrufen werden.“ 


5. Der bisherige § 146c wird § 146d. 


6. § 379 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 2 Nummer 2 wird die folgende Nummer 2a eingefügt: 


 „2a. entgegen § 146c Absatz 1 oder 2 keinen Wegstreckenzähler mit einer 
digitalen Schnittstelle, über die eine zertifizierte technische Sicherheits-
einrichtung nach § 146a Absatz 1 Satz 2 angebunden werden kann, 
nutzt,“. 


b) Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt: 


(6) „ Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und Ab-
satz 2 Nummer 2a, 3 und 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet 
werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 geahndet werden kann.“ 


Artikel 4 


Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Das Einführungsgesetz zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 
3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 369) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Nach Artikel 101 wird der folgende Artikel 101a eingefügt: 
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„Artikel 101a 


Übergangsregelung zum Gesetz zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts 


(1) § 146a Absatz 4 Satz 1, § 146c Absatz 1a, § 369 Absatz 1, §§ 374a bis 375,  
§ 386 Absatz 2 sowie § 398 Satz 2 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag 
des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung sind erstmals für Zeit-
räume ab dem [einsetzen: erster Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] anzu-
wenden. 


(2) § 146 Absatz 1, 2a, 2b und 5, § 146b Absatz 1, 2 und 4 sowie § 379 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6a, Absatz 2 Nummer 2 bis 5, Absatz 4 und Absatz 6 der Abgabenordnung 
in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden 
Fassung sind erstmals für Zeiträume nach Ablauf des 31. Dezembers 2027 anzuwenden. 


(3) Wird die Umsatzgrenze nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung im Jahr 2027 
überschritten, gilt die Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung im Jahr 
2028 ab dem 1. Januar 2028.  


(4) § 146b Absatz 3 der Abgabenordnung ist nur anzuwenden, wenn die Umsatz-
grenze nach § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung erstmalig im Kalenderjahr 2028 
oder später überschritten wird. 


(5) § 146b Absatz 5 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf 
die Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung ist ab dem [einsetzen: zweiter Tag 
des auf die Verkündung folgenden Quartals] anzuwenden. 


(6) § 147 Absatz 2 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die 
Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung ist für alle Unterlagen anzuwenden, 
deren Aufbewahrungsfrist am [einsetzen: erster Tag des auf die Verkündung folgenden 
Quartals] noch nicht abgelaufen ist. 


(7) § 3 Absatz 4 Nummern 1, 3a und 3b, § 146 Absatz 2c und § 200 Absatz 2a der 
Abgabenordnung in der am 1. Januar 2028 geltenden Fassung sind vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 erstmals auf Steuern und Steuervergütungen anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2027 entstehen. Für Steuern und Steuervergütungen, die vor dem 1. Januar 2028 
entstehen, sind § 3 Absatz 4 Nummern 1, 3a und 3b, § 146c Absatz 2c und § 200 Absatz 2a 
der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2027 geltenden Fassung vorbehaltlich des 
Absatzes 6 weiterhin anzuwenden. Die Sätze 1 und 2 gelten für gesonderte Feststellungen 
von Besteuerungsgrundlagen entsprechend. 


(8) § 3 Absatz 4 Nummern 1, 3a und 3b, § 146 Absatz 2c und § 200 Absatz 2a der 
Abgabenordnung in der am 1. Januar 2028 geltenden Fassung sind abweichend von Ab-
satz 1 auch für Steuern und Steuervergütungen anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2028 
entstehen, wenn für diese Steuern und Steuervergütungen nach dem 31. Dezember 2027 
eine Prüfungsanordnung nach § 196 der Abgabenordnung bekanntgegeben wurde. Satz 1 
gilt für gesonderte Feststellungen von Besteuerungsgrundlagen entsprechend. 


(9) § 93c Absatz 1 Nummer 4 und § 146a Absatz 2, Absatz 4 Sätze 2 und 3 der Ab-
gabenordnung in der am 1. Januar 2028 geltenden Fassung sind erstmals ab dem 1. Ja-
nuar 2028 anzuwenden. 


(10) § 146 Absatz 2a, 2b und 5, § 146c, 146d sowie § 379 Absatz 2 Nummer 2a und 
Absatz 4 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2029 geltenden Fassung ist erstmals 
ab dem 1. Januar 2029 anzuwenden. 
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(11) § 379 Absatz 2 Nummer 2 der Abgabenordnung in der Fassung vom [einsetzen: 
zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] ist weiterhin anzuwenden, soweit 
die Handlungen oder Unterlassungen vor dem 1. Januar 2028 begangen wurden.“ 


Artikel 5 


Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 


Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 2. Dezember 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.  § 5 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 28, 28a und 28b wird durch die folgenden Nummern 28 
bis 28b ersetzt: 


28. „ die Unterstützung der Finanzbehörden der Länder bei der Verhütung und 
Verfolgung von Steuerstraftaten mit länderübergreifender, internationaler 
oder erheblicher Bedeutung; 


28a. die Unterstützung der Finanzbehörden der Länder bei der Ermittlung von 
Steuergestaltungen, die die Erlangung eines Steuervorteils aus der Erhebung 
oder Entlastung von Kapitalertragsteuer mit länderübergreifender, internatio-
naler oder erheblicher Bedeutung zum Gegenstand haben; 


28b. die Weiterleitung von Mitteilungen nach § 116 Absatz 1 der Abgabenordnung 
an die zuständigen Finanzbehörden;“. 


b) Nach Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefügt: 


„(1b) Das Bundeszentralamt für Steuern hat zur Wahrnehmung der Aufgaben 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 28 und 28a alle hierfür erforderlichen Informationen 
zu sammeln und auszuwerten sowie die Behörden der Länder über die sie betref-
fenden Informationen und die in Erfahrung gebrachten Zusammenhänge von Straf-
taten oder Steuergestaltungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 28a zu un-
terrichten. Die Unterstützung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 28 und 28a kann die 
Koordinierung von Maßnahmen umfassen, sofern dies von einer oder mehreren 
Finanzbehörden ersucht wird. In diesem Fall hat das Bundeszentralamt für Steu-
ern alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.“ 


Artikel 6 


Änderung der Gewerbeordnung 


Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Dezember 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 438) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 149 Absatz 2 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt: 
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4. „ rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilungen, wegen einer Straftat im Sinne des 
Satzes 2, die bei oder im Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder 
dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung begangen worden ist, 
wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder Geldstrafe von mehr als 
90 Tagessätzen erkannt worden ist. Straftaten im Sinne des Satzes 1 sind 


a) Straftaten nach den §§ 9, 10 und 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-
zes,  


b) Straftaten nach den §§ 15 und 15a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, 


c) Straftaten nach § 266a Absatz 1, 2 und 4 des Strafgesetzbuches und 


d) Steuerstraftaten nach § 369 Absatz 1 der Abgabenordnung.“ 


2. § 150a Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 


(3) „ Auskünfte über Bußgeldentscheidungen wegen einer Steuerordnungswidrig-
keit oder einer Steuerstraftat dürfen nur in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
genannten Fällen erteilt werden.“ 


3. § 153a Absatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„§ 30 der Abgabenordnung steht den Mitteilungen von Entscheidungen im Sinne des 
§ 149 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 oder Nummer 4 Buchstabe d nicht entgegen.“ 


Artikel 7 


Folgeänderungen 


(1) Das Landwirtschafts-Altschuldengesetz vom 25. Juni 2004 (BGBl. I S. 1383), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 


In § 12 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 140 ff.“ durch die Angabe „§§ 140 bis 146 und 147“ 
ersetzt. 


(2) Die BAB-Konzessionsabgabenverordnung vom 24. Juni 1997 (BGBl. I S. 1513), 
die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


In § 5 wird die Angabe „148“ durch die Angabe „146 und 147“ ersetzt. 


(3) Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Okto-
ber 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 4. Februar 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 33) geändert worden ist wird wie folgt geändert: 


1. § 52 Absatz 52 wird durch den folgenden Absatz 52 ersetzt: 


(52) „ § 96 Absatz 7 Satz 1, § 100 Absatz 5 Nummer 3, § 108 Satz 1 und 
§ 121 Absatz 1 in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgen-
den Quartals] geltenden Fassung sind erstmals für Kalenderjahre nach Ablauf des 
31. Dezember 2026 anzuwenden.“ 


2. § 96 Absatz 7 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
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„Für die Zulage gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der §§ 371, 375 
Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378, 379 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 und der §§ 383 und 384 der Abgabenordnung 
entsprechend.“ 


3. § 100 Absatz 5 Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt: 


3. „ die §§ 195 bis 203 der Abgabenordnung, die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 
bis 4, der §§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376, die Bußgeldvorschriften der 
§§ 378, 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 und der §§ 383 
und 384 der Abgabenordnung, die §§ 385 bis 408 für das Strafverfahren und die 
§§ 409 bis 412 der Abgabenordnung für das Bußgeldverfahren.“ 


4. § 108 Satz 1 wird durch folgenden Satz ersetzt: 


„Für die Mobilitätsprämie gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der 
§§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 der Abgabenordnung sowie die Bußgeldvorschrif-
ten der §§ 378 und 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 sowie 4 und der §§ 383 
und 384 der Abgabenordnung entsprechend.“ 


5. § 121 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


(1) „ Für die Energiepreispauschale gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 
bis 4 und 7, der §§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 der Abgabenordnung sowie die 
Bußgeldvorschriften der §§ 378 und 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 und 
Absatz 4 sowie der §§ 383 und 384 der Abgabenordnung entsprechend.“ 


(4) Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2451) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 8 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Für die Wohnungsbauprämie gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der 
§§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378, 379 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 und der §§ 383 und 384 der Abgaben-
ordnung entsprechend.“ 


(5) Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das zuletzt durch Artikel 51 des Gesetzes vom 2. Dezember 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 14 Absatz 3 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Für die Arbeitnehmer-Sparzulage gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der 
§§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378, 379 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 und der §§ 383 und 384 der Abgaben-
ordnung entsprechend.“ 


(6) Das Berlinförderungsgesetz 1990 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Februar 1990 (BGBl. I S. 173), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 20. August 
2021 (BGBl. I S. 3932) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 29a Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


(1) „ Für die Zulage gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der §§ 371, 
375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378, 379 Absatz 1 Satz 1 
Nummern 1 und 2 sowie Absatz 4 und des § 384 der Abgabenordnung entsprechend.“ 
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(7) Das Forschungszulagengesetz vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2763), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juli 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 161) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


§ 13 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Für die Forschungszulage gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der 
§§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378 und 379 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 sowie Absatz 4 und der §§ 383 und 384 der Abgaben-
ordnung entsprechend.“ 


(8) Die Kassensicherungsverordnung vom 26. September 2017 (BGBl. I S. 3515), die 
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 14. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 10 geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 6 Satz 5 wird gestrichen. 


2. § 7 Absatz 4 wird gestrichen. 


3. § 8 Absatz 4 wird gestrichen. 


4. § 10 wird gestrichen. 


Artikel 8 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am [einsetzen: erster Tag des 
auf die Verkündung folgenden Quartals] in Kraft. 


(2) Artikel 7 Absatz 3 bis 7 tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 


(3) Die Artikel 2, 5 und Artikel 7 Absatz 8 Nummern 1 bis 3 treten am 1. Januar 2028 
in Kraft. 


(4) Die Artikel 3 und Artikel 7 Absatz 8 Nummer 4 treten am 1. Januar 2029 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, die Bekämpfung von Steuerhinterziehung zu stär-
ken. Denn die Bekämpfung von Steuerhinterziehung und ein wirksamer Steuervollzug sind 
für die Sicherung der Einnahmen sowie die Handlungsfähigkeit des Staates unerlässlich 
und gewährleisten zugleich einen fairen Wettbewerb zwischen den redlichen Unternehmen.  


Erfahrungen aus der Praxis haben gezeigt, dass noch sogenannte offene Ladenkassen 
eingesetzt werden. Es handelt sich dabei um Kassen, die ohne elektronische Aufzeich-
nungssysteme geführt werden. Gerade in bargeldintensiven Branchen besteht durch den 
Einsatz von offenen Ladenkassen die vereinfachte und schwerer aufzuklärende sowie 
nachzuweisende Möglichkeit, dass Umsätze nicht in voller Höhe erklärt werden. 


Aufgrund dessen besteht ein gesteigertes Risiko der nicht ordnungsgemäßen Erfassung 
von Einnahmen und damit in der Folge von Steuerhinterziehung bei dem Einsatz von offe-
nen Ladenkassen.  


Das Risiko der nicht richtigen Erfassung von Einnahmen und damit einer eventuell einher-
gehenden Steuerhinterziehung soll durch die Schaffung einer Kassenpflicht ab einem Ge-
samtumsatz von 100 000 Euro verringert werden. Denn bei einem verpflichtenden Einsatz 
von elektronischen Kassen, die den Anforderungen des § 146a der Abgabenordnung (AO) 
entsprechen, werden die Grundaufzeichnungen durch die zertifizierte technische Sicher-
heitseinrichtung (TSE) geschützt und es werden Grundaufzeichnungen nach der digitalen 
Schnittstelle der Finanzverwaltung für Kassensysteme (DSFinV-K) erzeugt. Damit wird das 
Entdeckungsrisiko bei der nicht richtigen Erfassung von Einnahmen und damit von Steuer-
hinterziehungen signifikant erhöht. 


Um den gesetzlichen Regelungen zu den Aufzeichnungspflichten Rechnung zu tragen, sind 
weitere Sanktionsmöglichkeiten und eine Stärkung der Ermittlungsbefugnisse der Finanz-
behörden erforderlich. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Durch den Entwurf wird eine Kassenpflicht ab einem Gesamtumsatz von 100 000 Euro in 
die Abgabenordnung ab dem 1. Januar 2027 eingefügt. Dafür notwendige Folgemaßnah-
men in Form einer Mitteilungspflicht und der Bußgeldbewehrung und Steuerstraftatbe-
stände sowie Folgeänderungen werden ebenfalls ergänzt. 


Eine Befreiungsmöglichkeit für Fälle einer sachlichen Härte ist vorgesehen. Daneben sieht 
die Vorschrift vor, dass durch eine Rechtsverordnung das Bundesministerium der Finanzen 
weitere Befreiungen vorsehen kann. 


Die papierhafte Belegausgabepflicht wird zum 1. Januar 2028 abgeschafft. 


Darüber hinaus dient der Entwurf der Bekämpfung von Steuerhinterziehung. Durch die Aus-
weitung der selbständigen Ermittlungskompetenz von Finanzbehörden bei Sachverhalten 
im Zusammenhang mit der Fälschung technischer Aufzeichnungen, soweit Daten von elekt-
ronischen Aufzeichnungssystemen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 der Kassensi-
cherungsverordnung (KassenSichV) betroffen sind, werden Schnittstellen zwischen 
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Finanzbehörden und Staatsanwaltschaften reduziert und Verfahren können effizienter ge-
führt werden. Dies gilt umso mehr, da bei den Finanzbehörden ein größeres Wissen hin-
sichtlich dieser Daten vorhanden ist. 


Mit der Ausweitung der Koordinierungskompetenz des Bundeszentralamts für Steuern 
(BZSt) für Steuerstrafverfahren der Länder soll das BZSt die Bustra- und Steuerfahndungs-
stellen der Länder bei der Aufdeckung und Ermittlung von Steuerstraftaten mit länderüber-
greifender, internationaler oder erheblicher Bedeutung besser unterstützen können. 


III. Exekutiver Fußabdruck 


Es haben keine Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte 
wesentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen. 


IV. Alternativen 


Anstelle einer offenen Ladenkasse vereinfacht ein mit einer zertifizierten technischen Si-
cherheitseinrichtung ausgestattetes Kassensystem die Kassen-Nachschau bzw. die Prü-
fung. Elektronische Kassensysteme bergen ein geringeres Potential zur Manipulation, da 
in diesen Systemen die Daten sofort kryptographisch abgesichert und aufgezeichnet wer-
den. Insoweit besteht keine Alternative zur Umsetzung. 


V. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz zur Änderung der §§ 3, 30, 146, 146a, 147 und 200 AO 
sowie zur Einfügung des § 146b (Artikel 1) und des § 146c (Artikel 3) AO und zur Änderung 
des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (Artikel 4) ergibt sich aus Artikel 108 Ab-
satz 5 des Grundgesetzes (GG). Für die Änderung des Einkommensteuergesetzes ergibt 
sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Va-
riante GG, da das Steueraufkommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 


Die Gesetzgebungskompetenz zur Änderung der §§ 369, 375,  379, 386, 393 und 398 AO 
sowie zur Einfügung des § 374a AO ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 Fall 2 
GG (Strafrecht). 


Für die Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes (Artikel 5) folgt die Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung der Gewerbeordnung (Arti-
kel 6) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft). Eine bun-
deseinheitliche Regelung der Gewerbeordnung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit im Bundesgebiet erforderlich. 


VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 
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VII. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Durch die Einführung der Kassenpflicht ab einen Gesamtumsatz von 100 000 Euro wird die 
Erfüllung der Einzelaufzeichnungspflicht nach § 146 Absatz 1 Satz 1 AO erleichtert, da 
diese dann durch die anzuschaffende elektronische Kasse erfüllt wird und nicht mehr hän-
disch zu erfolgen hat. Zudem wird die Feststellung der Kasseneinnahmen und -ausgaben 
nach § 146 Absatz 1 Satz 2 AO erleichtert, da diese künftig durch die elektronische Kasse 
erfüllt wird. 


Die neue Zuständigkeitsregelung bei Kassen-Nachschauen bei fahrenden Händlern redu-
ziert Mehraufwand in der Verwaltung, da keine Beauftragungen von Finanzämtern in Ein-
zelfällen getroffen werden müssen und vor Ort tätige Prüfer die Kassen-Nachschauen un-
mittelbar und damit effizient durchführen können. 


Die Stärkung der Ermittlungsbefugnisse der Finanzbehörden bei Ermittlungsverfahren von 
Sachverhalten im Zusammenhang mit der Fälschung technischer Aufzeichnungen, soweit 
Daten von elektronischen Aufzeichnungssystemen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 
KassenSichV betroffen sind, entlastet sowohl die Staatsanwaltschaften als auch die Finanz-
behörden. Außerdem werden Schnittstellen bzw. Überschneidungen bei den Zuständigkei-
ten zwischen den ermittelnden Behörden reduziert. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Die Bundesregierung misst den Erfolg ihrer Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung 
anhand von bestimmten Indikatoren und darauf bezogenen Zielen, die sich in ihrer Syste-
matik an den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen orientie-
ren. Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nach-
haltigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie Weiterentwicklung 
2025 (DNS), die der Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Verein-
ten Nationen dient. Der Gesetzentwurf unterstützt folgende Indikatorenbereiche der DNS: 


Der Entwurf entspricht einer nachhaltigen Entwicklung, indem er das Steueraufkommen 
des Gesamtstaates sichert. Dies betrifft das Prinzip Nummer 4d der DNS (Nachhaltiges 
Wirtschaften stärken) und unterstützt den Indikatorenbereich 8.2 (Staatsverschuldung - 
Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen). 


Indem sich der Entwurf der Stärkung der Bekämpfung der Steuerhinterziehung widmet, 
leistet er einen Beitrag zur Erreichung der Zielvorgabe 16.4 (Finanzkriminalität; Negative 
Auswirkungen auf die politische Ordnung, den Rechtsstaat, die Wirtschaft und die Gesell-
schaft verhindern, Financial Action Task Force (FATF) rating effectiveness, Verbesserung 
auf mindestens 8 von 11 möglichen Punkten bis 2029). Diese Zielvorgabe verlangt, bis 
2030 illegale Finanzströme deutlich zu verringern. Der Entwurf fördert die Erreichung dieser 
Zielvorgabe, indem die Verhütung, die Aufklärung und die Verfolgung im Bereich der Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung langfristig gestärkt werden.  


Der Entwurf folgt damit den Nachhaltigkeitsprinzipien der DNS „(a) Nachhaltige Entwicklung 
als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden“, „(b) 
Global Verantwortung wahrnehmen“ und „(e) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Ge-
sellschaft wahren und verbessern“. 


Der Entwurf entfaltet im Übrigen keine Wirkungen, die im Widerspruch zu einer nachhalti-
gen Entwicklung im Sinne der DNS stehen. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die Regelungen schränken Missbrauchsmöglichkeiten ein. Dies wird zur Sicherung des 
Steueraufkommens beitragen. 


4. Erfüllungsaufwand 


4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Für die Wirtschaft reduziert sich der derzeitige jährliche Erfüllungsaufwand um 88 890 000 
Euro. Es entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 98 748 000 Euro. Davon entfällt 
eine Entlastung von 129 013 000 Euro auf Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 


Die Entlastung entsteht vor allem durch die Umstellung der Belegausgabepflicht von pa-
piergebundenen zu digitalen Belegen (Belegbereitstellungspflicht). 


1. Einführung Kassenpflicht 


Einmaliger Umstellungsaufwand: 


Anschaffung der Registrierkassen: 


Aktuell besteht die Wahl zwischen einer Registrierkasse und einer offenen Ladenkasse. Mit 
Einführung einer Kassenpflicht ab einem Umsatz über 100 000 Euro entfällt die Möglichkeit 
der Nutzung einer offenen Ladenkasse. Derzeit gibt es 2,2 Mio. Registrierkassen und 114 
Tsd. offene Ladenkassen. Die Anschaffung der neuen Registrierkassen fällt unter einmali-
gen Erfüllungsaufwand. Wartung und Support fallen jedoch unter den laufenden Erfüllungs-
aufwand. 


Da die Kosten für die Anschaffung der Kassen als einmaliger Umstellungsaufwand nicht 
auf den jährlichen Aufwand angerechnet werden, ist das Berücksichtigen der Lebensdauer 
nicht notwendig. Insgesamt kann mit einer Fallzahl von 114.800 Kassen gerechnet werden, 
die neu angeschafft werden müssen. Bei dieser Fallzahl muss zwischen cloudbasierten 
Kassen und stationären Kassen unterschieden werden, da die Kosten sowohl für die Be-
schaffung als auch im Unterhalt unterschiedlich ausfallen. Rund 27 % der aktuellen Kas-
senplätze sind cloudbasiert, die Fallzahl teilt sich daher auf rund 31 Tsd. cloudbasierte und 
83,8 Tsd. stationäre Kassen auf. 


Recherchen haben ergeben, dass günstige Modell von stationären Kassen ab ca. 400 Euro 
verkauft werden, es empfiehlt sich, einen höheren Mittelwert von 575 Euro anzusetzen, um 
die ganze Bandbreite der Anschaffungskosten abzudecken. Der Umstellungsaufwand liegt 
bei diesen Kassen bei rund 48,1 Mio. Euro. 


Die Einrichtung einer cloudbasierten Kasse kostet laut Internetrecherche rund 100 Euro. 
Zusätzlich fallen noch Hardwarekosten an, die jedoch sehr individuell ausfallen können. Bei 
cloudbasierten Kassen werden nur mobile Endgeräte, wie Smartphone oder Tablet benötigt 
sowie ein Drucker für die Belege. Günstige Tablets, die technisch geeignet sind, liegen 
preislich bei rund 400 Euro. Die Anschaffung einer cloudbasierten Kasse liegt daher bei 
rund 500 Euro. Die Umstellungskosten liegen damit insgesamt bei rund 15,5 Mio. Euro. 


Bei Cloudkassen muss zusätzlich berücksichtigt werden, dass diese nicht über einen eige-
nen Belegdrucker verfügen. Mobile Geräte sind ab 250 Euro verfügbar.  


Jährlicher Aufwand: 







 - 20 - Bearbeitungsstand: 05.08.2026  14:35 


Vorgabe 1 zur Kassenpflicht: Kosten für die TSE 


Die TSE muss regelmäßig lizenziert werden. Es fallen jährliche Gebühren von 93 Euro je 
TSE an, wobei zwei bis drei Kassen mit einer TSE betrieben werden können. In der Be-
standsmessung wurde daher die Fallzahl durch 2,5 geteilt. Die Fallzahl für die jährlichen 
Kosten der TSE (vorher offene Ladenkasse) beläuft sich damit auf 45.920 TSE 
(114.800/2,5). Der jährliche Erfüllungsaufwand für die zusätzlichen Kassen beläuft sich auf 
4,3 Mio. Euro. 


Vorgabe 2 zur Kassenpflicht: Wartung und Support 


Wartung und Support fallen auch für bereits bestehende Registrierkassen an und sind gän-
gige Praxis. Daher wird der Erfüllungsaufwand nur für solche Fälle berücksichtigt (offene 
Ladenkassen), bei denen Steuerpflichtige sich aufgrund der Kassenpflicht ein elektroni-
sches Aufzeichnungssystem anschaffen müssen. Für alle anderen Fälle stellen diese Kos-
ten Sowieso-Kosten dar. 


Technischer Support kostet laut Internetrecherche je nach Hersteller und Vertrag zwischen 
100 und 300 Euro pro Jahr. Gerechnet wird also mit 200 Euro Sachkosten pro Kasse, die 
anstelle einer früheren offenen Ladenkasse eingesetzt wird. Zusätzlich muss berücksichtigt 
werden, dass rund 27 % der Registrierkassen cloudbasiert sind und über mobile Endgeräte 
(Handy, Tablet etc.) bedient werden. Dadurch ergibt sich eine Fallzahl für stationäre Kassen 
von 83,8 Tsd. Kassen. Der jährliche Mehraufwand für „klassische“ Registrierkassen liegt 
somit bei 16,7 Mio. Euro. 


Für die 31 Tsd. Cloudkassen fallen anstelle der Service und Wartungskosten, Nutzungsli-
zenzen an. Nach Internetrecherchen kosten Nutzungslizenzen durchschnittlich 20 – 30 
Euro monatlich (300 Euro/Jahr). Der jährliche Mehraufwand für Cloudkassen liegt damit bei 
rund 9,2 Mio. Euro. 


Insgesamt ergibt sich durch die Einführung einer Kassenpflicht ein Anstieg des jährlichen 
Erfüllungsaufwands von rund 30,3 Mio. Euro.  


Zusammenfassung: 


Einmaliger Erfüllungsaufwand 
Anschaffung Cloudkassen Fallzahl: 30.996 Kassen 


Sachkosten: 500 Euro/Fall 
(ggf. fallen weitere Kosten 
an) 


15.498.000 Euro 


Anschaffung stationäre 
Kassen 


Fallzahl: 83.804 Kassen 
Sachkosten: 575 Euro/Fall 


48.187.300 Euro 


  63.685.300 Euro 
Jährlicher Erfüllungsaufwand 
Kosten für die TSE Fallzahl: 45.920 TSEn 


Sachkosten: 93 Euro/Fall 
4.270.560 Euro 


Wartung und Support für 
cloudbasierte Kassen 


Fallzahl 30.996 
Sachkosten: 300 Euro/Fall 


9.298.800 Euro 


Wartung und Support für 
stationäre Kassen 


Fallzahl: 83.804 Kassen 
Sachkosten: 200 Euro/Fall 


16.760.800 Euro 


  30.330.160 Euro 
 
2. Abschaffung der papierhaften Belegausgabepflicht und Einführung der Belegbereitstel-
lungspflicht 


- Umstellung der Belegausgabepflicht von papiergebundenen Belegen auf digitale Belege 







 - 21 - Bearbeitungsstand: 05.08.2026  14:35 


Einmaliger Umstellungsaufwand: 


Die Aufwände zur Umstellung der Kasse fallen in erster Instanz bei den Kassenherstellern 
an. Es kann nicht eingeschätzt werden, wie und in welchen Fällen der Hersteller die Kosten 
für die Umstellung tatsächlich auf den Verkaufspreis seiner Kassen umlegt. Im Folgenden 
werden also nur die Kosten der Hersteller dargestellt.  


Recherchen haben ergeben, dass die praktikabelste Lösung zur Bereitstellung des digitalen 
Kassenbelegs über einen QR-Code ist. Der QR-Code wird auf dem Kassenbildschirm dar-
gestellt und kann vom Kunden, ohne individuelle Kunden-App des Geschäfts, abgescannt 
werden. Da moderne Kassensysteme in der Regel über Kundendisplays verfügen, ist nicht 
mit nennenswert vielen Neuanschaffungen zu rechnen. Der Umstellungsaufwand ergibt 
sich vor allem für die Programmiertätigkeiten zur Anpassung der technischen Systeme. 


Viele Kassensysteme (vor allem Cloudkassen) bieten heute bereits die Möglichkeit, Belege 
entweder digital per E-Mail, als QR-Code oder auf Wunsch gedruckt, auszugeben.  


Um die Anpassungskosten für die Programmierung zu ermitteln, werden Standardwerte1 
zur Ermittlung des Erfüllungsaufwands angesetzt. Um die Kosten von nachträglichen An-
passungen in einem bestehenden System zu ermitteln, werden in der Wirtschaft in der Re-
gel 10 – 15 % (Mittelwert 12,5 %) der ursprünglichen Kosten veranschlagt. Eine Anwen-
dung im Umfang und der Komplexität, die ein Kassensystem erfordert, liegt zwischen 100 
und 200 Tsd. Euro (Mittelwert 150 Tsd. Euro). Veranschlagt man hier die in der Praxis üb-
lichen Aufschläge, ergeben sich Programmieraufwände von rund 18,7 Tsd. Euro je Fall.  


Bei Cloudkassen kann die Umstellung zentral vom Dienstleister durchgeführt werden. Auf 
dem deutschen Markt gibt es (inkl. Nischenlösungen) rund 100 cloudbasierte Kassenpro-
dukte. 


Bei großen Handelsketten läuft das Aktualisieren der Kassensysteme strukturiert ab, da 
hier viele Geräte und Filialen gleichzeitig betreut werden müssen. Die Kassen sind oft Teil 
eines zentralen Managementsystems (Device Management). Über alle Branchen betrach-
tet gibt es laut Internetrecherchen rund 150 Handelsketten. Man kann davon ausgehen, 
dass vor allem die Ketten jeweils ein einheitliches jedoch für sie speziell angepasstes Sys-
tem verwenden. 


Bei den übrigen Kassen handelt es sich weitestgehend um Standardsysteme, die zentrali-
siert vom Anbieter aktualisiert werden können. Nach eigenen Recherchen gibt es rund 100 
bis 150 Anbieter für Kassensysteme. Bei durchschnittlich 3 – 5 Varianten pro Hersteller 
ergeben sich schätzungsweise 300 bis 750 individuelle Kassenprodukte. Für die Ermittlung 
des Erfüllungsaufwands werden 125 Hersteller mit je 4 Modellen angesetzt. 


Insgesamt ergibt sich damit eine Fallzahl von 750 anzupassenden Kassensystemen. Bei 
Anpassungskosten von rund 18,7 Tsd. Euro je System, ergibt sich ein einmaliger Erfül-
lungsaufwand von rund 14 Mio. Euro. 


Jährlicher Aufwand: 


Der jährliche Erfüllungsaufwand ergibt sich vor allem für die Aufrechterhaltung und Wartung 
der IT-Infrastruktur sowie die Sicherstellung, dass Kunden dauerhaften Zugriff auf ihre digi-
talen Belege haben. 


Jeder digitale Beleg muss vom Unternehmen bzw. seinem Dienstleister revisionssicher ab-
gelegt und dauerhaft abrufbar sein. Das erzeugt vor allem Speicherverbrauch und Traffic-
Kosten. Pro Beleg liegt der Speicherverbrauch zwischen 5 – 50 KB (HTML/JSON) oder 50 


 
1 Standardwerte aus der Standardwerttabelle des Statistischen Bundesamtes basierend auf KI-gestützte Inter-
netrecherchen 
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– 200 KB (PDF). Der verbrauchte Speicherplatz pro 1 Mio. Belege liegt dabei zwischen 50 
– 200 MB. Außerdem fallen Kosten für den Datenabruf an. Dieser kann pro Abruf bei bis zu 
100 KB liegen. Laut eigenen Recherchen liegen die Speicher- und Traffic-Kosten pro 1 Mio. 
Belege bei 8 – 15 Euro. Für die Berechnung des Erfüllungsaufwands wird der Mittelwert 
von 11,50 Euro angesetzt. 


Um sich der Anzahl der jährlichen Transaktionen anzunähern, wird angenommen, dass 
jede geschäftsfähige Person in Deutschland (ab 7 Jahren schwebend geschäftsfähig) zwei 
Einkäufe oder Dienstleistungen pro Woche in Anspruch nimmt. Laut Zensusdatenbank2 gab 
es in Deutschland zum Stichtag rund 77 Mio. Personen im geschäftsfähigen Alter. Damit 
ergibt sich eine Fallzahl von rund 8 Mrd. Einzeltransaktionen. 


8.000.000.000∗ 11,5 Euro 
1.000.000


 = 92.000 Euro 


Schlüsselt man die 92 Tsd. Euro auf die aktuelle Anzahl von 2.206.500 Kassen auf, redu-
zieren sich die Sachkosten pro Fall um 65,61 Euro auf 0,04 Euro. Der jährliche Erfüllungs-
aufwand reduziert sich damit um rund 130 Mio. Euro. 


3. Erweiterung Mitteilungsverfahren 


Kassen haben eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von sechs Jahren. Die Dauer der 
Gültigkeit des Zertifikats einer TSE beträgt in der Regel fünf Jahre. Aufgrund dessen wird 
ein Wechsel der TSE in der Regel häufiger zu melden sein, da diese früher als das Kas-
sensystem ausgetauscht wird. Im Jahr der Anschaffung kann die Mitteilung des Kassen-
systems und der TSE zusammen erfolgen. 


Wenn man von rund 2.206.500 Kassen ausgeht, muss alle fünf Jahre eine zusätzliche Mit-
teilung aufgrund des Wechsels der TSE erfolgen. Bei dieser Mitteilung wird man jedoch auf 
die bereits mitgeteilten Daten zu dem Kassensystem zurückgreifen können, so dass bei 
einer erneuten Mitteilung nur die Daten der neuen TSE erneut erfasst werden müssen. Es 
müssen daher nur wenige Daten hinsichtlich der TSE (u. a. Anschaffungsdatum, Zuordnung 
zur Kasse und Seriennummer) erneut mitgeteilt werden. 


Aufgrund dessen kann davon ausgegangen werden, dass die Mitteilung 30 Minuten in An-
spruch nehmen wird. Da die Mitteilungspflicht alle Branchen betrifft und es sich um eine 
qualifizierte Tätigkeit handelt, die nach Anweisung erledigt werden kann, wird von einem 
mittleren Qualifikationsniveau mit einem Stundensatz von 38,60 Euro ausgegangen. 


Insoweit ergeben sich Kosten von insgesamt 42,585 Mio. Euro. Da die Mitteilung jedoch 
nur dann erfolgen muss, wenn die TSE gewechselt wird, müssen nicht alle Steuerpflichtigen 
die Mitteilung gleichzeitig vornehmen. Vielmehr werden sich die Mitteilungen über einen 
Zeitraum von fünf Jahren verteilen. Deshalb wird der Betrag auf die fünf Jahre aufgeteilt, so 
dass sich ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 8,517 Mio. Euro ergibt. 


4. Verpflichtende Ausstattung mit Wegstreckenzählern, die über eine digitale Schnittstelle 
verfügen 


Es wird eine steuerliche Pflicht zum Einsatz eines Wegstreckenzählers mit einer digitalen 
Schnittstelle zur Anbindung einer TSE geschaffen. 


Dabei handelt es sich um Fahrzeuge, die nur auf vorherige Bestellung eingesetzt werden 
dürfen und immer als Ganzes vermietet werden. Anders als Taxis dürfen sie nicht öffentlich 
bereitstehen und keine Fahrgäste spontan aufnehmen. In der Praxis sind das vor allem 
Fahr- und Chauffeurdienste, App-basierte Fahrdienste und der gebündelte Bedarfsverkehr. 


 
2 https://ergebnisse.zensus2022.de/datenbank/online/statistic/1000A/table/1000A-1008 
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Einmaliger Erfüllungsaufwand: 


Umfassende Recherchen haben ergeben, dass es sich dabei in Deutschland um rund 
30.000 betroffene Fahrzeuge handelt. Die Kosten für einen solchen Wegstreckenzähler lie-
gen bei 500 – 900 Euro je Fall (Mittelwert 700 Euro). Damit ergibt sich ein einmaliger Erfül-
lungsaufwand von rund 21 Mio. Euro.  


Jährlicher Erfüllungsaufwand: 


Laufende Kosten ergeben sich vor allem durch Sicherheitsupdates, Speicherung der Daten 
und die Lizenzkosten der Cloud-TSE. Die dadurch anfallenden Sachkosten liegen zwischen 
50 – 120 Euro je Fahrzeug (Mittelwert 85 Euro). Damit ergibt sich ein jährlicher Erfüllungs-
aufwand von rund 2,55 Mio. Euro. Es fällt ein laufender Aufwand für die Anschaffung von 
Neufahrzeugen an, der nicht beziffert werden kann. 


5. Erweiterung der Digitalisierung von Jahresabschlüssen 


Die Möglichkeit zur Digitalisierung von Jahresabschlüssen und Eröffnungsbilanzen trifft 
mangels paralleler Regelung im Handelsgesetzbuch nur solche Steuerpflichtigen, die aus-
schließlich nach steuerrechtlichen Regelungen Jahresabschlüsse und Eröffnungsbilanzen 
erstellen müssen. Insoweit fallen Kapitalgesellschaften, viele Personengesellschaften (wie 
offene Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften) sowie Kaufleute als Einzel-
unternehmen heraus.  


Für die Aufbewahrung eines Jahresabschlusses mit ca. 20 Seiten fallen Kosten von rund 
0,153 Euro pro Jahr an. Diese entfallen aufgrund der nun möglichen digitalen Aufbewah-
rung. Dafür entstehen Kosten von rund 0,002 Euro pro Jahr für die digitale Aufbewahrung. 


Angesichts der sehr kleinen Beträge der Entlastung pro Jahr sowie der eingeschränkten 
Anzahl an Steuerpflichtigen führt diese Maßnahme zu einer geringen, nicht bezifferbaren 
Entlastung der Wirtschaft. 


6. Zusammenfassung 


Insgesamt ergibt sich damit eine Entlastung der Wirtschaft von 88,89 Mio. Euro jährlich. 
Hierbei handelt es sich in Höhe von rund 129 Mio. Euro um eine Entlastung von Erfüllungs-
aufwand aus Informationspflichten. 


 


Lfd. Bezeichnung Art der Vorgabe 
Einmaliger Er-


füllungsauf-
wand 


Jährlicher Er-
füllungsauf-


wand 


1 Einführung Kassenpflicht weitere Vorgabe 63.685.000 € 30.331.000 € 


2 Belegausgabepflicht nach 
§ 146a Absatz 2 AO 


Informationspflicht 14.063.000 € -130.287.000 € 


3 Erweiterung Mitteilungsver-
fahren 


Informationspflicht -   € 8.517.000 € 


4 


Ausstattung von Mietwagen 
mit Wegstreckenzählern, die 
über eine digitale Schnitt-
stelle verfügen 


weitere Vorgabe 21.000.000 € 2.550.000 € 


Saldo Erfüllungsaufwand gesamt 98.748.000 € -88.890.000 € 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten - -129.013.000 € 
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Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft unterliegt der „One in, one out“-Regelung 
(Kabinettbeschluss vom 25. März 2015). Da es sich dabei um ein „Out“ von 88,89 Mio. Euro 
handelt, steht die Summe als Kompensationsvolumen für Regelungsvorhaben des Bundes-
ministeriums der Finanzen zur Verfügung. 


4.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 


Für die Länder ergibt sich ein laufender Erfüllungsaufwand von 125 000 Euro. Es entsteht 
ein einmaliger Erfüllungswand für die Länder von rund 557 000 Euro. 


Für den Bund ergibt sich ein laufender Erfüllungsaufwand von 5 339 000 Euro. Es entsteht 
ein einmaliger Erfüllungswand für den Bund von rund 5 780 000 Euro. 


1. Änderung des Mitteilungsverfahrens nach § 146a Absatz 4 AO-E 


Einmaliger Umstellungsaufwand: 


Aufgrund der Rechtsänderung müssen mehrere IT-Verfahren in der Verwaltung, beispiels-
weise das Mitteilungsverfahren nach §146a Absatz 4 AO-E, angepasst werden. Das Mittei-
lungsverfahren (§146a Absatz 4 AO-E) muss so angepasst werden, dass zukünftig auch 
dann Mitteilungen möglich sind, wenn keine Änderung des elektronischen Aufzeichnungs-
systems erfolgt, sondern lediglich die technische Sicherheitseinrichtung gewechselt wird. 
Hierdurch entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand. 


Bei der Berechnung des resultierenden Erfüllungsaufwands wird auf die Expertise des BZSt 
verwiesen. Demnach schätzt das BZSt, dass für die Anpassung der etablierten IT-Verfah-
ren ein Zeitaufwand von 635 Personentagen entsteht. Für das KONSENS-Vorhaben, das 
hier relevant ist, ergibt sich ein Personalkostenverrechnungssatz in Höhe von 157.838 Euro 
für 180 Personentagen. 


Somit berechnet sich der einmalige Erfüllungsaufwand der Verwaltung wie folgt: 


(157.838 Euro / 180 PT) * 635 PT = 556.817 Euro 


2. Änderung der Eintragungen im Gewerbezentralregister 


Einmaliger Umstellungsaufwand: 


[BMJV bitte ergänzen] 


Jährlicher Aufwand: 


Der laufende Erfüllungsaufwand für die zusätzlichen Meldungen an das Gewerbezentralre-
gister beträgt rund 124.610 Euro. 


In den Jahren 2022 bis 2024 wurden durchschnittlich 5.769 Steuerstrafverfahren durch Ur-
teil oder Strafbefehl mit einer Geld- oder Freiheitsstrafe abgeschlossen. Es wird geschätzt, 
dass davon rund zwei Drittel der Verfahren im Zusammenhang mit einem Gewerbe, d. h. 
Gewinn aus Gewerbebetrieb, Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer oder Umsatzsteuer, be-
treffen. Dies wären 3.846 Verfahren. 


Bei einer durchschnittschlichen Dauer von 45 Minuten und einem Stundensatz von 43,20 
Euro für den gehobenen Dienst der Länder ergibt sich ein Erfüllungsaufwand von rund 
124.610 Euro. 


 


4. Zusammenfassung 
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5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
weiteren Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


Das Vorhaben hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Demografie. 


VIII. Befristung; Evaluierung 


Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 


Die Einführung der Kassenpflicht ab einem Gesamtumsatz von 100 000 Euro nach § 146b 
AO-E sowie der Umfang der Ausnahmen, die Einführung der Anforderungen an Mietwagen 
und Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr nach § 146c AO-E und die Anpassung der 
Belegausgabepflicht sollen jeweils fünf Jahre nach dem Inkrafttreten evaluiert werden. Hier-
bei sollen insbesondere die entstandenen Kosten für die Wirtschaft und die Wirksamkeit 
der Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und anderen Delikten der Wirt-
schaftskriminalität berücksichtigt werden. Des Weiteren soll die Einführung einer generellen 
Kassenpflicht auch für Unternehmen mit Umsätzen unter 100 000 Euro geprüft werden. 


Lfd. Bezeichnung Bund/Länder 
Einmaliger Er-


füllungsauf-
wand 


Jährlicher Er-
füllungsauf-


wand 


1 
Änderung des Mitteilungs-
verfahrens nach § 146a 
Absatz 4 AO-E 


Land 557 000  


2 
Änderung der Eintragun-
gen im Gewerbezentralre-
gister 


Land  125 000 


Bund ?  


Saldo Erfüllungsaufwand gesamt 557 000 125 000 


Davon auf Bund - - 


Davon auf Land 557 000 125 000 
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B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung der Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a 


Die Änderung vollzieht die Neufassung des § 146b AO-E sowie die daraus resultierende 
Verschiebung des bisherigen § 146b AO als neuen § 146c AO-E in der Inhaltsübersicht 
nach. 


Zu Buchstabe b 


Die Änderung vollzieht die Einfügung des § 374a AO-E in der Inhaltsübersicht nach.  


Zu Nummer 2 


Die Offenbarung oder Verwertung geschützter Daten soll künftig auch für Straftaten im 
Sinne des § 74c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3, 5 oder 6 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes (GVG) zulässig sein und zwar unabhängig davon, ob die weiteren Voraussetzungen 
des bisherigen § 30 Absatz 4 AO erfüllt sind. Eine Durchbrechung des Steuergeheimnisses 
nach § 30 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe c AO-E kommt insbesondere in Betracht, wenn 
die Straftat gewerbs- und bandenmäßig begangen oder bei der Tatbegehung besondere 
kriminelle Energie aufgewandt wurde. Außerdem ist für die Durchbrechung des Steuerge-
heimnisses nach § 30 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe c AO-E erforderlich, dass es sich um 
eine entsprechende Wirtschaftsstraftat handelt, bei der eine Verurteilung aufgrund eines 
Verbrechens oder bei der eine höhere Strafe von mehr als vier Jahre Freiheitsstrafe oder 
die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, allein oder neben einer Strafe, 
oder in der Sicherungsverwahrung zu erwarten ist.  


Bei den Änderungen in Buchstabe a und b handelt es sich um Folgeänderungen aufgrund 
der Einfügung des neuen Buchstabens c. 


Zu Nummer 3 


Zu Buchstabe a 


Durch die Ergänzung des Satzes 4 wird sichergestellt, dass Steuerpflichtige, die zwar der 
Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 AO-E unterliegen, aber diese nicht erfüllen, sich nicht 
auf die Vereinfachungsregelung des § 146 Absatz 1 Satz 3 AO berufen können. Insoweit 
gilt die vollumfängliche Einzelaufzeichnungspflicht auch dann, wenn der unter die Kassen-
pflicht nach § 146b Absatz 1 AO-E fallende Steuerpflichtige zwar die Voraussetzungen des 
§ 146 Absatz 1 Satz 3 AO erfüllt, jedoch kein elektronisches Aufzeichnungssystem nach 
§ 146a Absatz 1 Satz 1 AO einsetzt. 


Zu Buchstabe b 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Verschiebung des bisherigen § 146b 
AO als neuen § 146c AO-E. 


Zu Nummer 4 


Zu Buchstabe a 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund des Organisationserlasses des Bundes-
kanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBl. I 2025 Nr. 131). 
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Zu Buchstabe b 


Es besteht die Möglichkeit, dass es ein für die Umsatzbesteuerung zuständiges Finanzamt 
gibt, aber kein Finanzamt für die Ertragsbesteuerung. Für diese Fälle ist unklar, an welches 
Finanzamt die Mitteilung nach § 146a Absatz 4 AO zu erfolgen hat. Durch die Aufnahme 
des § 21 AO sowie die Aufnahme des § 25 AO (mehrfache Zuständigkeit) werden die Zu-
ständigkeiten geklärt. 


Zu Nummer 5 


Mit dem neuen § 146b AO-E wird eine Vorschrift zur Einführung einer Kassenpflicht ab 
einem Gesamtumsatz von 100 000 Euro geschaffen. Diese Pflicht greift grundsätzlich bei 
allen Steuerpflichtigen, die Gewinneinkünfte erzielen. 


Absatz 1 


Absatz 1 schafft eine Kassenpflicht für Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften (Einkünfte 
aus land- und forstwirtschaftlicher Tätigkeit, aus einem Gewerbebetrieb oder aus einer frei-
beruflichen Tätigkeit) und deren Gesamtumsatz im Sinne des § 19 Absatz 2 Satz 1 des 
Umsatzsteuergesetzes von mehr als 100 000 Euro im Kalenderjahr überschreitet. Das ein-
gesetzte elektronische Aufzeichnungssystem muss den Anforderungen des § 146a Ab-
satz 1 AO entsprechen. Dies bedeutet insbesondere, dass das elektronische Aufzeich-
nungssystem durch eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung geschützt werden 
und Aufzeichnungen nach der digitalen Schnittstelle der Finanzverwaltung für Kassensys-
teme (DSFinV-K) erzeugen muss. 


Die Pflicht zur Erfassung gilt für alle Betriebseinnahmen, Betriebsausgaben, Entnahmen, 
Einlagen und durchlaufende Posten, es sei denn, diese Zahlungsflüsse werden unbar in 
Form von Lastschriften oder Überweisungen über ein Konto des Steuerpflichtigen abgewi-
ckelt. 


Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass alle Barzahlungen und auch alle Zahlungen mittels 
Debit- oder Kreditkarten über das elektronische Aufzeichnungssystem erfasst werden müs-
sen. 


Es werden jedoch keine Vorgaben zu dem elektronischen Aufzeichnungssystem gemacht, 
so lange dieses den Anforderungen des § 146a Absatz 1 AO entspricht. Dies bedeutet, der 
Steuerpflichtige kann, z. B. eine Registrierkasse, ein komplexes Kassensystem oder eine 
Cloud-Kasse einsetzen. 


Absatz 2 


Die Pflicht zur Nutzung eines elektronischen Aufzeichnungssystems, das den Anforderun-
gen des § 146a Absatz 1 AO entspricht, endet mit Ablauf des dritten aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahres, in dem der Gesamtumsatz im Sinne des § 19 Absatz 2 Satz 1 des Umsatz-
steuergesetzes nicht mehr als 100 000 Euro im Kalenderjahr betrug. 


Absatz 3 


Absatz 3 Satz 1 regelt den Beginn der Kassenpflicht. Die Verwendung eines elektronischen 
Aufzeichnungssystems im Sinne des § 146a Absatz 1 AO ist ab dem 1. April des Folgejah-
res der erstmaligen Überschreitung der Umsatzgrenze verpflichtend. Artikel 100 Absatz 2 
des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (EGAO) ist zu beachten. 


Absatz 3 Satz 2 regelt eine Mitteilungspflicht für den Eintritt der Kassenpflicht in einem spä-
teren Jahr (vgl. Artikel 100 Absatz 3 EGAO). Die Überschreitung der Umsatzgrenze hat der 
Steuerpflichtige dem zuständigen Finanzamt innerhalb eines Monats nach Beginn der Kas-
senpflicht mitzuteilen. 
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Absatz 4 


Mit Absatz 4 wird ein Rechtsgrundverweis auf die Erleichterungsvorschrift des § 148 AO 
geschaffen. § 148 AO gilt nur für die Erleichterungen bei Buchführungs-, Aufzeichnungs- 
oder Aufbewahrungspflichten. Bei der Kassenpflicht handelt es sich nicht um eine solche 
Pflicht. Aufgrund dessen wird eine entsprechende Anwendung des § 148 AO ermöglicht. 
Hierbei handelt es sich um einen Rechtsgrundverweis, so dass bei einer Befreiung nach 
Absatz 4 immer die Tatbestandsvoraussetzungen des § 148 AO zu prüfen sind. 


Die Befreiungsmöglichkeit nach Absatz 4 steht neben den Ausnahmen nach einer Rechts-
verordnung aufgrund des Absatzes 5. 


Ein Fall der Befreiungsmöglichkeit kann z. B. vorliegen, wenn ein Steuerpflichtiger mit aus 
einer in § 146b Absatz 1 AO-E genannten Tätigkeit einen Umsatz unter 100 000 Euro er-
zielt, aber durch eine weitere Tätigkeit, z. B. im Rahmen von Vermietung und Verpachtung, 
insgesamt die Grenze von 100 000 Euro überschreitet. In diesen Fällen kann die Anwen-
dung der Kassenpflicht im Einzelfall eine unbillige Härte darstellen. 


Daneben kann eine Befreiungsmöglichkeit vorliegen, wenn die Umsatzgrenze nur aufgrund 
eines einmaligen Ereignisses überschritten wird, wie z. B. den Verkauf eines Betriebsgrund-
stückes des Anlagevermögens oder eine besondere Jubiläumsfeier eines Vereins. 


Eine gewährte Befreiung kann nach § 146b Absatz 4 Satz 2 AO-E jederzeit widerrufen wer-
den.  


Absatz 5 


Absatz 5 schafft eine Verordnungsermächtigung für Ausnahmen von der Kassenpflicht. 
Durch die Verordnung können Ausnahmen für bestimmte Bereiche geregelt werden. Dane-
ben können Mitteilungspflichten für den Beginn und Wegfall von Ausnahmen festgelegt 
werden. 


Zu Nummer 6 


Verschiebung 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung des neuen § 146b AO-E. 


Neuer Absatz 1a 


Zweck der Kassen-Nachschau ist eine unangekündigte und zeitnahe Aufklärung steuerer-
heblicher Sachverhalte im Zusammenhang mit der ordnungsgemäßen Erfassung von Ge-
schäftsvorfällen mittels elektronischer Aufzeichnungssysteme oder offener Ladenkassen. 
Die Kassen-Nachschau soll das Entdeckungsrisiko für nicht oder nicht ordnungsgemäß er-
fasste und abgesicherte Kassenaufzeichnungen erhöhen. 


Gerade bei fliegenden Händlern, die sich häufig außerhalb des Bezirks ihres für die Besteu-
erung zuständigen Finanzamtes aufhalten, sind Kassen-Nachschauen nicht immer sinnvoll 
und effizient durch das örtlich zuständige Finanzamt durchzuführen. 


Aufgrund dessen soll die Befugnis zu einer Kassen-Nachschau auf das Finanzamt erweitert 
werden, in dessen Bezirk der Steuerpflichtige tätig wird. Dadurch kann gerade bei Kirmes, 
Weihnachtsmärkten oder Messen eine effiziente Kontrolle der Aufzeichnungen des Steuer-
pflichtigen durchgeführt werden. 


Das die Kassen-Nachschau durchführende Finanzamt hat das nach den §§ 17 bis 21 AO 
zuständige Finanzamt über die Ergebnisse zu informieren. Dadurch wird das nach den 
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§§ 17 bis 21 AO zuständige Finanzamt in die Lage versetzt, die notwendigen Schlüsse aus 
der Kassen-Nachschau zu ziehen. 


Zu Nummer 7 


Um eine weitreichende Digitalisierung zu ermöglichen, wird es zukünftig ermöglicht, Jah-
resabschlüsse und Eröffnungsbilanzen zu digitalisieren und damit unter den weiteren Vo-
raussetzungen nicht mehr papierhaft aufbewahren zu müssen. 


Zu Nummer 8 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung des neuen § 374a AO-E. 
Der Einsatz, das Bewerben und das In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für 
elektronische Aufzeichnungssysteme sind künftig Steuerstraftaten. 


Zu Nummer 9 


Zu § 374a (Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogram-
men für elektronische Aufzeichnungssysteme) 


Die ersten Erfahrungen im Bereich der Überprüfung von elektronischen Aufzeichnungssys-
temen, die mit einer TSE ausgestattet wurden, haben gezeigt, dass Manipulationen mittels 
Software weiterhin vorgenommen werden. Aufgrund der nun erhöhten kriminellen Energie, 
die damit verbunden ist, nicht nur die digitalen Grundaufzeichnungen zu ändern, sondern 
das Kassensystem so umzugestalten, dass die TSE umgangen oder nicht mehr angespro-
chen wird, ist es erforderlich, einen neuen Straftatbestand zu schaffen.  


Die Ordnungswidrigkeit des § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 AO bleibt daneben bestehen. 
Der Anwendungsbereich reduziert sich jedoch auf solche Fälle, in denen das elektronische 
Aufzeichnungssystem nicht den Anforderungen des § 146a Absatz 1 Satz 5 AO entspricht, 
aber noch nicht den Tatbestand des § 374a AO-E erfüllt. Die Ordnungswidrigkeit greift auch 
noch in den Fällen ein, in denen der objektive Tatbestand des § 374a AO-E zwar erfüllt ist, 
aber die subjektiven Voraussetzungen nicht nachgewiesen werden können. 


Absatz 1 


Aufgrund des erhöhten Unrechtsgehalts stellt schon der Einsatz einer dort genannten Ma-
nipulationssoftware eine Straftat dar, ohne dass eine Steuerhinterziehung vorliegt bzw. 
nachgewiesen werden muss. Der Straftatbestand kann auch neben einer Steuerhinterzie-
hung vorliegen. 


Der Strafrahmen beträgt eine Geldstrafe oder eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren. 
Hierbei wird die erhöhte kriminelle Energie berücksichtigt, die erforderlich ist, um kryptogra-
phisch abgesicherte Aufzeichnungen zu verändern oder elektronische Aufzeichnungssys-
teme so zu manipulieren, dass erst gar keine kryptographisch abgesicherten Aufzeichnun-
gen entstehen. 


Absatz 2 und 3 


Bisher war eine Ahndung von entsprechenden Manipulationen als Straftat nur möglich, 
wenn dem Kassen-Hersteller eine Beihilfe zur Steuerhinterziehung nachgewiesen werden 
kann. In vielen Fällen ist dieses jedoch aufgrund des fehlenden Nachweises eines Gehilfen-
Vorsatzes nicht möglich. Dann bleibt nur eine Ahndung als Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße von maximal 25 000 Euro. Vor dem Hintergrund der wesentlich erhöhten Ver-
werflichkeit der Tat ist dieses nicht ausreichend. 
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Der Straftatbestand umfasst nicht nur das In-Verkehr-Bringen von elektronischen Aufzeich-
nungssystemen mit entsprechenden Manipulationsprogrammen, sondern auch das isolierte 
In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen (§ 374a Absatz 3 AO-E). 


Absatz 4 


Durch den Verweis in Absatz 4 auf § 370 Absatz 7 AO können Straftaten verfolgt werden, 
wenn diese außerhalb Deutschlands begangen werden. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass die Programme oder elektronischen Aufzeichnungssysteme zumindest für den deut-
schen Markt gedacht waren. 


Aufgrund des Verweises auf § 370 Absatz 2 AO ist der Versuch strafbar. 


Zu § 375 (Nebenfolgen) 


Absatz 1 


Bei der Ergänzung der Nummer 4 handelt es sich um eine flankierende Maßnahme zur 
Einführung des Straftatbestands des Einsatzes, des Bewerbens und des In-Verkehr-Brin-
gens von Manipulationsprogrammen für elektronische Aufzeichnungssysteme nach § 374a 
AO-E. Das Gericht kann zukünftig die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen, wenn eine Verurtei-
lung zu einer Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bei Begehung des Straftatbestands des Ein-
satzes, Bewerbens und In-Verkehr-Bringens von Manipulationsprogrammen für elektroni-
sche Aufzeichnungssysteme (§ 374a AO-E) vorliegt. 


Absatz 2 


Absatz 2 wurde ebenfalls um das Tatbestandsmerkmal des Vorliegens einer Steuerstraftat 
nach § 374a AO-E ergänzt. Zusätzlich zu den bereits bestehenden Möglichkeiten der Ein-
ziehung von Erzeugnissen, Waren und andere Sachen, auf die sich die Hinterziehung von 
Verbrauchsteuer oder Einfuhr- und Ausfuhrabgaben nach Artikel 5 Nummer 20 und 21 des 
Zollkodex der Union, der Bannbruch oder eine Steuerhehlerei bezogen haben, können zu-
künftig auch Tatobjekte eingezogen werden, auf die sich die Steuerstraftat nach § 374a 
AO-E bezieht. Hierbei kann es sich zum Beispiel um zum Verkauf angebotene Kassensys-
teme mit Manipulationssoftware in Lagerbeständen handeln. 


Zu Nummer 10 


Zu Buchstabe a 


Mit der neuen Nummer 6a wird ein Ordnungswidrigkeitstatbestand geschaffen, für den Fall, 
dass ein Steuerpflichtiger trotz der Verpflichtung aus § 146b Absatz 1 AO-E kein entspre-
chendes elektronisches Aufzeichnungssystem verwendet.  


Die Ordnungswidrigkeit kann mit einem Bußgeld von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 
Der Rahmen ergibt sich insbesondere aus dem Vergleich mit den Bußgeldtatbeständen 
nach § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 AO. Denn der Unrechtsgehalt eines Nichtver-
wendens eines elektronischen Aufzeichnungssystems trotz einer entsprechenden Pflicht 
nach § 146b Absatz 1 AO-E wiegt genauso schwer, wie ein nicht nach § 146a Absatz 1 AO 
geschütztes Kassensystem zu verwenden. 


Zu Buchstabe b 


Ordnungswidrigkeit wegen fehlender Belegausgabe bei Einsatz eines elektronischen Auf-
zeichnungssystems 
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Aufgrund des Zusammenwirkens der Belegausgabepflicht und der verpflichtenden Ausstat-
tung elektronischer Aufzeichnungssysteme mit einer TSE ist leicht nachprüfbar, ob der Ge-
schäftsvorfall einzeln festgehalten und aufgezeichnet wurde sowie ob der Geschäftsvorfall 
die TSE durchlaufen hat. Transparenz schafft Vertrauen und ist als generalpräventiver Ef-
fekt geeignet, Steuerhinterziehungen zu verhindern.  


Die Belegausgabepflicht dient einer effizienten Überprüfung durch die Finanzverwaltung, 
z. B. im Rahmen von Außenprüfungen und Nachschauen sowie bei verdeckten Prüfungen 
durch Testkäufe und Beobachtungen eines Amtsträgers. 


Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen vom 
22. Dezember 2016 wurde der Steuergefährdungstatbestand des § 379 Absatz 1 AO er-
gänzt. Insbesondere wurden neue Tatbestände zu nicht ordnungsgemäß verwendeten und 
durch eine TSE geschützte elektronische Aufzeichnungssysteme eingeführt. Es wurde 
keine Sanktionierung für eine nicht erfolgende Belegausgabe vorgesehen. Die Erfahrungen 
in den Ländern der letzten Jahre zeigen, dass eine Sanktionierung von Verstößen gegen 
die Belegausgabepflicht notwendig ist, um die gesetzlichen Verpflichtungen des § 146a Ab-
satz 2 AO zur Belegausgabe in der Praxis durchzusetzen. Dies wird auch in der abschlie-
ßenden Mitteilung des Bundesrechnungshofes (BRH) an das Bundesministerium der Fi-
nanzen über die Prüfung, Umsetzung, Kontrolle und Wirksamkeit der Belegausgabepflicht 
nach § 146a Absatz 2 AO vom 30. Juli 2024 (Gz.: VIII 3 - 0000477/VIII 4 – 0000768) deut-
lich. 


Insbesondere eine Durchsetzung der Pflicht mit den Mitteln des Verwaltungszwangs ist 
nicht effizient. Denn bei der Belegausgabepflicht handelt es sich um eine gesetzliche Pflicht, 
die zunächst mit einem Verwaltungsakt konkretisiert werden muss. Erst danach können die 
Zwangsgeldandrohungen und Zwangsgeldfestsetzungen erfolgen. 


Dabei muss jedoch jede konkrete Belegausgabe für einen Geschäftsvorfall durch einen 
Verwaltungsakt konkretisiert werden. Eine Zwangsgeldandrohung bzw. Festsetzung gegen 
die Verletzung der Belegausgabepflicht an sich ist nicht möglich. Aufgrund dessen sind die 
Mittel des Verwaltungszwangs nicht effizient, da z. B. im Einzelhandel ein Geschäftsvorfall 
nur eine Minute dauern kann, so dass die Zeit bis zum nächsten Geschäftsvorfall nicht 
ausreicht, um die notwendigen Schritte des Verwaltungszwangs zu vollziehen.  


Die bisherigen Nummern 1h bis 2 werden unverändert in die neuen Nummern 3 bis 5 über-
nommen. 


Zu Buchstabe c 


Mit der Änderung des Absatzes 4 wird der Bußgeldrahmen für den neuen Bußgeldtatbe-
stand des § 379 Absatzes 2 Nummer 2 AO-E geschaffen und daneben eine Folgeänderung 
aufgrund der Neunummerierung des § 379 Absatz 2 Nummer 5 AO-E umgesetzt. 


Zu Buchstabe d 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Neunummerierung des bisherigen 
Absatzes 2 Nummer 1h und 1i. Der neu geschaffene Bußgeldtatbestand des § 379 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 6a AO-E wird bereits durch den bisherigen Wortlaut abgedeckt. 


Zu Nummer 11 


Manipulationen an Kassensystemen finden häufig zur Hinterziehung von Steuern statt. Dies 
bedeutet, dass dann sowohl eine Steuerhinterziehung nach § 370 AO als auch ein Fälschen 
von technischen Aufzeichnungen nach § 268 des Strafgesetzbuches (StGB) vorliegt. 


Bisher können die Finanzbehörden das Fälschen technischer Aufzeichnungen nicht mit er-
mitteln, sondern müssten diese Verfahren an die Staatsanwaltschaft abgeben. Es besteht 
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damit das Risiko, dass die durch das Fälschen technischer Aufzeichnungen begangene 
Straftat verjährt. Denn die Finanzbehörde kann hinsichtlich des Fälschens technischer Auf-
zeichnungen keine verjährungsunterbrechenden Maßnahmen treffen. 


Bei Manipulationen an Kassendaten hat die Finanzbehörde jedoch die größere Expertise 
für eine Prüfung dieser Daten. Um aufwendige Abgaben an die Staatanwaltschaft zu ver-
meiden und den Finanzbehörden verjährungsunterbrechende Maßnahmen zu ermöglichen, 
sollen die Finanzbehörden künftig Sachverhalte hinsichtlich des Fälschens technischer Auf-
zeichnungen nach § 268 StGB ermitteln können, wenn diese im Zusammenhang mit einer 
Steuerhinterziehung stehen und elektronische Aufzeichnungssysteme nach § 146a Ab-
satz 1 Satz 1 AO in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 der Kassensiche-
rungsverordnung betreffen. 


Die bisherigen Fälle des Absatzes 2 erforderten immer eine einheitliche prozessuale Tat 
zwischen der Steuerhinterziehung und den genannten Fällen. In den Fällen des neuen Sat-
zes 2 Nummer 2 muss keine einheitliche prozessuale Tat vorliegen. Dies gilt insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass die Manipulation von Kassendaten nach der Rechtsprechung 
regelmäßig tatmehrheitlich zur Steuerhinterziehung begangen wird. 


Aufgrund der Nennung einer Steuerstraftat in Satz 1 und der Ergänzung des § 369 Absatz 1 
AO-E um den Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen 
für elektronische Aufzeichnungssysteme nach § 374a AO-E umfasst die selbständige Er-
mittlungskompetenz der Finanzbehörden auch diese Straftat. 


Zu Nummer 12 


Finanzbehörden sind u. a. nach §§ 31a, 31b AO oder § 4 Absatz 5 Nummer 10 Satz 2 EStG 
zur Mitteilung durch das Steuergeheimnis geschützter Daten an die FIU oder Strafverfol-
gungsbehörden (zum Beispiel Zollfahndungsdienst, Finanzkontrolle Schwarzarbeit) ver-
pflichtet, soweit diese für die Durchführung bestimmter Ermittlungen beziehungsweise 
Strafverfahren (zum Beispiel wegen Schwarzarbeit, Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung 
oder Korruption) erforderlich sind.  


Solche Daten unterliegen jedoch nach § 393 Absatz 2 Satz 1 AO grundsätzlich einem Be-
weisverwendungsverbot. Tatsachen oder Beweismittel aus Steuerakten, die der Steuer-
pflichtige der Finanzbehörde vor Einleitung des Strafverfahrens oder in Unkenntnis der Ein-
leitung des Strafverfahrens bei einer Steuererklärung gemacht hat, dürfen nur für die Ver-
folgung einer Steuerstraftat verwendet werden.  


Bei anderen Straftaten (zum Beispiel Geldwäsche oder Subventionsbetrug) ist eine Ver-
wendung derzeit nur dann möglich, wenn an der Verfolgung ein zwingendes öffentliches 
Interesse besteht. Die Annahme eines zwingenden öffentlichen Interesses unterliegt jedoch 
hohen Anforderungen (§ 30 Absatz 4 Nummer 5 AO), zum Beispiel der Abwehr erheblicher 
Nachteile für das Gemeinwohl oder Gefahr für die öffentliche Sicherheit, die Verteidigung 
oder nationale Sicherheit, Wirtschaftsstraftaten, die nach ihrer Begehungsweise oder we-
gen des Umfangs des durch sie verursachten Schadens geeignet sind, die wirtschaftliche 
Ordnung erheblich zu stören. Nach der Neuregelung in § 30 Absatz 4 Nummer 4 Buch-
stabe c AO-E liegt ein zwingendes Interesse bei Straftaten im Sinne des § 74c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 3, 4, 5 oder 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) künftig vor.  


Die derzeitige Regelung des § 393 Absatz 2 AO kann demnach in den Fällen, in denen zur 
Förderung von Strafverfahren eine gesetzliche Mitteilungspflicht besteht, zu kurz greifen. 
Besteht an der Verfolgung der Straftat (Nicht-Steuerstraftat) kein zwingendes öffentliches 
Interesse, könnte eingewandt werden, dass - trotz der dann ins Leere laufenden gesetzli-
chen Mitteilungspflicht der Finanzbehörde - ein Beweisverwendungsverbot besteht. Die ge-
schützten Daten müssen offenbart werden, könnten aber unter Umständen nicht verwendet 
werden. Dies kann bei Ermittlungsverfahren wegen Geldwäsche oder Korruption der Fall 
sein. Hinzu kommt, dass zur Förderung von Strafverfahren wegen betrügerisch erlangter 
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Corona-Soforthilfen und anderer Leistungen aus öffentlichen Mitteln eine Ausweitung der 
Mitteilungspflicht der Finanzbehörden durch das Jahressteuergesetz 2022 (BGBl. I 
S. 2294) erfolgt ist (neuer Satz 2 in § 31a Absatz 1 AO). 


Die Ausnahme vom Beweisverwendungsverbot soll daher bei Nicht-Steuerstraftaten nicht 
mehr nur auf die Fälle beschränkt werden, an deren Verfolgung ein zwingendes öffentliches 
Interesse besteht. Es erfolgt eine Ausweitung der Ausnahme auf die Fälle, bei denen eine 
gesetzliche Mitteilungspflicht der Finanzbehörde gegenüber den Strafverfolgungsbehörden 
besteht, damit die geschützten Daten, die von der Finanzbehörde (schon nach derzeitiger 
Rechtslage) offenbart werden müssen oder zumindest dürfen, rechtssicher auch im Straf-
verfahren verwendet werden dürfen. 


Zu Nummer 13 


Die Aufzählung der wegen Geringfügigkeit einstellbaren Taten wurde um die neue Steuer-
straftat „Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für 
elektronische Aufzeichnungssysteme“ nach § 374a AO ergänzt. 


Zu Artikel 2 (Weitere Änderung der Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 


Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund der Änderung des § 146 Absatz 2c AO und 
der Einführung des § 200 Absatz 2a AO-E. 


Zu Nummer 2 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Aufteilung des bisherigen Verzöge-
rungsgelds in ein Verzögerungs- und ein Verlagerungsgeld. 


Zu Nummer 3 


Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 
zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehör-
den im Bereich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts vom 
20. Dezember 2022 wurde § 146 Absatz 2c AO aufgrund der Schaffung des Mitwirkungs-
verzögerungsgeldes nach § 200a Absatz 3 AO geändert. 


In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, dass die Formulierung des Gesetzes teilweise zu der 
Annahme geführt hat, dass das Verzögerungsgeld nur noch in Fällen, in denen eine Verla-
gerung der Buchführung und Aufzeichnungen in das Drittland vorgenommen wurde, zuläs-
sig ist. Mit der vorgesehenen Neuformulierung soll dieser irrigen Annahme begegnet wer-
den. 


In § 146 Absatz 2c AO-E soll ein Verlagerungsgeld aufgenommen werden, in dem Verstöße 
gegen den Datenzugriff in einen eigenständigen Verlagerungstatbestand aufgenommen 
werden. Ein Verlagerungsgeld von 2 500 Euro bis 100 000 Euro kann festgesetzt werden, 
wenn der Steuerpflichtige der Aufforderung zur Rückverlagerung seiner elektronischen 
Buchführung nach Absatz 2b Satz 3 nicht nachkommt, seine Pflichten nach Absatz 2b 
Satz 4 nicht erfüllt oder seine elektronische Buchführung ohne Bewilligung der zuständigen 
Finanzbehörde in einen Drittstaat oder mehrere Drittstaaten verlagert hat. 


Aufgrund der Herausnahme der Verstöße gegen den Datenzugriff wird der Rahmen für das 
Verlagerungsgeld herabgesetzt. Denn die Verstöße gegen § 146 Absatz 2c AO-E stellen 
nur eine abstrakte Gefährdung des Steueraufkommens und keine konkrete Gefährdung, 
wie bei dem Verstoß gegen den Datenzugriff nach § 147 Absatz 6 AO, dar. 
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Die Festsetzung eines Verzögerungsgeldes kann weiterhin bei Verstößen gegen den Da-
tenzugriff nach § 147 Absatz 6 AO unabhängig vom Ort der Aufbewahrung der Bücher und 
sonstigen Aufzeichnungen festgesetzt werden. Die gesetzliche Grundlage des Verzöge-
rungsgeldes ist nun in § 200 Absatz 2a AO-E geregelt. Sollten die Voraussetzungen für ein 
Verlagerungsgeld und ein Verzögerungsgeld kumulativ vorliegen, können beide neben ei-
nander festgesetzt werden. 


Zu Nummer 4 


Zu Buchstabe a 


Zur Entlastung des Umweltschutzes und zur Förderung des Verbraucherschutzes sowie 
zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung soll anstelle einer papierhaften Belegausgabe-
pflicht eine verpflichtende elektronische Belegbereitstellungspflicht eingeführt werden. Der 
Beleg muss in einem standardisierten Datenformat zur Verfügung gestellt werden. Hinsicht-
lich des Bereitstellungsweges besteht Technologieoffenheit. Es bestehen keine techni-
schen Vorgaben, wie der Beleg zur Entgegennahme bereitgestellt oder übermittelt werden 
muss. Es ist z. B. zulässig, wenn der Kunde unmittelbar über eine Bildschirmanzeige (z. B. 
in Form eines QR-Codes) den elektronischen Beleg entgegennehmen kann. Eine Übermitt-
lung kann z. B. auch als Download-Link, per Near-Field-Communication (NFC), per E-Mail 
oder direkt in ein Kundenkonto erfolgen. 


Mit der verpflichtenden elektronischen Belegbereitstellung entsteht für den am Geschäfts-
vorfall Beteiligten weiterhin keine Pflicht zur Entgegennahme des elektronischen Belegs. 


Der Anspruch des Kunden auf eine papierhafte Quittung nach § 368 BGB bleibt weiterhin 
bestehen. 


Zu Buchstabe b 


Die Erfahrungen in der Praxis haben gezeigt, dass der Umfang der bisherigen Mitteilungs-
pflicht nach § 146a Absatz 4 AO dann Probleme bereitet, wenn nachträglich die zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung ausgetauscht wird. In diesen Fällen muss derzeit die aus-
getauschte TSE nicht mitgeteilt werden. Dieses kann in Prüfungen zu Missverständnissen 
führen und unter Risiko-Management-Gesichtspunkten nachteilig sein. Aufgrund dessen 
wird die Mitteilungspflicht um eine gesonderte Mitteilung im Falle eines Austausches der 
zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung erweitert. 


Zu Nummer 5 


Das Verzögerungsgeld aufgrund fehlenden Datenzugriffs im Rahmen einer Außenprüfung 
wird nun in § 200 Absatz 2a AO-E geregelt. Kommt der Steuerpflichtige seiner Pflicht zur 
Einräumung des Datenzugriffs nach § 147 Absatz 6 AO nicht nach, ist vorbehaltlich des 
§ 200a AO ein Verzögerungsgeld von 2 500 Euro bis 250 000 Euro festzusetzen. Der Rah-
men entspricht dem bisherigen Rahmen des Verzögerungsgelds nach § 146 Absatz 2c AO. 


Hinsichtlich der Frage, ob ein Verzögerungsgeld festzusetzen ist, ist dieses zukünftig nicht 
mehr eine Ermessensentscheidung, sondern eine gebundene Entscheidung. Das Ermes-
sen ist lediglich im Rahmen der Höhe des festzusetzenden Verzögerungsgelds auszuüben. 
Der Datenzugriff ist eine wesentliche Säule der Außenprüfung. Eine Verweigerung oder 
Verzögerung des Datenzugriffs führen damit auch zu einer Verzögerung der Außenprüfung. 
Gerade in den ersten sechs Monaten der Außenprüfung, in denen noch kein qualifiziertes 
Mitwirkungsverlangen nach § 200a AO gestellt werden kann, ist eine Verzögerung der Au-
ßenprüfung aufgrund des fehlenden Datenzugriffs kaum hinnehmbar. Daher wird bei dem 
neuen Verzögerungsgeld keine Ermessensentscheidung hinsichtlich des „ob“ der Festset-
zung mehr benötigt. 
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Sollten die Voraussetzungen für ein Verlagerungsgeld und ein Verzögerungsgeld kumulativ 
vorliegen, können beide neben einander festgesetzt werden. Hingegen ist das Verzöge-
rungsgeld nachrangig im Verhältnis zum Mitwirkungsverzögerungsgeld nach § 200a Ab-
satz 2 AO und die Zuschläge zum Mitwirkungsverzögerungsgeld nach § 200a Absatz 3 AO. 


Zu Nummer 6 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einführung der Belegbereitstellungs-
pflicht. 


Zu Artikel 3 (Weitere Änderung der Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 


Die Änderung vollzieht die Neufassung des § 146c AO-E sowie die daraus resultierende 
Verschiebung des bisherigen § 146c AO-E als neuen § 146d AO-E in der Inhaltsübersicht 
nach. 


Zu Nummer 2 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung des § 146c AO-E. 


Zu Nummer 3 


Durch die flächendecke Ausrollung der Wirtschafts-Identifikationsnummer soll diese ab dem 
Jahr 2029 die Steuernummer im Mitteilungsverfahren nach § 146a Absatz 4 AO ersetzen. 


Zu Nummer 4 


Durch den neuen § 146c AO-E wird eine steuerliche Pflicht zum Einsatz eines Wegstre-
ckenzählers mit einer digitalen Schnittstelle zur Anbindung einer TSE geschaffen. Diese 
Maßnahme dient der Bekämpfung von Steuerhinterziehung. Dadurch werden Taxis und 
Mietwagen gleichbehandelt.  


Daneben wird in Absatz 2 eine Pflicht zum Einsatz eines Wegstreckenzählers mit einer di-
gitalen Schnittstelle zur Anbindung einer TSE für Fahrzeuge, die im gebündelten Bedarfs-
verkehr verwendet werden und nicht schon mit einem Taxameter ausgestattet sind oder 
der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegen, geschaffen. 


Aufgrund der neuen Pflicht, von der nur unter den Bedingungen des Absatzes 3 befreit 
werden kann, werden bei Mietwagen und Fahrzeuge, die für den gebündelten Bedarfsver-
kehr verwendet werden, auch zukünftig flächendeckend kryptographisch abgesicherte Auf-
zeichnungen in den Wegstreckenzählern erstellt. Dadurch stehen nicht nur bessere Auf-
zeichnungen für Außenprüfungen und Nachschauen für Ertrag- und Umsatzsteuern zur 
Verfügung, sondern es können auch z. B. durch entsprechende Aufzeichnungen von Fah-
rern lohnsteuerliche und sozialversicherungsrechtliche Prüfungen besser durchgeführt wer-
den. 


Eine Befreiung ist nur unter den Bedingungen des Absatzes 3 Satz 1 möglich. Hierbei han-
delt es sich um einen Rechtsgrundverweis auf den § 148 AO, so dass eine Befreiung nur 
dann möglich ist, wenn es sich um eine sachliche Härte handelt. Die Befreiung kann jeder-
zeit widerrufen werden. 


Zu Nummer 5 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung des § 146c AO-E. 
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Zu Nummer 6 


Zu Buchstabe a 


Es wird ein Ordnungswidrigkeitstatbestand geschaffen, falls ein Mietwagen oder ein Fahr-
zeug, welches für den gebündelten Bedarfsverkehr verwendet wird, genutzt wird, welches 
nicht mit einem Wegstreckenzähler ausgestattet ist, der über eine digitale Schnittstelle ver-
fügt. 


Zu Buchstabe b 


Das Bußgeld für den neuen Bußgeldtatbestand nach Absatz 2 Nummer 2a wird auf höchs-
tens 25 000 Euro festgelegt. 


Zu Artikel 4 (Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung) 


Absatz 1  


Es wird eine Anwendungsregelung in Absatz 1 geschaffen, aufgrund die Vorschriften zur 
den Bußgeldvorschriften sowie die flankierenden Maßnahmen ab dem 1. Januar 2027 an-
wendbar sind.  


Absatz 2 


Es wird eine Anwendungsregelung in Absatz 1 geschaffen, aufgrund der die Vorschriften 
zur Kassenpflicht, die dazugehörigen Bußgeldvorschriften sowie die flankierenden Maß-
nahmen ab dem 1. Januar 2028 anwendbar sind.  


Absatz 3 


In Absatz 3 wird eine Regelung geschaffen, wonach die Kassenpflicht nach § 146b Ab-
satz 1 AO-E auch für diejenigen Steuerpflichtigen gilt, die die Umsatzgrenze nach § 146b 
Absatz 1 AO-E im Jahr 2027 oder zuvor überschritten haben. In diesen Fällen gilt die Kas-
senpflicht ab dem 1. Januar 2028. Dies bedeutet, dass für Steuerpflichtige, die bereits im 
Jahr 2027, also dem Jahr vor dem Inkrafttreten der Kassenpflicht, die Umsatzgrenze über-
schritten haben, die Kassenpflicht ab dem 1. Januar 2028 und nicht erst ab dem 1. April 
2028 eingreift. 


Absatz 4 


In Absatz 4 wird eine klarstellende Regelung geschaffen, dass § 146b Absatz 3 AO-E erst-
mals für Steuerpflichtige greift, bei denen erstmalig im 2028 oder später die Grenze des 
§ 146b Absatz 1 AO-E überschritten wird.  


Absatz 5 


In Absatz 5 wird eine gesonderte Anwendungsregelung für die Verordnungsermächtigung 
des § 146b Absatz 5 AO-E geschaffen. Dadurch wird sichergestellt, dass die Verordnung 
schon vor Anwendung der übrigen Regelungen zur Kassenpflicht erlassen werden kann. 


Absatz 6 


Es wird die zeitliche Anwendung des § 147 Absatz 2 AO in der Fassung des Artikels 1 
dieses Gesetzes geregelt. 
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Absatz 7 und 8 


Es wird eine Anwendungsregelung für das umgestaltete Verzögerungsgeld und das neue 
Verlagerungsgeld geschaffen. 


Grundsätzlich sind diese nur auf Steuern und Steuervergütungen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2027 entstehen. Für Steuern und Steuervergütungen, die vor dem 
1. Januar 2028 entstehen, sind die bisherigen Regelungen weiterhin anzuwenden. 


Etwas anderes gilt jedoch für Steuern und Steuervergütungen, die vor dem 1. Januar 2028 
entstehen, aber für die nach dem 31. Dezember 2027 eine Prüfungsanordnung erlassen 
wird. Für diese Steuern und Steuervergütungen sind die Neuregelungen ebenfalls anzu-
wenden. 


Absatz 9 


Absatz 9 regelt die Anwendung der Änderung des § 93c Absatz 1 Nummer 4 AO-E in der 
Fassung des Artikels 2 zum 1. Januar 2028. 


Es wird in Absatz 8 ebenfalls eine Anwendungsregelung geschaffen, zur Anwendung der 
Erweiterung des Mitteilungsverfahrens hinsichtlich des Wechsels der zertifizierten techni-
schen Sicherheitseinrichtung. Diese Änderungen sind erstmalig ab dem 1. Januar 2028 
mitzuteilen.  


Absatz 10 


Absatz 10 regelt die Anwendung der Änderungen in Artikel 3. Diese sind ab dem 1. Januar 
2029 anzuwenden. Dies gilt insbesondere für den neuen § 146c AO-E, mit dem eine Weg-
streckenzählerpflicht geschaffen wird. Dieses soll erst ab dem Jahr 2029 eingreifen, damit 
ausreichend Zeit für die Wirtschaft für die Umrüstung bzw. Neuausstattung mit entspre-
chenden Wegstreckenzählern bleibt. 


Absatz 11 


Es wird eine Anwendungsvorschrift geschaffen, damit Verstöße gegen die Belegausgabe-
pflicht nach § 146a Absatz 2 AO in den Fassungen vor dem 1. Januar 2029 auch noch nach 
dem 31. Dezember 2028 verfolgt werden können. 


Zu Artikel 5 (Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes) 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a 


Nummer 28 und 28a 


In der Praxis hat sich gezeigt, dass die kriminellen Strukturen bei Steuerstraftaten immer 
komplexer sowie länder- und staatenübergreifender werden. Dadurch wird es für die Fi-
nanzbehörden schwieriger, diese Straftaten aufzuklären. Diese komplexen Strukturen kom-
men auch bei Gestaltungen, die die Erlangung eines Steuervorteils aus der Erhebung oder 
Entlastung von Kapitalertragsteuer zum Gegenstand haben, zum Einsatz. 


Um diesem Problem entgegenzuwirken, soll beim Bundeszentralamt für Steuern die Auf-
gabe ausgebaut werden, in Fällen von Steuerstraftaten mit länderübergreifender, internati-
onaler oder erheblicher Bedeutung, die Finanzbehörden der Länder unterstützen zu kön-
nen. Aus rechtstechnischen Gründen werden die Sätze, die die Aufgabe ausgestalten, in 
einen neuen Absatz 1b übernommen. 
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Die bisherige Nummer 28b wird in Nummer 28a verschoben. 


Nummer 28b 


Die bisher in den Nummer 28 und 28a verteilte Aufgabe zur Weiterleitung von Anzeigen 
nach § 116 AO wird nun in der Nummer 28b zusammengefasst. Eine inhaltliche Änderung 
der Aufgabe der Weiterleitung von Anzeigen ist damit nicht verbunden.  


Zu Buchstabe b 


Absatz 1b beschreibt den Aufgabenumfang im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 28 
und 28a FVG-E. Hierzu gehören neben der Sammlung und Weiterleitung von Informationen 
auch die Auswertung der Informationen und die Weiterleitung und Vermittlung der aus den 
Informationen gewonnenen Erkenntnissen.  


Darüber hinaus kann das BZSt in Steuerstrafverfahren mit länderübergreifender, internati-
onaler oder erheblicher Bedeutung auf Ersuchen einer oder mehrerer Finanzbehörden ko-
ordinierende Aufgaben übernehmen. Entsprechendes gilt bei Ermittlungen zu Steuergestal-
tungen aus der Erhebung oder Entlastung von Kapitalertragsteuer mit länderübergreifen-
der, internationaler oder erheblicher Bedeutung. Diese neue koordinierende Aufgabe wird 
nur auf Anforderung eines oder mehrerer Länder übernommen und die Finanzbehörden der 
Länder bleiben Herr des jeweiligen Verfahrens. Infolgedessen kann die Koordinierung auch 
nur die Länder umfassen, die ein entsprechendes Ersuchen gestellt haben.  


Zu Artikel 6 (Änderung der Gewerbeordnung) 


Zu Nummer 1 


Die in das Gewerbezentralregister einzutragenden Straftaten werden um die Steuerstrafta-
ten ergänzt. Voraussetzung hierbei ist wie bei den anderen Straftaten, dass die Steuerstraf-
taten in Ausübung eines Gewerbes oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung 
begangen werden. Hierunter fallen insbesondere die Verkürzung von Einkommen-, Körper-
schaft oder Gewerbesteuer, soweit die Gewinne aus Gewerbebetrieb betroffen sind, die 
Verkürzung von Umsatzsteuer oder die Manipulation elektronischer Aufzeichnungssysteme 
nach § 374a AO-E. 


Daneben erfolgt, bezüglich der Einträge in das Gewerbezentralregister nach § 149 Absatz 2 
Nummer 4 GewO über eine rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilung wegen einer Straf-
tat aus dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG), die Ergänzung um die ge-
werbsmäßige oder bandenmäßige Begehungsweise der Scheinrechnungserstellung nach 
§ 9 SchwarzArbG.    


Zu Nummer 2 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Ergänzung des § 149 Absatz 2 Num-
mer 4 GewO-E. 


Zu Nummer 3 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Ergänzung des § 149 Absatz 2 Num-
mer 4 GewO-E. 


Zu Artikel 7 (Folgeänderungen) 


Zu Absatz 1 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung der §§ 146b und 146c AO-
E, da diese Vorschriften nur verfahrensrechtlicher Natur sind. 
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Zu Absatz 2 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung der §§ 146b und 146c AO-
E, da diese Vorschriften nur verfahrensrechtlicher Natur sind. 


Zu Absatz 3 


Zu Nummer 1 


Es handelt sich um eine Anwendungsvorschrift aufgrund der Folgeänderungen in Num-
mer 2 bis 5. 


Zu Nummer 2 


Es  wurde der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 
AO präzisiert. 


Zu Nummer 3 


Es wird der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 AO 
präzisiert. 


Zu Nummer 4 


Es wurde der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 
AO präzisiert. 


Zu Nummer 5 


Es wurde der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 
AO präzisiert. 


Zu Absatz 4 


Es wird der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 AO 
präzisiert. 


Zu Absatz 5 


Es wird der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 7 sowie Absatz 4 AO 
präzisiert. 


 Zu Absatz 6 


Es wird der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 sowie Absatz 4 AO 
präzisiert. 


 Zu Absatz 7 


Es wird der Verweis auf § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 sowie Absatz 4 AO 
präzisiert. Zu Absatz 8 


Zu Nummer 1 bis 3 


Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund der Abschaffung der Belegausgabepflicht 
in § 146a Absatz 2 AO-E. 
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Zu Nummer 4 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einführung der Wegstreckenzähler-
pflicht in § 146c AO-E. 


Zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 


Zu Absatz 1 


Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am ersten Tag des auf die Verkündung fol-
genden Quartals. Hiermit wird dem Beschluss des Arbeitsprogramms Bessere Rechtset-
zung und Bürokratieabbau 2018 Rechnung getragen, wonach die Bundesregierung in ihren 
Regelungsentwürfen möglichst ein Inkrafttreten zum ersten Tag eines Quartals vorschlägt. 
Dies ist erforderlich, damit die Ausnahmen von der Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 AO-
E durch Rechtsverordnung nach § 146b Absatz 3 AO-E vor der erstmaligen Anwendung 
der Kassenpflicht geregelt werden können. 


Die Anwendung der Vorschriften ergibt sich aus Artikel 100 des EGAO-E. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 regelt das Inkrafttreten des Artikels 7 Absatz 3 bis 7. 


Zu Absatz 3 


Absatz 3 regelt das Inkrafttreten der Artikel 2, Artikel 5 und Artikel 7 Absatz 8 Nummer 1 
bis 3 zum 1. Januar 2028. 


Die Anwendungsregelung zur Änderung der Kassensicherungsverordnung (§ 6 Satz 4, §7 
Absatz 4 und § 8 Absatz 4) erfolgt im Gleichklang zur Einführung der Belegbereitstel-
lungspflicht. 


Dieser Zeitraum wird für Artikel 5 benötigt, um die entsprechenden Kapazitäten am Bun-
deszentralamt für Steuern aufbauen zu können. 


Zu Absatz 4 


Absatz 4 regelt das Inkrafttreten von Artikel 3 und Artikel 7 Absatz 8 Nummer 4 zum 1. Ja-
nuar 2029. 


Die Anwendungsregelung zur Änderung der Kassensicherungsverordnung (§ 10) erfolgt 
im Gleichklang zur Einführung des neuen § 146c AO-E. 
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		Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts

		Artikel 1

		Änderung der Abgabenordnung

		Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 24), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 369) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

		2. § 30 Absatz 4 Nummer 4 wird wie folgt geändert:

		3. § 146 wird wie folgt geändert:

		4. § 146a wird wie folgt geändert:

		5. Nach § 146a wird der folgende § 146b eingefügt:

		„§ 146b

		Kassenpflicht; Verordnungsermächtigung

		(1) Steuerpflichtige, die einen land- und forstwirtschaftlichen oder einen gewerblichen Betrieb unterhalten oder freiberuflich tätig sind und deren Gesamtumsatz im Sinne des § 19 Absatz 2 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes 100 000 Euro im Kalenderjahr üb...

		(2) Die Kassenpflicht endet mit Ablauf des dritten aufeinanderfolgenden Kalenderjahres, in dem die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.

		(3) Überschreitet ein Steuerpflichtiger erstmalig die Umsatzgrenze nach Absatz 1, so greift die Kassenpflicht ab dem 1. April des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die Umsatzgrenze überschritten wurde. Der Steuerpflichtige hat das Überschreiten d...

		(4) Die Finanzbehörden können nach § 148 nach pflichtgemäßem Ermessen von der Kassenpflicht befreien. Die Befreiung kann widerrufen werden.

		(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen von der Kassenpflicht zu bestimmen. In der Rechtsverordnung können Mitteilungspflichten für den Fall des Beginns oder der Beendigun...





		6. Der bisherige § 146b wird § 146c und nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefügt:

		„(1a) Neben der nach den §§ 18 bis 21 zuständigen Finanzbehörde, kann jede Finanzbehörde in deren Bezirk der Steuerpflichtige ein elektronisches Aufzeichnungssystem verwendet oder Aufzeichnungen über Kasseneinnahmen und Kassenausgaben führt, eine Kass...



		7. § 147 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

		(2) „ Mit Ausnahme der Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 4a, sofern es sich hierbei um amtliche Urkunden oder handschriftlich zu unterschreibende nicht förmliche Präferenznachweise handelt, können die in Absatz 1 aufgeführten Unterlagen auch als Wiederg...



		8. § 369 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

		(1) „ Steuerstraftaten (Zollstraftaten) sind:



		9. § 375 wird durch die folgenden §§ 374a und 375 ersetzt:

		„§ 374a

		Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für elektronische Aufzeichnungssysteme

		(1) Wer Programme oder Programmbestandteile, die dazu dienen

		(2) Wer gewerbsmäßig elektronische Aufzeichnungssysteme im Sinne des § 146a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 der Kassensicherungsverordnung mit Programmen oder Programmbestandteile, die dazu dienen

		(3) Ebenso wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft, wer Programme oder Programmbestandteile der in Absatz 2 bezeichneten Art unabhängig von einem elektronischen Aufzeichnungssystem im Sinne des § 146a Absatz 1 Satz 1 in Ve...

		(4) § 370 Absatz 2 und 7 gilt entsprechend.



		§ 375

		Nebenfolgen

		(1) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen

		(2) Ist eine Steuerhinterziehung, ein Bannbruch nach § 372 Absatz 2, § 373, eine Steuerhehlerei oder eine Steuerstraftat nach § 374a begangen worden, so können





		10. § 379 wird wie folgt geändert:

		(4) „ Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 8, Absatz 2 Nummer 1a, 2 und 5 sowie Absatz 3 kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro geahndet werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 geahndet werden kann.“

		(6) „ Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und Absatz 2 Nummer 3 und 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 geahndet werden kann.“



		11. § 386 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

		(2) „ Die Finanzbehörde führt das Ermittlungsverfahren in den Grenzen des § 399 Absatz 1 und der §§ 400, 401 selbständig durch, wenn die Tat ausschließlich eine Steuerstraftat darstellt. Eine selbständige Ermittlungsbefugnis nach Satz 1 besteht auch, ...



		12. § 393 Absatz 2 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

		13. § 398 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:





		Artikel 2

		Weitere Änderung der Abgabenordnung

		Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 1 geändert wurde, wird wie folgt geändert:

		1. § 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

		2. § 93c Absatz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

		3. § 146 Absatz 2c wird durch folgenden Absatz 2c ersetzt:

		„(2c) Gegen einen Steuerpflichtigen kann ein Verlagerungsgeld von 2 500 Euro bis 100 000 Euro festgesetzt werden, wenn er



		4. § 146a wird wie folgt geändert:

		(2) „ Wer aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 erfasst, hat dem an diesem Geschäftsvorfall Beteiligten in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall unbeschadet anderer gesetzlicher Vorschriften ...



		5. Nach § 200 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefügt:

		„(2a) Kommt der Steuerpflichtige seiner Pflicht zur Einräumung des Datenzugriffs nach § 147 Absatz 6 nicht nach, ist vorbehaltlich des § 200a ein Verzögerungsgeld von 2 500 Euro bis 250 000 Euro festzusetzen.“



		6. In § 379 Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe „Belegausgabepflicht“ durch die Angabe „Belegbereitstellungspflicht“ ersetzt.





		Artikel 3

		Weitere Änderung der Abgabenordnung

		Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 2 geändert wurde, wird wie folgt geändert:

		1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 146c durch die folgenden Angaben ersetzt:

		2. In § 146 Absatz 2a Satz 2, Absatz 2b Satz 2 Nummer 3 und Absatz 5 Satz 3 wird jeweils die Angabe „146c“ durch die Angabe „146d“ ersetzt.

		3. § 146a Absatz 4 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

		4. Nach § 146b wird der folgende § 146c eingefügt:

		„§ 146c

		Anforderungen an Mietwagen und Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr

		(1) Mietwagen nach § 49 Absatz 4 Satz 1 des Personenbeförderungsgesetzes müssen über einen Wegstreckenzähler mit einer digitalen Schnittstelle verfügen, über die eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung nach § 146a Absatz 1 Satz 2 angebund...

		(2) Fahrzeuge, die ausschließlich für den gebündelten Bedarfsverkehr verwendet werden und weder mit einem Fahrpreisanzeiger nach § 28 Absatz 1 der Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr ausgestattet sind noch der Pflic...

		(3) Die Finanzbehörden können nach § 148 nach pflichtgemäßem Ermessen von der Pflicht nach Absatz 1 und 2 befreien. Die Befreiung kann widerrufen werden.“





		5. Der bisherige § 146c wird § 146d.

		6. § 379 wird wie folgt geändert:

		(6) „ Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und Absatz 2 Nummer 2a, 3 und 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 geahndet werden kann.“







		Artikel 4

		Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung

		Das Einführungsgesetz zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 369) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		Nach Artikel 101 wird der folgende Artikel 101a eingefügt:

		„Artikel 101a

		Übergangsregelung zum Gesetz zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts

		(1) § 146a Absatz 4 Satz 1, § 146c Absatz 1a, § 369 Absatz 1, §§ 374a bis 375,  § 386 Absatz 2 sowie § 398 Satz 2 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung sind erstmals für Zeitr...

		(2) § 146 Absatz 1, 2a, 2b und 5, § 146b Absatz 1, 2 und 4 sowie § 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6a, Absatz 2 Nummer 2 bis 5, Absatz 4 und Absatz 6 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden ...

		(3) Wird die Umsatzgrenze nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung im Jahr 2027 überschritten, gilt die Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung im Jahr 2028 ab dem 1. Januar 2028.

		(4) § 146b Absatz 3 der Abgabenordnung ist nur anzuwenden, wenn die Umsatzgrenze nach § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung erstmalig im Kalenderjahr 2028 oder später überschritten wird.

		(5) § 146b Absatz 5 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung ist ab dem [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] anzuwenden.

		(6) § 147 Absatz 2 der Abgabenordnung in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung ist für alle Unterlagen anzuwenden, deren Aufbewahrungsfrist am [einsetzen: erster Tag des auf die Verkündung folgende...

		(7) § 3 Absatz 4 Nummern 1, 3a und 3b, § 146 Absatz 2c und § 200 Absatz 2a der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2028 geltenden Fassung sind vorbehaltlich des Absatzes 2 erstmals auf Steuern und Steuervergütungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember...

		(8) § 3 Absatz 4 Nummern 1, 3a und 3b, § 146 Absatz 2c und § 200 Absatz 2a der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2028 geltenden Fassung sind abweichend von Absatz 1 auch für Steuern und Steuervergütungen anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2028 entsteh...

		(9) § 93c Absatz 1 Nummer 4 und § 146a Absatz 2, Absatz 4 Sätze 2 und 3 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2028 geltenden Fassung sind erstmals ab dem 1. Januar 2028 anzuwenden.

		(10) § 146 Absatz 2a, 2b und 5, § 146c, 146d sowie § 379 Absatz 2 Nummer 2a und Absatz 4 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2029 geltenden Fassung ist erstmals ab dem 1. Januar 2029 anzuwenden.

		(11) § 379 Absatz 2 Nummer 2 der Abgabenordnung in der Fassung vom [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] ist weiterhin anzuwenden, soweit die Handlungen oder Unterlassungen vor dem 1. Januar 2028 begangen wurden.“







		Artikel 5

		Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes

		Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1.  § 5 wird wie folgt geändert:

		„(1b) Das Bundeszentralamt für Steuern hat zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 28 und 28a alle hierfür erforderlichen Informationen zu sammeln und auszuwerten sowie die Behörden der Länder über die sie betreffenden Informationen u...







		Artikel 6

		Änderung der Gewerbeordnung

		Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 438) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 149 Absatz 2 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

		2. § 150a Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

		(3) „ Auskünfte über Bußgeldentscheidungen wegen einer Steuerordnungswidrigkeit oder einer Steuerstraftat dürfen nur in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Fällen erteilt werden.“



		3. § 153a Absatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:





		Artikel 7

		Folgeänderungen

		(1) Das Landwirtschafts-Altschuldengesetz vom 25. Juni 2004 (BGBl. I S. 1383), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		In § 12 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 140 ff.“ durch die Angabe „§§ 140 bis 146 und 147“ ersetzt.

		(2) Die BAB-Konzessionsabgabenverordnung vom 24. Juni 1997 (BGBl. I S. 1513), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		In § 5 wird die Angabe „148“ durch die Angabe „146 und 147“ ersetzt.

		(3) Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 4. Februar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 33) geändert worden ist wird wie folgt geändert:

		1. § 52 Absatz 52 wird durch den folgenden Absatz 52 ersetzt:

		(52) „ § 96 Absatz 7 Satz 1, § 100 Absatz 5 Nummer 3, § 108 Satz 1 und § 121 Absatz 1 in der am [einsetzen: zweiter Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] geltenden Fassung sind erstmals für Kalenderjahre nach Ablauf des 31. Dezember 2026 anzu...



		2. § 96 Absatz 7 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

		3. § 100 Absatz 5 Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:

		4. § 108 Satz 1 wird durch folgenden Satz ersetzt:

		5. § 121 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

		(1) „ Für die Energiepreispauschale gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4 und 7, der §§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 der Abgabenordnung sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378 und 379 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 und Absatz...





		(4) Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		§ 8 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

		(5) Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das zuletzt durch Artikel 51 des Gesetzes vom 2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		§ 14 Absatz 3 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

		(6) Das Berlinförderungsgesetz 1990 in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Februar 1990 (BGBl. I S. 173), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		§ 29a Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

		(1) „ Für die Zulage gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der §§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378, 379 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 sowie Absatz 4 und des § 384 der Abgabenordnung entspreche...



		(7) Das Forschungszulagengesetz vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2763), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juli 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 161) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		§ 13 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

		(8) Die Kassensicherungsverordnung vom 26. September 2017 (BGBl. I S. 3515), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 14. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 10 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 6 Satz 5 wird gestrichen.

		2. § 7 Absatz 4 wird gestrichen.

		3. § 8 Absatz 4 wird gestrichen.

		4. § 10 wird gestrichen.





		Artikel 8

		Inkrafttreten

		(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am [einsetzen: erster Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals] in Kraft.

		(2) Artikel 7 Absatz 3 bis 7 tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.

		(3) Die Artikel 2, 5 und Artikel 7 Absatz 8 Nummern 1 bis 3 treten am 1. Januar 2028 in Kraft.

		(4) Die Artikel 3 und Artikel 7 Absatz 8 Nummer 4 treten am 1. Januar 2029 in Kraft.
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Diskussionsentwurf 


des Bundesministeriums der Finanzen 


Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen zur Kassenpflicht nach 
§ 146b Absatz 1 Abgabenordnung 
(Kassenpflicht-Ausnahmeverordnung – KassenPflAusnV) 


A. Problem und Ziel 


Die Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 AO kann in einigen Konstellationen zu einem un-
verhältnismäßigen Aufwand für die Steuerpflichtigen führen. Denn die einzige Begrenzung 
ist die Umsatzgrenze von 100 000 Euro. Für Fälle, in denen die Kassenpflicht zu einer 
sachlichen Härte führt besteht zwar grundsätzlich die Möglichkeit einer Befreiung nach 
§ 146b Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit § 148 AO, aber dieses würde in jedem Einzelfall 
eine gesonderte Prüfung durch die zuständige Finanzbehörde erfordern und die Befreiung 
könnte nur für einen begrenzten Zeitraum gewährt werden. 


Dieses würde zu einer Belastung der Finanzbehörden führen, die durch gewisse eng ge-
fasste Ausnahmen verhindert werden könnte. 


B. Lösung 


Durch diese Verordnung sollen für bestimmte Bereiche, in denen schon vorab absehbar ist, 
dass eine uneingeschränkte Anwendung der Kassenpflicht zu unverhältnismäßigen Belas-
tungen führen kann, verhältnismäßige Ausnahmen geschaffen werden. Durch die Schaf-
fung dieser Verordnung werden für bestimmte eng gefasste Bereiche Ausnahmen definiert, 
do dass die Belastungen bei den Steuerpflichtigen nicht eintreten bzw. die Finanzbehörden 
von entsprechenden Befreiungsanträgen entlastet werden. 


C. Alternativen 


Auf die in dieser Verordnung vorgesehenen Ausnahmen könnte verzichtet werden. Dies 
würde aber dazu führen, dass die Umsetzung der Kassenpflicht für bestimmte Steuerpflich-
tige eine besondere Belastung darstellen könnte, z.B. weil dann Vertrauenskassen nicht 
mehr möglich wären, oder die Finanzbehörden mit einer Vielzahl von eindeutig zu entschei-
denden Anträgen regelmäßig konfrontiert würden. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Es entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 
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E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft verringert sich jährlich um rund 683 Tsd. Euro. 
Daneben reduziert sich der einmalige Erfüllungsaufwand um rund 1,434 Mio. Euro. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 


Die Bürokratiekosten aus Informationspflichten verändern sich nicht. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


F. Weitere Kosten 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sind nicht zu erwarten. 
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Diskussionsentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 


Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen zur Kassenpflicht
nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung 


(Kassenpflicht-Ausnahmeverordnung – KassenPflAusnV) 


Vom ... 


Das Bundesministerium der Finanzen verordnet aufgrund des § 146b Absatz 5 der Ab-
gabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 24): 


§ 1 


Ausnahmen für bestimmte Branchen 


(1) Kreditinstitute nach § 1 Absatz 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes, die einer Er-
laubnis nach § 32 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes bedürfen, sind von der Kassenpflicht 
nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung befreit. 


(2) Steuerpflichtige, die der Aufsicht nach § 1 Absatz 1 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes unterliegen, sind von der Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 der Abgabenord-
nung befreit. 


(3) Steuerpflichtige, die ausschließlich Leistungen über 


1. eine elektronische Schnittstelle im Sinne des § 25e Absatz 5 des Umsatzsteuergeset-
zes oder 


2. eine Plattform im Sinne des § 3 Absatz 1 des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes 
vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730), das durch Artikel 38 des Gesetzes vom 
2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist, 


erbringen, sind von der Kassenpflicht § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung befreit. 
Soweit Steuerpflichtige in einem gesonderten geführten Betrieb oder gesondert geführten 
Betriebsteil ausschließlich Leistungen über eine Schnittstelle nach Satz 1 Nummer 1 oder 
ein Plattform nach Satz 1 Nummer 2 erbringt, sind sie auch für diesen Betrieb oder Be-
triebsteil von der Kassenpflicht § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung befreit. 


(4) Sofern Steuerpflichtige elektronische Aufzeichnungssysteme, die in den Anwen-
dungsbereich des § 1 Absatz 1 Satz 2 der Kassensicherungsverordnung fallen, betreiben, 
fallen die mit diesen elektronischen Aufzeichnungssysteme generieten Umsätze, nicht un-
ter die Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung. Die Einnahmen aus den 
elektronischen Aufzeichnungssystemen, die unter § 1 Absatz 1 Satz 2 der Kassensiche-
rungsverordnung fallen, sind jedoch regelmäßig, in einem elektronischen Aufzeichnungs-
system, das den Anforderungen des § 146a Absatz 1 der Abgabenordnung entspricht, 
nachzuerfassen. 


(5) Soweit nach den Absätzen 3 und 4 Umsätze nicht unter die Kassenpflicht fallen, 
sind diese Umsätze dennoch bei der Berechnung der Umsatzgrenze des § 146b Absatz 1 
der Abgabenordnung zu berücksichtigen. 
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§ 2 


Besonderheiten bei Umsätzen außerhalb der Betriebstätte 


(1) Soweit Steuerpflichtige Umsätze haben, die mittels eines EU-Taxameters im Sinne 
des § 1 Absatz 2 Nummer 1 der Kassensicherungsverordnung zu erfassen sind, sind diese 
Umsätze nicht von der Kassenpflicht umfasst. 


(2) Sofern Steuerpflichtige Wegstreckenzähler, die unter § 1 Absatz 2 Nummer 2 in 
Verbindung mit § 10 der Kassensicherungsverordnung fallen, betreiben, fallen mit diesen 
Wegstreckenzähler generieten Umsätze, nicht unter die Kassenpflicht nach § 146b Ab-
satz 1 Satz 1 der Abgabenordnung. Die Einnahmen sind jedoch täglich in einem elektroni-
schen Aufzeichnungssystem, das den Anforderungen des § 146a Absatz 1 der Abgaben-
ordnung entspricht, nachzuerfassen. 


(3) Steuerpflichtige, die selbst oder durch ihr Personal Leistungen außerhalb ihrer Be-
triebsstätte erbringen, sind für Zahlungen, die sie außerhalb der Betriebsstätte erhalten, 
von der Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung befreit. Diese Ein-
nahmen müssen sie jedoch unverzüglich nach Rückkehr in die Betriebsstätte in einem 
elektronischen Aufzeichnungssystem im Sinne des § 146a Absatz 1 der Abgabenordnung 
nacherfassen. 


(4) Sofern Steuerpflichtige Behältnisse, in denen Käufer einer Ware oder Nutzer einer 
Dienstleistung das dafür geforderte Entgelt bei Abwesenheit eines Verkäufers oder Kassie-
rers hinterlegen sollen (Vertrauenskasse), einsetzen, unterliegt die Vertrauenskasse nicht 
der Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung. Die Einnahmen aus 
der Vertrauenskasse sind jedoch regelmäßig in einem elektronischen Aufzeichnungssys-
tem im Sinne des § 146a Absatz 1 der Abgabenordnung nachzuerfassen. Der Einsatz einer 
Vertrauenskasse ist zu dokumentieren. 


(5) Soweit nach den Absätzen 1 bis 4 Umsätze nicht unter die Kassenpflicht fallen, 
sind diese Umsätze dennoch bei der Berechnung der Umsatzgrenze des § 146b Absatz 1 
der Abgabenordnung zu berücksichtigen. 


§ 3 


Besonderheiten bei wechselnden Betriebsstätten 


Steuerpflichtige, die selbst oder durch ihr Personal Leistungen in temporären oder mo-
bilen Einrichtungen, die dem Verkauf von Waren oder der Erbringung von Dienstleistungen 
dienen, erbringen, sind für Zahlungen, die sie in diesen Einrichtungen erhalten, von der 
Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung befreit. Die Einnahmen 
sind jedoch täglich in einem elektronischen Aufzeichnungssystem, das den Anforderungen 
des § 146a Absatz 1 der Abgabenordnung entspricht, nachzuerfassen. § 2 Absatz 5 gilt 
entsprechend. 


§ 4 


Anwendung bei bestimmten Körperschaften 


(1) Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind Umsätze außerhalb von 
Betrieben gewerblicher Art nicht bei der Umsatzgrenze des § 146b Absatz 1 der Abgaben-
ordnung zu berücksichtigen. Bei Betrieben gewerblicher Art von juristischen Personen des 
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öffentlichen Rechts ist die Umsatzgrenze des § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung je Be-
trieb gewerblicher Art gesondert zu prüfen. 


(2) Bei Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach § 5 
Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes von der Körperschaftsteuer befreit 
sind, sind nur die Umsätze aus Zweckbetrieben und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
bei der Berechnung der Umsatzgrenze des § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung zu be-
rücksichtigen. Bei Zweckbetrieben und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ist die Umsatz-
grenze des § 146b Absatz 1 der Abgabenordnung je Zweckbetrieb oder wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb gesondert zu prüfen. 


§ 5 


Mitteilungspflicht für bestimmte Ausnahmen 


Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Ausnahmen nach § 1 Absatz 3 oder § 2 
Absatz 3 ist, dass vor der Inanspruchnahme, der Steuerpflichtige dem nach den §§ 18 bis 
20, 21 oder 25 zuständigen Finanzamt dieses nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz 
durch Datenfernübertragung mitteilt. 


§ 6 


Inkrafttreten 


Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2028 in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Die Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 AO kann in einigen Konstellationen zu einem un-
verhältnismäßigen Aufwand für die Steuerpflichtigen führen. Denn die einzige Begrenzung 
ist die Umsatzgrenze von 100 000 Euro. Für Fälle, in denen die Kassenpflicht zu einer 
sachlichen Härte führt besteht zwar grundsätzlich die Möglichkeit einer Befreiung nach 
§ 146b Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit § 148 AO, aber dieses würde in jedem Einzelfall 
eine gesonderte Prüfung durch die zuständige Finanzbehörde erfordern und die Befreiung 
könnte nur für einen begrenzten Zeitraum gewährt werden. 


Dieses würde zu einer Belastung der Finanzbehörden führen, die durch gewisse eng ge-
fasste Ausnahmen verhindert werden könnte. 


Durch diese Verordnung sollen Ausnahmen für bestimmte Bereiche geregelt werden, in 
denen schon vorab absehbar ist, dass eine uneingeschränkte Anwendung der Kassen-
pflicht zu unverhältnismäßigen Belastungen führen kann. Durch die Schaffung dieser Ver-
ordnung werden für bestimmte eng gefasste Bereiche Ausnahmen definiert, so dass die 
Belastungen bei den Steuerpflichtigen nicht eintreten bzw. die Finanzbehörden von ent-
sprechenden Befreiungsanträgen entlastet werden. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Es werden Ausnahmen für bestimmte Branchen aufgenommen werden, bei denen der Ein-
satz eines elektronischen Aufzeichnungssystems nach § 146a Absatz 1 AO unverhältnis-
mäßig sein kann. 


Darüber hinaus werden für bestimmte Konstellationen, bei der Verkauf von Waren oder die 
Erbringung von Dienstleistungen an wechselnden Orten erfolgt, auch Ausnahmen von der 
Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 AO aufgenommen. 


Schließlich werden noch Regelungen für bestimmte Körperschaften aufgenommen, um den 
steuerlichen Besonderheiten bei diesen Körperschaften Rechnung zu tragen. 


III. Exekutiver Fußabdruck 


Es haben keine Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte 
wesentlich zum Inhalt des Entwurfs beigetragen. 


IV. Alternativen 


Auf die in dieser Verordnung vorgesehenen Ausnahmen könnte verzichtet werden. Dies 
würde aber dazu führen, dass die Umsetzung der Kassenpflicht für bestimmte Steuerpflich-
tige eine besondere Belastung darstellen könnte, z.B. weil dann Vertrauenskassen nicht 
mehr möglich wären, oder die Finanzbehörden mit einer Vielzahl von eindeutig zu entschei-
denden Anträgen regelmäßig konfrontiert werden würden. 
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V. Regelungskompetenz 


Die Regelungskompetenz ergibt sich aus § 146b Absatz 5 AO. Danach kann das Bundes-
ministerium der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Aus-
nahmen von der Kassenpflicht nach § 146b Absatz1 AO regeln. Daneben können auch 
Mitteilungspflichten für den Wegfall einer Ausnahme geregelt werden. 


VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen 


Der Verordnungsentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


VII. Regelungsfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Die Verordnung schafft Ausnahmen zur Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 Satz AO für 
bestimmte Unternehmen und Branchen. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Der Entwurf entspricht einer nachhaltigen Entwicklung, indem er das Steueraufkommen 
des Gesamtstaates sichert. Er betrifft das Prinzip Nummer 4d einer nachhaltigen Entwick-
lung (Nachhaltiges Wirtschaften stärken) und unterstützt den Indikatorenbereich 8.2 
(Staatsverschuldung - Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen). 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Dieser Entwurf hat keine Auswirkungen auf Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 


4. Erfüllungsaufwand 


4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft verringert sich jährlich um rund 683 Tsd. Euro. 
Daneben reduziert sich der einmalige Erfüllungsaufwand um rund 1,434 Mio. Euro. 


Einführung Kassenpflicht 


Einmaliger Umstellungsaufwand: 


Anschaffung der Registrierkassen: 


§ 146b Absatz 1 AO führt eine Kassenpflicht für alle steuerpflichtigen ein, deren Gesam-
tumsatz im Sinne des § 19 Absatz 2 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes über 100 000 Euro 
liegt. Durch die § 1 der Kassenpflichtausnahme-Verordnung (KassenPflAusnV) sind Versi-
cherungen, Kreditinstitute und Steuerpflichtige die ausschließlich nur über Online-Plattfor-
men Leistungen anbieten von der Kassenpflicht befreit. Insgesamt wird hier eine Fallzahl 
von 2.585 Ausnahmen angenommen. 
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Dadurch dass keine genaue Zuordnung der jeweiligen Branchen und Kassenart erfolgen 
kann, wurden die Fallzahlen für cloudbasierten und stationären Kassen addiert. 


Aufgrund dessen wurden für Sachkosten der cloudbasierten und stationären Kassen der 
gewichtete Durchschnitt berechnet. Dieser beläuft sich auf 554,75 Euro pro Fall. 


Durch die Herausnahme von 2.585 Steuerpflichtigen reduziert sich der Erfüllungsaufwand 
um 1.434.028,75 Euro. 


Jährlicher Aufwand: 


Vorgabe 2 zur Kassenpflicht: Wartung und Support 


Bei dem jährlichen Erfüllungsaufwand sind durch die § 1 KassenPflAusnV Versicherungen, 
Kreditinstitute und Steuerpflichtige, die ausschließlich nur über Online-Plattformen Leistun-
gen anbieten, von der Kassenpflicht befreit. Insgesamt wird hier eine Fallzahl von 2.585 
Ausnahmen angenommen. 


Dadurch, dass keine genaue Zuordnung der jeweiligen Branchen und Kassenart erfolgen 
kann, wurde die Fallzahlen für cloudbasierte und stationäre Kassen addiert. 


Aufgrund dessen wurden für die Sachkosten der cloudbasierten und stationäre Kassen der 
gewichtete Durchschnitt berechnet. Dieser beläuft sich auf 227 Euro pro Fall. Durch die 
Herausnahme von 2.585 Steuerpflichtigen reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand 
für cloudbasierte und um 586.795 Euro. 


Für die TSE reduzieren sich die Kosten entsprechend um 96.162 Euro. 


Insgesamt reduziert sich dadurch der jährliche Erfüllungsaufwand um 682.957 Euro. 


Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft unterliegt der „One in, one out“-Regelung 
(Kabinettbeschluss vom 25. März 2015). Da es sich dabei um ein „Out“ von 682.957 Euro 
handelt, steht die Summe als Kompensationsvolumen für Regelungsvorhaben des Bundes-
ministeriums der Finanzen zur Verfügung. 


4.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 


Für die Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
weiteren Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Regelungsfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


Das Vorhaben hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Demografie. 
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VIII. Befristung; Evaluierung 


Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 


Hinsichtlich der Evaluierung wird auf die vorgesehen Evaluierung der gesetzlichen Ände-
rung verwiesen. 


B. Besonderer Teil 


Zu § 1 (Ausnahmen für bestimmte Branchen) 


Zu Absatz 1 


Aufgrund der aufsichtsrechtlichen Besonderheiten, insbesondere auch den Vorgaben für 
die IT, unter denen von Banken geschützte Systeme eingesetzt werden müssen, unterlie-
gen diese Systeme bereits jetzt nicht der Pflicht nach § 146a Absatz 1 Satz 1 AO (vgl. 
Tz. 1.2 AEAO zu § 146a). Durch die Einführung der Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 
AO soll diese Befreiung auch nicht umgangen werden. Aufgrund dessen werden Kreditin-
stitute nach § 1 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes, die einer Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 
des Kreditwesengesetzes bedürfen, von der Kassenpflicht ausgenommen. 


Zu Absatz 2 


Ebenfalls aufgrund der aufsichtsrechtlichen Besonderheiten sind auch Versicherungen, die 
der Aufsicht nach § 1 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes unterliegen, von der 
Kassenpflicht befreit. 


Zu Absatz 3 


Absatz 3 schafft eine Regelung für Bereiche und ggfs. gesondert geführte Betriebe, bei 
denen die Geschäfte ausschließlich für digitale Schnittstelle oder Plattformen geschlossen 
werden. Aufgrund der bestehenden Sonderregelungen für diese Bereiche können die mit 
den entsprechenden Schnittstellen bzw. Plattformen geschlossenen Rechtsgeschäfte von 
der Kassenpflicht herausgenommen werden. 


In diesem Zusammenhang ist jedoch die Mitteilungspflicht nach § 5 zu beachten. 


Zu Absatz 4 


Die in § 1 Absatz 1 Satz 2 der Kassensicherungsverordnung genannten Systeme wurden 
ausdrücklich von der Pflicht zum Einsatz von zertifizierten technischen Sicherheitseinrich-
tungen (TSE) ausgenommen. Durch die Kassenpflicht soll nun die Ausnahmen von der 
Pflicht zum Einsatz von TSE nicht umgangen werden. Aufgrund dessen werden die in § 1 
Absatz 1 Satz 2 der Kassensicherungsverordnung genannten Systeme von der Kassen-
pflicht herausgenommen. 


Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die entsprechenden Umsätze regelmäßig mit einem 
elektronischen Aufzeichnungssystem nach § 146a Absatz 1 AO nacherfasst werden müs-
sen. 


Zu Absatz 5 


Absatz 5 stellt klar, dass die Umsätze, die in den in Absätzen 3 und 4 genannten Sachver-
halten, zwar von der Kassenpflicht befreit sind bzw. von der unmittelbaren Erfassung in 
elektronischen Aufzeichnungssystemen nach § 146a Absatz 1 Satz 1 AO befreit sind, 
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dennoch für die Berechnung der Umsatzgrenze nach § 146b Absatz 1 AO zu berücksichti-
gen sind. 


Zu § 2 (Besonderheiten bei Umsätzen außerhalb der Betriebstätte) 


Grundsätzlich gilt die Kassenpflicht nach § 146b Absatz 1 AO in der Fassung vom […] für 
alle Umsätze eines Steuerpflichtigen unabhängig davon, wo diese ausgeführt werden. So-
weit jedoch Umsätze außerhalb einer Betriebsstätte generiert werden, kann es unverhält-
nismäßig sein, dass Steuerpflichtige immer ein elektronische Aufzeichnungssystem nach 
§ 146a Absatz 1 Satz 1 AO dabei haben müssen. Aufgrund dessen schafft § 2 für be-
stimmte Bereiche Ausnahmen. 


Zu Absatz 1 


Es werden Umsätze, die mit einem EU-Taxameter nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 Kassensi-
cherungsverordnung aufzuzeichnen sind, von der Kassenpflicht ausgenommen. Dies ist 
möglich aufgrund des Umfangs der Daten, die mit dem EU-Taxameter bereits abgesichert 
werden sowie den tarifrechtlichen Vorgaben, die für Taxis bestehen. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 schafft eine Befreiung von der Kassenpflicht im jeweiligen Fahrzeug, sofern der 
Mietwagen mit einem Wegstreckenzähler ausgestattet ist, der mit einer TSE zu schützen 
ist (§ 1 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 10 der Kassensicherungsverordnung). 


Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die in den Ständen erzielten Umsätze einmal täglich 
mit einem elektronischen Aufzeichnungssystem nach § 146a Absatz 1 Satz 1 AO nacher-
fasst werden müssen. 


Zu Absatz 3 


Absatz 3 schafft eine Ausnahme für Umsätze außerhalb der Betriebsstätte des Steuer-
pflichtigen, bei denen der Steuerpflichtige oder sein Personal, z.B. auf Weihnachtsmärkten 
oder bei Ski-Lehrern. Diese Umsätze unterliegen nicht der Kassenpflicht. Voraussetzung 
hierbei ist jedoch, dass diese Umsätze unverzüglich nach der Rückkehr in die feste Be-
triebsstätte mit einem elektronischen Aufzeichnungssystem nach § 146a Absatz 1 Satz 1 
AO aufgezeichnet werden. 


In diesem Zusammenhang ist jedoch die Mitteilungspflicht nach § 5 zu beachten. 


Zu Absatz 4 


Absatz 4 schafft eine Ausnahme, soweit der Steuerpflichtige Leistungen außerhalb seiner 
Betriebsstätte erbringt und der Kunde das dafür geforderte Entgelt bei Abwesenheit eines 
Verkäufers oder Kassierers hinterlegen soll. Dieses betrifft typischerweise den Verkauf von 
Produkten an Straßenrändern. Auch diese Umsätze sind von der Kassenpflicht befreit. Vo-
raussetzung hierbei ist jedoch, dass diese Umsätze unverzüglich nach der Rückkehr in die 
feste Betriebsstätte mit einem elektronischen Aufzeichnungssystem nach § 146a Absatz 1 
Satz 1 AO aufgezeichnet werden. 


Zu Absatz 5 


Absatz 5 stellt klar, dass die Umsätze, die in den in Absatz 1 bis 4 genannten Sachverhal-
ten, zwar von der Kassenpflicht befreit sind bzw. von der unmittelbaren Erfassung in elekt-
ronischen Aufzeichnungssystemen nach § 146a Absatz 1 Satz 1 AO befreit sind, dennoch 
für die Berechnung der Umsatzgrenze nach § 146b Absatz 1 AO zu berücksichtigen sind. 
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Zu § 3 (Besonderheiten bei wechselnden Betriebsstätten) 


Gerade bei Marktständen, die regelmäßig an bestimmten Orten aufgestellt werden, kann 
bereits mit dem Marktstand eine Betriebsstätte vorliegen. Es besteht jedoch kein signifikan-
ter Unterschied zwischen einem Marktstand der regelmäßig auf demselben Platz steht oder 
einem Stand, der nicht regelmäßig auf demselben Platz steht und deshalb keine Betriebs-
stätte bildet. 


Aufgrund dessen wird für solche Fälle, bei denen ein Marktstand eine Betriebsstätte bildet, 
eine Regelung entsprechend § 2 Absatz 3 geschaffen, damit bei diesen Ständen auch kein 
elektronisches Aufzeichnungssystem nach § 146a Absatz 1 Satz 1 AO vorgehalten werden 
muss. 


Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die in den Ständen erzielten Umsätze einmal täglich 
mit einem elektronischen Aufzeichnungssystem nach § 146a Absatz 1 Satz 1 AO aufge-
zeichnet werden müssen. 


Zu § 4 (Anwendung bei bestimmten Körperschaften) 


Zu Absatz 1 


Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind die steuerrechtlichen und kommu-
nalverfassungsrechtlichen Besonderheiten zu beachten und deshalb ist zwischen den Be-
trieben gewerblicher Art und anderen Tätigkeiten (z.B. hoheitlichen Bereichen) zu unter-
schieden. Aufgrund der Regelung des § 4 Absatz 1 gilt die Kassenpflicht nur für Betriebe 
gewerblicher Art und die Umsatzgrenze ist für jeden Betrieb gewerblicher Art gesondert zu 
prüfen. 


Zu Absatz 2 


Bei gemeinnützigen Organisationen ist auch zwischen den unterschiedlichen Sphären hin-
sichtlich der Kassenpflicht zu unterschieden. Aufgrund der Regelung in § 4 Absatz 2 ist 
zwischen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, Zweckbetrieben und den anderen beiden 
Sphären (ideeller Bereich und Vermögensverwaltung) zu unterscheiden. 


Es unterliegen lediglich wirtschaftliche Geschäftsbetriebe und Zweckbetriebe der Kassen-
pflicht und bei jedem dieser Betriebe ist die Umsatzgrenze für den jeweiligen Zweckbetrieb 
oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gesondert zu prüfen. 


Zu § 5 (Mitteilungspflicht für bestimmte Ausnahmen) 


§ 5 schafft zum einen eine Mitteilungspflicht für die Inanspruchnahme der Ausnahmen von 
der Kassenpflicht nach § 1 Absatz 3 und § 2 Absatz 3. Darüber hinaus regelt § 5 auch, dass 
die Mitteilung konstitutive Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Ausnahmen ist. 


Bis zum Vorliegen eines gesonderten strukturierten Datensatzes ist, die Mitteilung per ELS-
TER als sonstige Nachricht zu erstatten. 


Zu § 6 (Inkrafttreten) 


Das Inkrafttreten zum 1. Januar 2028 ist mit der erstmaligen Anwendung des § 146b AO in 
der Fassung vom […] nach Artikel 101b Absatz 3 des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung abgestimmt. 








EuGH-Vorlage vom 20. Mai 2026, X R 27/22
Vereinbarkeit der pauschalen Bemessung nicht abziehbarer Betriebsausgaben in Höhe von 5 % des
Verschmelzungsgewinns (§ 12 Abs. 2 Satz 2 des Umwandlungssteuergesetzes 2006 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 des
Körperschaftsteuergesetzes) mit Art. 7 Abs. 1 der Fusionsrichtlinie


ECLI:DE:BFH:2026:VE.200526.XR27.22.0


BFH X. Senat


EGRL 133/2009 Art 7 Abs 1, UmwStG 2006 § 12 Abs 2 S 1, UmwStG 2006 § 12 Abs 2 S 2, KStG § 8b Abs 2 S 1, KStG § 8b
Abs 3 S 1, EStG § 3c Abs 1, EGRL 133/2009 Anh 1 Teil A Buchst j, EWGRL 435/90 Art 4 Abs 2 S 2, EWGRL 434/90 Art 7,
KStG § 8b Abs 5, KStG VZ 2010


vorgehend Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht , 24. März 2022, Az: 1 K 181/19


Leitsätze


Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird die folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: Ist Art. 7 Abs. 1 der
Richtlinie 2009/133/EG (Fusionsrichtlinie) dahingehend auszulegen, dass er der Regelung eines Mitgliedstaats
entgegensteht, nach welcher zwar die Wertsteigerungen beim Untergang der Beteiligung keiner Besteuerung
unterliegen, wohl aber aus diesem Anlass Betriebsausgaben nicht abgezogen werden können, deren Höhe pauschal mit 5
% des steuerfreien Übernahmegewinns bemessen wird?


Tenor


I. Dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) wird die folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: Ist Art. 7
Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG des Rates vom 19.10.2009 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen,
Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die
Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, sowie für die Verlegung des Sitzes einer Europäischen
Gesellschaft oder einer Europäischen Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat
(Amtsblatt der Europäischen Union 2009, Nr. L 310, 34), wonach im Fall der Fusion die bei der übernehmenden
Gesellschaft möglicherweise entstehenden Wertsteigerungen beim Untergang ihrer Beteiligung am Kapital der
einbringenden Gesellschaft keiner Besteuerung unterliegen, wenn die übernehmende Gesellschaft am Kapital der
einbringenden Gesellschaft eine Beteiligung besitzt, dahingehend auszulegen, dass er einer Regelung eines
Mitgliedstaats entgegensteht, nach welcher zwar die Wertsteigerungen beim Untergang der Beteiligung keiner
Besteuerung unterliegen, wohl aber aus diesem Anlass Betriebsausgaben nicht abgezogen werden können, deren
Höhe pauschal mit 5 % des steuerfreien Übernahmegewinns bemessen wird?


II. Das Revisionsverfahren wird bis zur Entscheidung des EuGH über die Vorabentscheidungsfrage ausgesetzt.


Tatbestand


I. Maßgebende Vorschriften des nationalen Rechts und des Unionsrechts1


1. Nationales Recht2


a) Die für den Streitfall maßgebenden Vorschriften des deutschen Umwandlungssteuergesetzes (Art. 6 des Gesetzes
über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer
steuerrechtlicher Vorschriften vom 07.12.2006, Bundesgesetzblatt Teil I ‑‑BGBl I‑‑ 2006, 2782 ‑‑SEStEG‑‑),
nachfolgend als "UmwStG 2006" bezeichnet, lauteten im Jahr 2010:


"Erster Teil. Allgemeine Vorschriften


3
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§ 1  Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen


(1)  Der Zweite bis Fünfte Teil gilt nur für


  1. die Verschmelzung, Aufspaltung und Abspaltung im Sinne der §§ 2, 123 Abs. 1 und 2 des
Umwandlungsgesetzes von Körperschaften oder vergleichbare ausländische Vorgänge sowie des Artikels 17
der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 und des Artikels 19 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003; (…)


(2)  Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn


  1. beim Formwechsel der umwandelnde Rechtsträger oder bei den anderen Umwandlungen die
übertragenden und die übernehmenden Rechtsträger nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats der
Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum
Anwendung findet, gegründete Gesellschaften im Sinne des Artikels 48 des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft oder des Artikels 34 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
sind, deren Sitz und Ort der Geschäftsleitung sich innerhalb des Hoheitsgebiets eines dieser Staaten
befinden oder (…)


  


§ 2  Steuerliche Rückwirkung


(1)  Das Einkommen und das Vermögen der übertragenden Körperschaft sowie des übernehmenden Rechtsträgers
sind so zu ermitteln, als ob das Vermögen der Körperschaft mit Ablauf des Stichtags der Bilanz, die dem
Vermögensübergang zu Grunde liegt (steuerlicher Übertragungsstichtag), ganz oder teilweise auf den
übernehmenden Rechtsträger übergegangen wäre. (…)


    


Dritter Teil. Verschmelzung oder Vermögensübertragung (Vollübertragung) auf eine andere Körperschaft


  


§ 11 Wertansätze in der steuerlichen Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft


(1)  Bei einer Verschmelzung oder Vermögensübertragung (Vollübertragung) auf eine andere Körperschaft sind die
übergehenden Wirtschaftsgüter, einschließlich nicht entgeltlich erworbener oder selbst geschaffener
immaterieller Wirtschaftsgüter, in der steuerlichen Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft mit dem
gemeinen Wert anzusetzen. (…)


(2)  Auf Antrag können die übergehenden Wirtschaftsgüter abweichend von Absatz 1 einheitlich mit dem
Buchwert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem Wert nach Absatz 1, angesetzt werden, soweit


  1. sichergestellt ist, dass sie später bei der übernehmenden Körperschaft der Besteuerung mit
Körperschaftsteuer unterliegen und


  2. das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung
der übertragenen Wirtschaftsgüter bei der übernehmenden Körperschaft nicht ausgeschlossen oder
beschränkt wird und


  3. eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in Gesellschaftsrechten besteht. (…)


  


§ 12 Auswirkungen auf den Gewinn der übernehmenden Körperschaft


(1)  Die übernehmende Körperschaft hat die auf sie übergegangenen Wirtschaftsgüter mit dem in der steuerlichen
Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft enthaltenen Wert im Sinne des § 11 zu übernehmen. (…)
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(2)  Bei der übernehmenden Körperschaft bleibt ein Gewinn oder ein Verlust in Höhe des Unterschieds zwischen
dem Buchwert der Anteile an der übertragenden Körperschaft und dem Wert, mit dem die übergegangenen
Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, abzüglich der Kosten für den Vermögensübergang, außer Ansatz. § 8b
des Körperschaftsteuergesetzes ist anzuwenden, soweit der Gewinn im Sinne des Satzes 1 abzüglich der
anteilig darauf entfallenden Kosten für den Vermögensübergang dem Anteil der übernehmenden Körperschaft
an der übertragenden Körperschaft entspricht. (…)"


b) Vorschriften des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002 (BGBl I
2002, 4144); § 8b Abs. 3 KStG in der Fassung des Art. 3 Nr. 2 Buchst. b des Gesetzes zur Umsetzung der
Protokollerklärung der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz vom
22.12.2003 (BGBl I 2003, 2840), geändert durch Art. 3 Nr. 2 Buchst. a des Jahressteuergesetzes 2008 vom
20.12.2007 (BGBl I 2007, 3150):


"§ 8b Beteiligung an anderen Körperschaften und Personenvereinigungen


(1)  Bezüge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes bleiben bei
der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz. (…)


(2)  Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an einer
Körperschaft oder Personenvereinigung, deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen im Sinne des § 20
Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes gehören, (…) außer Ansatz.
Veräußerungsgewinn im Sinne des Satzes 1 ist der Betrag, um den der Veräußerungspreis oder der an dessen
Stelle tretende Wert nach Abzug der Veräußerungskosten den Wert übersteigt, der sich nach den
Vorschriften über die steuerliche Gewinnermittlung im Zeitpunkt der Veräußerung ergibt (Buchwert). (…)


(3)  Von dem jeweiligen Gewinn im Sinne des Absatzes 2 Satz 1, 3 und 6 gelten 5 Prozent als Ausgaben, die nicht
als Betriebsausgaben abgezogen werden dürfen. § 3c Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ist nicht
anzuwenden. (…)


(5)  Von den Bezügen im Sinne des Absatzes 1, die bei der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz bleiben,
gelten 5 Prozent als Ausgaben, die nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden dürfen. § 3c Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes ist nicht anzuwenden."


4


c) Vorschriften des Einkommensteuergesetzes (in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.10.2009, BGBl I 2009,
3366) ‑‑EStG‑‑:


"§ 3c Anteilige Abzüge


(1)  Ausgaben dürfen, soweit sie mit steuerfreien Einnahmen in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang
stehen, nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden; Absatz 2 bleibt unberührt. (...)


  


§ 20   


(1)  Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören


  1. Gewinnanteile (Dividenden) und sonstige Bezüge aus Aktien, Genussrechten, mit denen das Recht am
Gewinn und Liquidationserlös einer Kapitalgesellschaft verbunden ist, aus Anteilen an Gesellschaften mit
beschränkter Haftung, an Genossenschaften sowie an einer optierenden Gesellschaft im Sinne des § 1a
des Körperschaftsteuergesetzes. (…)"


5


2. Unionsrecht6


Die für den Streitfall maßgeblichen Vorschriften der Richtlinie 2009/133/EG des Rates vom 19.10.2009 über das
gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und


7
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den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, sowie für die Verlegung
des Sitzes einer Europäischen Gesellschaft oder einer Europäischen Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in
einen anderen Mitgliedstaat (Amtsblatt der Europäischen Union ‑‑ABlEU‑‑ 2009, Nr. L 310, 34) ‑‑Richtlinie
2009/133/EG‑‑ lauten:


"Kapitel I. Allgemeine Vorschriften


Art. 1


Jeder Mitgliedstaat wendet diese Richtlinie auf folgende Vorgänge an:


a) Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von
Anteilen, wenn daran Gesellschaften aus zwei oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt sind; (…)


  


Art. 2


Im Sinne dieser Richtlinie ist


a) "Fusion" der Vorgang, durch den


  i) eine oder mehrere Gesellschaften zum Zeitpunkt ihrer Auflösung ohne Abwicklung ihr gesamtes Aktiv- und
Passivvermögen auf eine bereits bestehende Gesellschaft gegen Gewährung von Anteilen am
Gesellschaftskapital der anderen Gesellschaft an ihre eigenen Gesellschafter und gegebenenfalls einer
baren Zuzahlung übertragen; (…)


  iii) eine Gesellschaft zum Zeitpunkt ihrer Auflösung ohne Abwicklung ihr gesamtes Aktiv- und Passivvermögen
auf die Gesellschaft überträgt, die sämtliche Anteile an ihrem Gesellschaftskapital besitzt; (…)


f) "einbringende Gesellschaft" die Gesellschaft, die ihr Aktiv- und Passivvermögen überträgt oder einen oder
mehrere Teilbetriebe einbringt;


g) "übernehmende Gesellschaft" die Gesellschaft, die das Aktiv- und Passivvermögen oder einen oder mehrere
Teilbetriebe von der einbringenden Gesellschaft übernimmt; (…)


  


Art. 3


Im Sinne dieser Richtlinie ist eine "Gesellschaft eines Mitgliedstaats" jede Gesellschaft,


a) die eine der in Anhang I Teil A aufgeführten Formen aufweist;


b) die nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats als in diesem Mitgliedstaate ansässig und nicht aufgrund eines
Doppelbesteuerungsabkommens mit einem Drittstaat als außerhalb der Gemeinschaft ansässig angesehen
wird; und


c) die ferner ohne Wahlmöglichkeit einer der in Anhang I Teil B aufgeführten Steuern oder irgendeiner Steuer,
die eine dieser Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon befreit zu sein.


  


Kapitel II. Regeln für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den
Austausch von Anteilen


  


Art. 4
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(1)  Die Fusion, Spaltung oder Abspaltung darf keine Besteuerung des Veräußerungsgewinns auslösen, der sich aus
dem Unterschied zwischen dem tatsächlichen Wert des übertragenen Aktiv- und Passivvermögens und dessen
steuerlichem Wert ergibt. (…)


  


Art. 7


(1)  Wenn die übernehmende Gesellschaft am Kapital der einbringenden Gesellschaft eine Beteiligung besitzt, so
unterliegen die bei der übernehmenden Gesellschaft möglicherweise entstehenden Wertsteigerungen beim
Untergang ihrer Beteiligung am Kapital der einbringenden Gesellschaft keiner Besteuerung.


(2)  Die Mitgliedstaaten können von Absatz 1 abweichen, wenn der Anteil der übernehmenden Gesellschaft am
Kapital der einbringenden Gesellschaft weniger als 15 % beträgt."


II. Sachverhalt und Verfahrensstand8


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) mit Sitz in der
Bundesrepublik Deutschland.


9


Die Klägerin war zu Beginn des Streitjahrs 2010 Alleingesellschafterin von fünf Kapitalgesellschaften, die ihren Sitz
in anderen Staaten der Europäischen Union hatten (eine italienische società per azioni ‑‑S.p.A.‑‑, eine spanische
sociedad anónima unipersonal ‑‑S.A.U.‑‑, eine schwedische aktiebolag ‑‑AB‑‑, eine britische Limited ‑‑Ltd.‑‑ und
eine französische société par actions simplifiées ‑‑S.A.S.‑‑).


10


Die vier erstgenannten Auslandsgesellschaften wurden im Wege grenzüberschreitender Verschmelzung mit
handelsrechtlicher Wirkung zum …2010 auf die Klägerin verschmolzen. Die französische Tochtergesellschaft wurde
mit Wirkung zum …2010 im Wege der Verschmelzung nach französischem Recht (Transmission Universelle de
Patrimoine) unter Übertragung sämtlicher Vermögensgegenstände und Schulden ohne Abwicklung aufgelöst.
Anschließend führte die Klägerin die Geschäftsbetriebe ihrer früheren Tochtergesellschaften in Form
ertragsteuerrechtlicher Betriebsstätten in den jeweiligen Ansässigkeitsstaaten unverändert fort.


11


In ihrer Handelsbilanz setzte die Klägerin die Vermögensgegenstände und Schulden der auf sie verschmolzenen
Tochter-Kapitalgesellschaften mit den Buchwerten an (Ausübung des Wahlrechts nach § 24 des
Umwandlungsgesetzes in der Fassung vom 28.10.1994, BGBl I 1994, 3210). Auch steuerrechtlich wurde die
Buchwertfortführung gewählt (§ 11 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006).


12


Durch die Verschmelzungen entstanden Übernahmeergebnisse in Höhe des Unterschieds zwischen dem Buchwert
der Anteile an der jeweils übertragenen Körperschaft und dem Wert, mit dem die übergegangenen Wirtschaftsgüter
zu übernehmen waren (§ 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006). Diese Übernahmeergebnisse beliefen sich bei der
Klägerin auf die folgenden Beträge:


  Übernahmegewinne           Übernahmeverlust    Summe/Saldo  


italienische S.p.A. 5.409.628,28 €
    


schwedische AB 6.998.297,52 €
    


britische Ltd. 6.483.613,89 €
    


französische S.A.S. 11.651.796,66 €
    


spanische S.A.U.
  


./. 1.810.834,00 €
  


Nachaktivierung Vorbetriebsprüfung       ./. 55.764,78 € ./. 25.300,00 €
  


Nachaktivierung Betriebsprüfung ./. 40.745,54 €     


13
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= Summe der Übernahmegewinne 30.446.826,03 € ./. 1.836.134,00 €
  


./. Kosten der Vermögensübergänge ./. 325.353,62 €  ./. 40.669,20 € ./. 366.022,82 €


= Übernahmeergebnisse 30.121.472,41 € ./. 1.876.803,20 €    28.244.669,21 €


Das gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG steuerfreie Übernahmeergebnis ermittelte der Beklagte und
Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) unter Berücksichtigung pauschal nicht abziehbarer Betriebsausgaben nach
§ 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 in Verbindung mit (i.V.m.) § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG wie folgt:


Saldo der Übernahmeergebnisse nach Abzug der Kosten für die Vermögensübergänge        28.244.669,21 €


./. pauschale nichtabziehbare Betriebsausgaben
(5 % von 30.121.472,41 €) ./. 1.506.073,62 €


= steuerfrei bleibender Betrag 26.738.595,59 €


14


Diesen Betrag (aufgerundet 26.738.596 €) zog das FA bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens im
geänderten Körperschaftsteuerbescheid 2010 vom 13.10.2017, der den Gegenstand des vorliegenden Verfahrens
bildet, vom Steuerbilanzgewinn ab.


15


Mit ihrem Einspruch machte die Klägerin erfolglos geltend, die Minderung des steuerfreien Betrags um die
Pauschale für nichtabziehbare Betriebsausgaben (hier: 1.506.073 €) verstoße gegen Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie
2009/133/EG. Zwar enthalte Art. 4 der ‑‑in engem Zusammenhang mit der Richtlinie 2009/133/EG stehenden‑‑
Richtlinie 2011/96/EU des Rates vom 30.11.2011 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABlEU 2011, Nr. L 345, 8) ‑‑Richtlinie 2011/96/EU‑‑ eine
ausdrückliche Öffnungsklausel, wonach bis zu 5 % der Dividenden als nichtabziehbare Betriebsausgaben behandelt
werden dürfen. Art. 7 der Richtlinie 2009/133/EG weise eine solche Öffnungsklausel aber gerade nicht auf.


16


Während des anschließenden Klageverfahrens erweiterte die Klägerin ihr Begehren dahingehend, dass ein weiterer
Betrag von 366.023 € steuerfrei belassen werden müsse. Zur Begründung führte sie aus, auch die Minderung der
steuerfreien Übernahmeergebnisse um die Kosten der Vermögensübergänge sei mit Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie
2009/133/EG unvereinbar.


17


Das Finanzgericht (FG) wies die Klage ab (Entscheidungen der Finanzgerichte 2022, 979).18


Mit ihrer Revision verfolgt die Klägerin ihr Begehren weiter. Sie ist der Auffassung, nach der deutschen gesetzlichen
Regelung werde ein Teil (5 %) des Übernahmegewinns "umbenannt" und besteuert, obwohl Art. 7 Abs. 1 der
Richtlinie 2009/133/EG dies verbiete. Eine hypothetische unmittelbare Steuer auf Fusionsgewinne hätte exakt
denselben Anknüpfungspunkt, wäre unionsrechtlich aber unzulässig. Der deutsche Gesetzgeber hätte die von ihm
gewünschte Gleichbehandlung von Gewinnausschüttungen und Veräußerungsgewinnen auch dadurch erreichen
können, dass er in beiden Fällen von einer pauschalen Bemessung der Höhe der nicht abziehbaren
Betriebsausgaben absieht.


19


Die Klägerin beantragt sinngemäß,
das angefochtene Urteil und die Einspruchsentscheidung vom 25.11.2019 aufzuheben und den
Körperschaftsteuerbescheid 2010 vom 13.10.2017 dahingehend zu ändern, dass die Kosten der
Vermögensübergänge von 366.023 € als Betriebsausgaben abgezogen werden können und die außerbilanzielle
Hinzurechnung eines Betrags für nichtabziehbare Betriebsausgaben von 1.506.073 € unterbleibt,
hilfsweise eine Vorabentscheidung des Gerichtshofs des Europäischen Union (EuGH) zu einer ‑‑näher bezeichneten‑‑
Frage der Auslegung des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG einzuholen.


20


Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


21


Es schließt sich dem angefochtenen Urteil an.22
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Entscheidungsgründe


III. Zur Vorlagefrage23


Der Senat setzt das Verfahren aus und legt dem EuGH die im Tenor genannte Frage gemäß Art. 267 Abs. 3 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) zur Vorabentscheidung vor.


24


Die im Streitfall vom FA gegen die Klägerin festgesetzte Körperschaftsteuer entspricht den Regelungen des
deutschen Rechts (dazu unten 1.). Darüber hinaus ist Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG für die rechtliche
Beurteilung des Streitfalls heranzuziehen (unten 2.). Nach der Konzeption des deutschen Rechts korrigiert die
Hinzurechnung von 5 % der Übertragungsgewinne lediglich einen überschießenden Betriebsausgabenabzug aus der
Zeit des Haltens der Beteiligung (unten 3.). Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG steht nach Ansicht des
vorlegenden Senats dieser Pauschale nicht entgegen (unten 4.). Es sprechen aber auch Aspekte für die gegenteilige
Auffassung (unten 5.). Damit bestehen Zweifel über die Auslegung des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG, so
dass gemäß Art. 267 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 3 AEUV der EuGH anzurufen ist (unten 6.). Die Vorlagefrage ist für die
Beurteilung des Ausgangsverfahrens entscheidungserheblich (unten 7.).


25


1. Nach deutschem Recht hat das FA die Besteuerung im angefochtenen Körperschaftsteuerbescheid 2010 vom
13.10.2017 zutreffend vorgenommen. Dies zieht auch die Klägerin nicht in Zweifel.


26


a) Die Regelungen des Umwandlungssteuergesetzes 2006 sind nicht nur auf die vier grenzüberschreitenden
Verschmelzungen anwendbar, sondern auch auf die nach französischem Recht durchgeführte Verschmelzung des
französischen S.A.S. auf die Klägerin. Dabei handelt es sich um einen vergleichbaren ausländischen Vorgang im
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwStG 2006.


27


b) Nach § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 bleibt bei der übernehmenden Körperschaft (hier: der Klägerin) ein Gewinn
oder ein Verlust in Höhe des Unterschieds zwischen dem Buchwert der Anteile an der übertragenden Körperschaft
und dem Wert, mit dem die übergegangenen Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, abzüglich der Kosten für den
Vermögensübergang, außer Ansatz. Sofern die übernehmende Körperschaft allerdings ‑‑wie hier‑‑ an der
übertragenden Körperschaft beteiligt war, enthält § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 für Übernahmegewinne eine
Spezialregelung, die Satz 1 verdrängt (Urteil des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 30.07.2014 - I R 58/12,
ECLI:DE:BFH:2014:U.300714.IR58.12.0, Sammlung der Entscheidungen des BFH ‑‑BFHE‑‑ 246, 453,
Bundessteuerblatt Teil II ‑‑BStBl II‑‑ 2015, 199, Rz 22; Verfassungsbeschwerde unter dem Aktenzeichen
2 BvR 84/17 noch anhängig). Danach ist § 8b KStG anzuwenden, soweit der Gewinn im Sinne des Satzes 1 abzüglich
der anteilig darauf entfallenden Kosten für den Vermögensübergang dem Anteil der übernehmenden Körperschaft
an der übertragenden Körperschaft entspricht.


28


Damit ist zunächst die Steuerbefreiung des § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG anzuwenden (BFH-Urteil vom 30.07.2014 -
I R 58/12, ECLI:DE:BFH:2014:U.300714.IR58.12.0, BFHE 246, 453, BStBl II 2015, 199, Rz 12). Nach dieser Regelung
bleiben bei der Ermittlung des Einkommens Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an einer Körperschaft oder
Personenvereinigung, deren Leistungen beim Empfänger (unter anderem) zu Einnahmen im Sinne des § 20 Abs 1
Nr. 1 EStG gehören, außer Ansatz. Ebenso ist im Rahmen des § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 das pauschale
Betriebsausgaben-Abzugsverbot des § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG anzuwenden (BFH-Urteil vom 26.09.2018 - I R 16/16,
ECLI:DE:BFH:2018:U.260918.IR16.16.0, BFHE 263, 131, BStBl II 2020, 206, Rz 21). Danach gelten von dem
jeweiligen Gewinn im Sinne des § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG fünf Prozent als Ausgaben, die nicht als Betriebsausgaben
abgezogen werden dürfen. Im Gegenzug ist das allgemein für Betriebsausgaben im Zusammenhang mit steuerfreien
Einnahmen stehende Abzugsverbot des § 3c Abs. 1 EStG nicht anzuwenden (§ 8b Abs. 3 Satz 2 KStG).


29


Für Übernahmeverluste gilt hingegen nicht § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006, sondern ausschließlich Satz 1 dieser
Regelung (BFH-Urteil vom 30.07.2014 - I R 58/12, ECLI:DE:BFH:2014:U.300714.IR58.12.0, BFHE 246, 453, BStBl II
2015, 199, Rz 23; Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen ‑‑BMF‑‑ vom 11.11.2011, Bundessteuerblatt Teil
I ‑‑BStBl I‑‑ 2011, 1314, Rz 12.06 Satz 2; insoweit gleichlautend BMF-Schreiben vom 02.01.2025, BStBl I 2025, 92,
Rz 12.06 Satz 2).


30


c) Diese Regelungen hat das FA beachtet. Es hat die vier positiven Übernahmeergebnisse (30.446.826,03 €),
vermindert um die Kosten dieser Vermögensübergänge (325.353,62 €), gemäß § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006
i.V.m. § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG von der Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer ausgenommen. § 12 Abs. 2
Satz 2 UmwStG 2006 ist hier in vollem Umfang ‑‑und nicht nur anteilig‑‑ anzuwenden, da die Klägerin an ihren
ausländischen Tochtergesellschaften zu jeweils 100 % beteiligt war. Ebenso hat das FA den Verlust aus der
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Übernahme der spanischen S.A.U. (./. 1.810.834,00 €), abzüglich der Kosten für diesen Vermögensübergang
(40.669,20 €), gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 außer Ansatz gelassen. Hieraus ergab sich insgesamt ein
Abzug von der körperschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage von 28.244.669,21 €.


In einem zweiten Schritt hat das FA zur pauschalierten Abgeltung nicht abziehbarer Betriebsausgaben die Regelung
des § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 und 2 KStG angewendet. Hierfür hat es einen Betrag
im Umfang von 5 % der vier Übernahmegewinne (der Übernahmeverlust fließt hier nicht in die Betrachtung ein),
jeweils abzüglich der Kosten dieser Vermögensübergänge, dem steuerpflichtigen Gewinn hinzurechnet (5 % von
30.121.472,41 € = 1.506.073,62 €).


32


Dies alles ist sowohl materiell-rechtlich als auch rechnerisch zutreffend.33


2. Der Vorgang ist an der Richtlinie 2009/133/EG, insbesondere deren Art. 7 Abs. 1, zu messen.34


a) Gemäß ihrem Art. 1 Buchst. a ist die Richtlinie 2009/133/EG unter anderem auf Fusionen anwendbar, wenn daran
Gesellschaften aus zwei oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt sind.


35


aa) Eine Fusion im Sinne der Richtlinie 2009/133/EG ist unter anderem ein Vorgang, durch den eine Gesellschaft
zum Zeitpunkt ihrer Auflösung ohne Abwicklung ihr gesamtes Aktiv- und Passivvermögen auf die Gesellschaft
überträgt, die sämtliche Anteile an ihrem Gesellschaftskapital besitzt (Art. 2 Buchst. a iii der Richtlinie
2009/133/EG). Dies ist hier der Fall, da die ausländischen Tochtergesellschaften im Rahmen ihrer Auflösung ohne
Abwicklung ihr gesamtes Vermögen auf ihre Alleingesellschafterin ‑‑die Klägerin‑‑ übertragen haben.


36


bb) An den Fusionen waren auch jeweils Gesellschaften aus zwei Mitgliedstaaten beteiligt. Gemäß Art. 3 Buchst. a
i.V.m. Anhang I Teil A Buchst. f, k, l, aa und ab der Richtlinie 2009/133/EG sind sowohl die deutsche GmbH als auch
die französische société par actions simplifiées, die italienische società per azioni, die schwedische aktiebolag und
die nach dem Recht des Vereinigten Königreichs gegründeten Gesellschaften (hier die britische Limited) als
"Gesellschaft eines Mitgliedstaats" anzusehen.


37


Hinsichtlich der spanischen Gesellschaft benennt Anhang I Teil A Buchst. j der Richtlinie 2009/133/EG unter
anderem die sociedad anónima. Im Streitfall war indes eine sociedad anónima unipersonal an der Fusion beteiligt.
Der BFH hat bisher offengelassen, ob auch Gesellschaften dieser Rechtsform unter die Richtlinie 2009/133/EG
fallen (BFH-Urteil vom 18.11.2020 - I R 24/18, ECLI:DE:BFH:2020:U.181120.IR24.18.0, BFH/NV 2021, 951, Rz 31).
Auch an dieser Stelle muss dies nicht entschieden werden, da die Vorlagefrage auch dann entscheidungserheblich
bleibt, wenn lediglich vier der fünf Fusionen vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/133/EG erfasst sein
sollten.


38


cc) Auch die in Art. 3 Buchst. b (Ansässigkeit im jeweiligen Mitgliedstaat) und Art. 3 Buchst. c (Unterliegen einer der
in Anhang I Teil B aufgeführten Steuern) der Richtlinie 2009/133/EG genannten Voraussetzungen sind erfüllt;
jedenfalls ergibt sich aus den Feststellungen des FG und dem Vorbringen der Beteiligten nichts Gegenteiliges.


39


b) Gemäß Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG gilt: Wenn die übernehmende Gesellschaft (zu diesem Begriff vgl.
Art. 2 Buchst. g der Richtlinie; hier: die Klägerin) am Kapital der einbringenden Gesellschaft (zu diesem Begriff vgl.
Art. 2 Buchst. f der Richtlinie; hier: die fünf ausländischen Gesellschaften) eine Beteiligung besitzt, so unterliegen
die bei der übernehmenden Gesellschaft möglicherweise entstehenden Wertsteigerungen beim Untergang ihrer
Beteiligung am Kapital der einbringenden Gesellschaft keiner Besteuerung.


40


Zwar gestattet Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2009/133/EG den Mitgliedstaaten, von dieser Regelung abzuweichen,
wenn der Anteil der übernehmenden Gesellschaft am Kapital der einbringenden Gesellschaft weniger als 10 %
beträgt. Diese Voraussetzung ist hier aber nicht erfüllt, da die Beteiligungen der Klägerin an den einbringenden
Gesellschaften sich jeweils auf 100 % beliefen.


41


c) Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG wurde im vorliegenden Fall in Bezug auf die beim Untergang der
Beteiligungen der Klägerin am Kapital der einbringenden Gesellschaften eintretenden Wertsteigerungen beachtet,
da diese Wertsteigerungen (Übernahmegewinne) gemäß § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG in vollem Umfang von der
deutschen Körperschaftsteuer befreit worden sind. Hierüber besteht zwischen den Beteiligten kein Streit.


42


Unterschiedliche Auffassungen bestehen zwischen den Beteiligten allein darüber, ob die auf § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG
beruhende pauschale Bemessung der nicht abziehbaren Betriebsausgaben mit 5 % der steuerfreien Gewinne als
eine "Besteuerung der Wertsteigerungen" anzusehen ist, die durch Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG
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untersagt wird. Nach nationalem Recht handelt es sich dabei um eine Regelung, die allein die Betriebsausgaben
betrifft, nicht aber um eine teilweise Besteuerung der fusionsbedingten Wertsteigerungen (dazu unten a). Nach
Ansicht des Senats folgt auch aus dem Unionsrecht kein abweichendes Verständnis (unten b).


3. § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 und 2 KStG regelt nach Wortlaut, Systematik und
Normzweck des nationalen Rechts nur Betriebsausgaben, die in der Zeit vor der Fusion entstanden waren. Die
Vorschrift bewirkt keine Besteuerung der Fusionsgewinne. Sie betrifft auch keine Betriebsausgaben, die unmittelbar
mit der Fusion im Zusammenhang stehen.


44


a) Dies folgt bereits aus dem klaren Gesetzeswortlaut.45


aa) § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG lässt die zu 100 % wirksame Steuerbefreiung des § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG unberührt. Die
Norm regelt vielmehr lediglich den Bereich der Betriebsausgaben, wie durch die Verwendung der Begriffe
"Ausgaben" und "Betriebsausgaben" in ihrem Wortlaut zum Ausdruck kommt. Es handelt sich dem Grunde nach um
eine Fiktion nichtabziehbarer Betriebsausgaben. Das darf nicht durch eine wirtschaftliche Betrachtung überspielt
werden (BFH-Urteile vom 31.05.2017 - I R 37/15, BFHE 258, 484, ECLI:DE:BFH:2017:U.310517.IR37.15.0, BStBl II
2018, 144, Rz 17 folgende ‑‑f.‑‑; vom 11.04.2018 - I R 34/15, ECLI:DE:BFH:2018:U.110418.IR34.15.0, BFHE 262, 16,
BStBl II 2020, 201, Rz 38; vom 30.05.2018 - I R 31/16, ECLI:DE:BFH:2018:U.300518.IR31.16.0, BFHE 262, 45, BStBl II
2019, 136, Rz 41, und vom 30.05.2018 - I R 35/16, ECLI:DE:BFH:2018:U.300518.IR35.16.0, BFH/NV 2019, 46, Rz 40).


46


bb) Lediglich für die Bemessung der Höhe des Pauschalbetrags knüpft die Regelung an die Höhe des erzielten
Gewinns an. Die vollständige Steuerbefreiung wird dadurch ebenso wenig eingeschränkt wie dies der Fall wäre,
wenn die tatsächlich angefallenen Betriebsausgaben nach der allgemeinen Norm des § 3c Abs. 1 EStG nicht
abziehbar wären (vgl. zur Vorläuferregelung des § 8b Abs. 7 KStG in der im Jahr 1999 geltenden Fassung BFH-Urteil
vom 29.08.2012 - I R 7/12, ECLI:DE:BFH:2012:U.290812.IR7.12.0, BFHE 239, 45, BStBl II 2013, 89, Rz 16). Die
Pauschalierung der nicht abziehbaren Betriebsausgaben steht daher nach ständiger höchstrichterlicher
Rechtsprechung beispielsweise auch nicht in Konflikt mit 100 %-Steuerfreistellungen, die sich aus den
Doppelbesteuerungsabkommen ergeben (BFH-Urteile vom 31.05.2017 - I R 37/15,
ECLI:DE:BFH:2017:U.310517.IR37.15.0, BFHE 258, 484, BStBl II 2018, 144, Rz 18, und vom 17.11.2020 - I R 72/16,
ECLI:DE:BFH:2020:U.171120.IR72.16.0, BFHE 271, 390, BStBl II 2021, 484, Rz 33).


47


b) Zum selben Ergebnis führt eine Betrachtung der gesetzlichen Systematik. Nach der Regelung des § 3c Abs. 1 EStG
dürfen Ausgaben nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, soweit sie mit steuerfreien
Einnahmen in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. Dies stellt einen fundamentalen Grundsatz
des deutschen Einkommensteuerrechts dar, der über § 8 Abs. 1 Satz 1 KStG auch für Körperschaften anwendbar ist.
Ohne die in § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG vorgesehene Pauschalregelung wären die tatsächlich angefallenen
Betriebsausgaben, die in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit den steuerfreien Einnahmen stehen,
nach § 3c Abs. 1 EStG vom Abzug ausgeschlossen gewesen. Der Regelungsgehalt des § 8b Abs. 3 Satz 1 und 2 KStG
erschöpft sich darin, eine Spezialnorm zu dem allgemeinen Grundsatz des § 3c Abs. 1 EStG zu schaffen, mit der
zugleich die Höhe der nicht abziehbaren Betriebsausgabe in pauschaler Form festgelegt wird (vgl. dazu auch
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts ‑‑BVerfG‑‑ vom 12.10.2010 - 1 BvL 12/07,
ECLI:DE:BVerfG:2010:ls20101012.1bvl001207, BVerfGE 127, 224, Rz 60, 69).


48


c) Auch der Normzweck des § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG zeigt, dass hier ausschließlich eine Regelung über die
ertragsteuerrechtliche Behandlung von Betriebsausgaben, nicht aber über die Behandlung steuerfreier Einnahmen
getroffen werden sollte. Die Vorschrift schließt eine Besteuerungslücke. Sie betrifft Betriebsausgaben, die durch das
Halten der Beteiligung veranlasst waren und die nicht abziehbar gewesen wären, wenn es zur Gewinnausschüttung
gekommen wäre.


49


aa) Die Grundnorm einer Pauschalregelung zur Festlegung der Höhe nicht abziehbarer Betriebsausgaben im
Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen von Körperschaften findet sich in § 8b Abs. 5 KStG. Danach gelten von
den Bezügen im Sinne des § 8b Abs. 1 KStG, die bei der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz bleiben
(steuerfrei bleibende Dividendeneinnahmen), 5 % als Ausgaben, die nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden
dürfen. Es handelt sich um ein typisierendes und pauschalierendes Abzugsverbot (BFH-Urteile vom 10.01.2007 -
I R 53/06, ECLI:DE:BFH:2007:U.100107.IR53.06.0, BFHE 217, 98, BStBl II 2007, 585, unter II.3., und vom 13.06.2018 -
I R 94/15, ECLI:DE:BFH:2018:U.130618.IR94.15.0, BFHE 262, 79, BStBl II 2020, 755, Rz 21). Die Höhe dieses
pauschalen Ansatzes orientiert sich ersichtlich an Art. 4 Abs. 2 Satz 2 der ‑‑im Streitjahr 2010 noch geltenden‑‑
Richtlinie des Rates vom 23.07.1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften
verschiedener Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ‑‑ABlEG‑‑ 1990, Nr. L 225, 6)
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‑‑Richtlinie 90/435/EWG‑‑ und entspricht dieser Regelung (BFH-Urteil vom 06.02.2025 - IV R 29/22,
ECLI:DE:BFH:2025:U.060225.IVR29.22.0, BFHE 287, 138, BStBl II 2025, 360, Rz 49). Danach darf im Fall einer
pauschalen Festsetzung der mit der Beteiligung zusammenhängenden Verwaltungskosten der Pauschalbetrag 5 %
der von der Tochtergesellschaft ausgeschütteten Gewinne nicht übersteigen. Heute enthält Art. 4 Abs. 3 Unterabs. 2
der Richtlinie 2011/96/EU eine gleichlautende Regelung.


bb) Die Pauschale des § 8b Abs. 3 KStG ist ein Surrogat für die Pauschale des § 8b Abs. 5 KStG.51


(1) Es ist regelmäßig ohne weiteres möglich, Gewinnausschüttungen in Veräußerungsgewinne zu transformieren.
Durch einen Verzicht auf Gewinnausschüttungen (auch als Thesaurierung, Komprimierung oder Verdichtung von
Gewinnen bezeichnet) erhöht sich der Wert der Beteiligung, so dass später ein entsprechend höherer
Veräußerungsgewinn erzielt werden kann (BFH-Urteile vom 22.12.2010 - I R 58/10,
ECLI:DE:BFH:2010:U.221210.IR58.10.0, BFHE 232, 185, BStBl II 2015, 668, Rz 13; vom 12.03.2014 - I R 45/13,
ECLI:DE:BFH:2014:U.120314.IR45.13.0, BFHE 245, 25, BStBl II 2014, 719, Rz 10, und vom 09.04.2014 - I R 52/12,
ECLI:DE:BFH:2014:U.090414.IR52.12.0, BFHE 245, 59, BStBl II 2014, 861, Rz 11; vgl. auch Gosch in Gosch, KStG,
4. Auflage ‑‑Aufl.‑‑ 2020, § 8b Rz 281).


52


(2) Mit § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG wollte der Gesetzgeber verhindern, dass § 8b Abs. 5 KStG durch Thesaurierung der
Gewinne und nachfolgend steuerfreie Veräußerung der Beteiligungen umgangen wird (vgl. Begründung zum
Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung zum
Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 08.09.2003, BTDrucks 15/1518, Seite 15). Die Pauschale in § 8b Abs. 3
Satz 1 KStG soll daher als "Verlängerung" des § 8b Abs. 5 KStG diejenigen Betriebsausgaben abgelten, die während
der Haltedauer der Beteiligung angefallen sind, aber nicht vom Abzug ausgeschlossen waren, weil keine Gewinne
ausgeschüttet wurden. Die Pauschale erfasst hingegen nicht diejenigen Betriebsausgaben, die unmittelbar mit der
Veräußerung in Zusammenhang stehen. Die Regelung ist mit dem deutschen Verfassungsrecht vereinbar (vgl.
BVerfG-Beschluss vom 12.10.2010 - 1 BvL 12/07, ECLI:DE:BVerfG:2010:ls20101012.1bvl001207, BVerfGE 127, 224).


53


cc) In einem dritten Schritt erstreckt § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 die pauschale Bemessung der nicht
abziehbaren Betriebsausgaben (§ 8b Abs. 3 Satz 1 KStG) auch auf Gewinne aus der Verschmelzung einer
Tochtergesellschaft auf ihre Muttergesellschaft. Dies beruht darauf, dass der Übernahmegewinn einem Gewinn aus
der Veräußerung der Anteile an der Tochtergesellschaft entspricht (vgl. Begründung zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung für das SEStEG vom 25.09.2006, BTDrucks 16/2710, S. 41; Bericht des Finanzausschusses zum
Entwurf des SEStEG vom 09.11.2006, BTDrucks 16/3369, S. 10). Daher sollen auch hier sowohl in Bezug auf die
Steuerfreiheit der Gewinne (Veräußerungsgewinn einerseits, Verschmelzungsgewinn andererseits) als auch in Bezug
auf die Bemessung der nicht abziehbaren Betriebsausgaben dieselben Grundsätze gelten (vgl. BFH-Urteil vom
26.09.2018 - I R 16/16, ECLI:DE:BFH:2018:U.260918.IR16.16.0, BFHE 263, 131, BStBl II 2020, 206, Rz 22).


54


An der unter aa beschriebenen Rechtsnatur der Pauschale ändern die unter bb und cc beschriebenen Erweiterungen
nichts.


55


d) Aus diesen Gründen bewirkt die Pauschale keine doppelte Hinzurechnung derselben nicht abziehbaren
Betriebsausgaben.


56


aa) Die Klägerin meint, die Kosten des Vermögensübergangs würden doppelt vom Abzug ausgeschlossen
beziehungsweise dem Gewinn, den sie zunächst gemindert haben, doppelt hinzugerechnet (so auch Kempf,
Internationales Steuerrecht ‑‑IStR‑‑ 2021, 496, 499). Zum einen seien sie nach § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG vom
"Veräußerungspreis" (hier: vom Fusionsgewinn) abzuziehen, so dass sie nicht an der Steuerfreiheit des
Fusionsgewinns teilnehmen. Zum anderen gelte die Pauschale des § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG (im Streitfall jeweils
i.V.m. § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006) auch diese Kosten ab.


57


bb) So verhält es sich aber nicht. § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG betrifft laufende Aufwendungen, die während der
Haltedauer der Beteiligung entstanden sind (im Einzelnen vorstehend unter c ausgeführt). § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG
i.V.m. § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 betrifft die konkreten Kosten des Vermögensübergangs. Damit beziehen sich
beide Abzugsverbote auf unterschiedliche Aufwendungen (zweifelnd, aber insoweit nicht entscheidungstragend
BFH-Urteile vom 12.03.2014 - I R 45/13, ECLI:DE:BFH:2014:U.120314.IR45.13.0, BFHE 245, 25, BStBl II 2014, 719,
Rz 10, und vom 09.04.2014 - I R 52/12, ECLI:DE:BFH:2014:U.090414.IR52.12.0, BFHE 245, 59, BStBl II 2014, 861,
Rz 11).


58


4. Nach Auffassung des Senats ist § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwStG 2006 i.V.m. § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG mit Art. 7 Abs. 159
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der Richtlinie 2009/133/EG vereinbar (so auch FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17.09.2025 - 10 K 10003/22,
Entscheidungen der Finanzgerichte 2026, 818, rechtskräftig; Fehling in Schaumburg/Englisch/Dobratz, Europäisches
Steuerrecht, 3. Aufl. 2025, Rz 16.98; Stimpel/Dötsch in Dötsch/Pung/Möhlenbrock, Die Körperschaftsteuer, § 12
UmwStG Rz 60; vgl. auch, ohne eigene Stellungnahme, aber unter ausführlicher Darstellung der für die beiden
Auffassungen jeweils sprechenden Argumente Schießl in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 12 UmwStG
Rz 267.48 am Ende, Stand 139. Ergänzungslieferung Oktober 2013).


a) Das folgt bereits aus dem Wortlaut des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG. Er ordnet allein die
Nichtbesteuerung der bei der übernehmenden Gesellschaft entstehenden Wertsteigerungen beim Untergang ihrer
Beteiligung am Kapital der einbringenden Gesellschaft an. Er trifft jedoch keine Regelung zur Behandlung von
Betriebsausgaben, die mit der Beteiligung im Zusammenhang stehen. Der EuGH hat in Bezug auf Art. 4 der
Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23.07.1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die
Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener
Mitgliedstaaten betreffen (ABlEG 1990, Nr. L 225, 1) ‑‑Richtlinie 90/434/EWG‑‑ (der Art. 4 der Richtlinie
2009/133/EG entspricht) für den Fall der Einbringung entschieden, dass den Mitgliedstaaten ein Spielraum für die
Bewertung der erhaltenen Anteile bei der einbringenden Gesellschaft verbleibt, sofern dies nicht zur Besteuerung
der Wertzuwächse führt (EuGH-Urteil 3D I vom 19.12.2012 - C-207/11, ECLI:EU:C:2012:818, Rz 30). Dies legt nahe,
dass die Mitgliedstaaten auch im Anwendungsbereich des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG einen Spielraum
für Regelungen haben, die nicht zu einer Besteuerung der Wertsteigerungen führen.


60


b) Dem Senat erscheint es ferner sachgerecht, die in Art. 4 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie 90/435/EWG vorgesehene
Pauschalierungsmöglichkeit auch auf die von der Richtlinie 90/434/EWG sowie ihrer Nachfolgerichtlinie
2009/133/EG erfassten Fälle zu erstrecken.


61


aa) Die Richtlinien 90/434/EWG und 90/435/EWG stehen in einem engen Zusammenhang. Sie wurden vom Rat am
selben Tag (23.07.1990) beschlossen. Die Richtlinie 90/435/EWG betrifft grenzüberschreitende
Gewinnausschüttungen, die Richtlinie 90/434/EWG grenzüberschreitende Fusionen. In Erwägungsgrund 16 der
Richtlinie 2005/19/EG des Rates vom 17.02.2005 zur Änderung der Richtlinie 90/434/EWG über das gemeinsame
Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen (ABlEG 2005, Nr. L 58, 19) ‑‑Richtlinie 2005/19/EG‑‑
heißt es, die nach der Richtlinie 90/434/EWG befreiten Fusionsgewinne könnten genauso gut in Form von
ausgeschütteten Gewinnen vereinnahmt werden, die nach der Richtlinie 90/435/EWG befreit seien. In dieser
speziellen Hinsicht würden die Richtlinie 90/434/EWG und die Richtlinie 90/435/EWG dieselben Ziele verfolgen,
aber nicht dieselben Anforderungen stellen. Daher solle die Richtlinie 90/434/EWG so geändert werden, dass ihre
Anforderungen denen der Richtlinie 90/435/EWG entsprächen.


62


Der EuGH hat in seinem Urteil Punch Graphix Prepress Belgium vom 18.10.2012 - C-371/11 (ECLI:EU:C:2012:647,
Rz 35) ausdrücklich auf den engen Zusammenhang zwischen den beiden Richtlinien hingewiesen und weiter
ausgeführt, sie regelten zwar verschiedene Formen einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von
Gesellschaften, stellten in der Vorstellung des Gesetzgebers aber insofern ein einheitliches Ganzes dar, als sie sich
wechselseitig ergänzten. Gerade Art. 7 der Richtlinie 2009/133/EG (gleichlautend Art. 7 der Richtlinie 90/434/EWG)
ist das "Bindeglied" zur Richtlinie 90/435/EWG (Benecke/Staats, Internationale Steuer-Rundschau 2013, 15, 18).


63


bb) Dies zeigt, dass die für das deutsche Recht prägende Erwägung, wonach Gewinnausschüttungen und
Veräußerungsgewinne (Fusionsgewinne) wirtschaftlich austauschbar sind, auch dem Unionsrecht zugrunde liegt. Die
konsequente Weiterführung des auch dem Unionsrecht zugrunde liegenden Gedankens der wirtschaftlichen
Austauschbarkeit von Gewinnausschüttungen und Fusionsgewinnen gebietet es, die Möglichkeit der pauschalen
Festlegung der Höhe der nicht abziehbaren Betriebsausgaben bei Gewinnausschüttungen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1, 2 der
im Streitjahr 2010 noch anwendbaren Richtlinie 90/435/EWG) ebenso auf Fusionsgewinne zu erstrecken. Eine auf
Art. 4 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie 90/435/EWG gestützte Pauschale liefe leer, wenn die Tochtergesellschaft ihre
Gewinne thesaurieren und durch eine Fusion auf ihre Muttergesellschaft übertragen könnte, für die die
Gewinnausschüttungen ersetzenden Fusionsgewinne dann aber keine vergleichbare Pauschale zulässig wäre. Nur
dann, wenn eine Pauschalregelung zur Bestimmung der Höhe der nicht abziehbaren Betriebsausgaben nicht
lediglich an die Höhe der Gewinnausschüttungen, sondern gleichermaßen auch an die Höhe eines die
Gewinnausschüttungen ersetzenden Fusionsgewinns anknüpft, werden beide Vorgänge gleichbehandelt.


64


cc) Aus dem Unionsrecht folgt somit nicht, dass der deutsche Gesetzgeber die erstrebte Gleichbehandlung von
Gewinnausschüttungen und Veräußerungsgewinnen anders als durch eine korrespondierende Pauschale erreichen
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müsste (etwa durch Einzelermittlung der nicht abziehbaren Betriebsausgaben in beiden Fällen oder durch einen
systemwidrigen Abzug sämtlicher Betriebsausgaben trotz steuerfreier Einnahmen).


c) Die Pauschale enthält auch keine verdeckte Besteuerung der Wertsteigerungen. Daran wäre zu denken, wenn sie
wegen ihrer Höhe nicht mehr als realitätsgerechte Typisierung zu betrachten wäre. Das ist hier nicht der Fall. Sie
entspricht dem in Art. 4 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie 90/435/EWG vorgesehenen Prozentsatz und bezieht sich wegen
der Austauschbarkeit von Gewinnausschüttungen und Fusionsgewinnen auf dieselbe Art von Betriebsausgaben.


66


d) Vor diesem Hintergrund ist im Übrigen die Hinzurechnung der tatsächlichen Kosten des Vermögensübergangs
ohne Weiteres mit Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG vereinbar. Die Wertsteigerungen bleiben steuerfrei. Nur
die korrespondierenden Betriebsausgaben sind nicht abziehbar.


67


5. Allerdings sprechen auch Aspekte für die gegenteilige, insbesondere von der Klägerin vertretene Auffassung.68


a) Die Richtlinie 2009/133/EG enthält im Gegensatz zur Richtlinie 90/435/EWG selbst keine ausdrückliche Regelung
über die Nichtabziehbarkeit von Kosten der Beteiligung sowie über eine pauschale Bemessung der Höhe dieser
nicht abziehbaren Kosten. Daher wäre rechtstechnisch auch ein ‑‑vom Senat allerdings nicht befürworteter‑‑
Umkehrschluss in dem Sinne denkbar, dass zwar im Anwendungsbereich der Richtlinie 90/435/EWG, nicht aber im
Anwendungsbereich der Richtlinie 90/434/EWG und der hier einschlägigen Nachfolge-Richtlinie 2009/133/EG ein
Betriebsausgabenabzugsverbot (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie 90/435/EWG) und die pauschale Bemessung der
Höhe der nicht abziehbaren Betriebsausgaben in Abhängigkeit von der Höhe der steuerfreien Einnahmen (Art. 4
Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie 90/435/EWG) zulässig ist.


69


Diese Auffassung wird insbesondere im deutschen Schrifttum stark vertreten (Körner, IStR 2006, 109, 111; Körner,
IStR 2006, 469, 470; Rödder/Schumacher, Deutsches Steuerrecht ‑‑DStR‑‑ 2006, 1525, 1533; Werra/Teiche, Der
Betrieb 2006, 1455, 1459 f.; Thömmes/Schulz/Eismayr/Müller, Internationale Wirtschaftsbriefe 2006, 507, 515
= Fach 11 Gruppe 2 S. 748; Ley/Bodden, FinanzRundschau ‑‑FR‑‑ 2007, 265, 274; Perwein, GmbHRundschau
‑‑GmbHR‑‑ 2008, 747, 751; Haritz, GmbHR 2009, 1194, 1197; Glahe, FR 2019, 565 f.; G. Förster, DStR 2020, 865,
874; Kempf, IStR 2021, 496, 499; Hageböke, Der Konzern 2026, 99; Winkeljohann/Fuhrmann, Handbuch
Umwandlungssteuerrecht, 2007, 790; Rödder in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, 3. Aufl. 2019, § 12
UmwStG Rz 259; Edelmann in Kraft/Edelmann/Bron, UmwStG, 2. Aufl. 2019, § 12 Rz 147 ff.;
Lammel/Preißer/Ruhlmann in Manz/Mayer/Schröder, Europäische Aktiengesellschaft SE, 3. Aufl. 2019, Teil D
Kapitel 2 Rz 180 ff.; Gosch in Gosch, KStG, 4. Aufl. 2020, § 8b Rz 72d; Desens in Musil/Weber-Grellet, Europäisches
Steuerrecht, 2. Aufl. 2022, § 12 UmwStG Rz 25, 28; Häck in Schaumburg, IStR, 5. Aufl. 2023, Rz 20.98; Wisniewski in
Haritz/Menner/Bilitewski, Umwandlungssteuergesetz, 6. Aufl. 2024, § 12 Rz 58; BeckOK/UmwStG/Goß, 32. Edition
Stand 01.10.2024, § 12 Rz 191.2; Schmitt in Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz,
10. Aufl. 2024, § 12 UmwStG Rz 51; Berg/Schnabelrauch in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, RL 2009/133/EG
Rz 25, Stand 220. Ergänzungslieferung Mai 2025; nur referierend Nitzschke in Brandis/Heuermann, § 12 UmwStG
Rz 149, Stand 171. Ergänzungslieferung März 2024; offen ["erscheint fraglich"] Klingberg in
PricewaterhouseCoopers AG (Herausgeber), Reform des Umwandlungssteuerrechts, 2007, Rz 1311; Klier in
Bordewin/Brandt, Einkommensteuergesetz, Kommentar, § 12 UmwStG 2006 Rz 190; Hummel in
Böttcher/Habighorst/Schulte, Umwandlungsrecht, 3. Aufl. 2024, § 12 UmwStG Rz 63).
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b) Für diese Auffassung kann auch sprechen, dass der Prozentsatz der Beteiligung, der die Schwelle zur
obligatorischen Steuerfreiheit der Fusionsgewinne markiert, von 25 % (Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 90/434/EWG)
stufenweise über 20 % und 15 % auf 10 % abgesenkt worden ist (Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2005/19/EG). Das
entspricht der Entwicklung des Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 90/435/EWG, geändert durch Art. 1 Nr. 3 der
Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom 22.12.2003 zur Änderung der Richtlinie 90/435/EWG über das gemeinsame
Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten. Wenn in diesem Punkt eine
exakte Angleichung der beiden Richtlinien vorgenommen worden ist, ließe sich erwägen, dass die Angleichung für
die streitige Pauschale möglicherweise bewusst unterblieben ist. Ebenso ließe sich aus der Existenz der
Öffnungsklausel des Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2009/133/EG eventuell der Schluss ziehen, dass weitere
Öffnungsmöglichkeiten für das nationale Recht nicht vorgesehen sind.


71


6. Damit bestehen Zweifel über die Auslegung des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG, so dass der Senat
gemäß Art. 267 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 3 AEUV zur Anrufung des EuGH verpflichtet ist. Weder ist die Rechtslage von
vornherein eindeutig ("acte clair") noch ist sie durch Rechtsprechung des EuGH in einer Weise geklärt, die keinen
vernünftigen Zweifel offenlässt ("acte éclairé"). Vielmehr hat der EuGH bisher noch keine Entscheidung zur
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Auslegung des Art. 7 der Richtlinie 2009/133/EG (oder zur Vorläufervorschrift des Art. 7 der Richtlinie 90/434/EWG)
getroffen.


7. Die Vorlagefrage ist für die rechtliche Beurteilung des Ausgangsverfahrens entscheidungserheblich. Wenn Art. 7
Abs. 1 der Richtlinie 2009/133/EG der deutschen gesetzlichen Regelung nicht entgegensteht, sind die
Entscheidungen des FA und des FG zutreffend. Die Revision der Klägerin wäre zurückzuweisen. Andernfalls hätte
die Revision der Klägerin Erfolg.


73


8. Eine Kostenentscheidung ist nicht zu treffen, da das vorliegende Vorabentscheidungsersuchen lediglich eine
Zwischenentscheidung im laufenden Revisionsverfahren darstellt.
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Urteil vom 11. Juni 2026, IV R 36/23
Auslegung des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots - Niederländische Gruppenbesteuerung vom Tatbestand
dieser Norm erfasst


ECLI:DE:BFH:2026:U.110626.IVR36.23.0


BFH IV. Senat


EStG § 4i S 1, EStG § 4i S 2, EStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 2 S 1, EStG § 49 Abs 1 Nr 2 Buchst a, KStG § 2 Nr 1, KStG § 8 Abs 1,
AO § 180 Abs 1 S 1 Nr 2 Buchst a, AEUV Art 267 Abs 3, AEUV Art 49, AEUV Art 54, EStG VZ 2017 , KStG VZ 2017


vorgehend FG Münster, 31. August 2023, Az: 10 K 2613/20 F


Leitsätze


1. § 4i Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) verlangt nicht, dass die Minderung der Steuerbemessungsgrundlage
in dem anderen Staat bei dem gleichen Steuersubjekt eintritt, dem im Inland grundsätzlich der
Sonderbetriebsausgabenabzug zusteht.


2. § 4i Satz 1 EStG setzt nach seinem Sinn und Zweck voraus, dass die Sonderbetriebsausgaben das steuerliche Ergebnis
eines Steuersubjekts in dem anderen Staat ‑‑wie auch immer dies technisch nach dem ausländischen Recht erfolgt‑‑
reduzieren. Es ist nicht erforderlich, dass die Sonderbetriebsausgaben mittels eines Abzugspostens in die steuerliche
Gewinnermittlung einfließen und damit formal eine Steuerbemessungsgrundlage mindern.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 31.08.2023 - 10 K 2613/20 F, berichtigt
durch Beschluss vom 29.09.2023, aufgehoben.


Die Klage wird abgewiesen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Außergerichtliche Kosten der Beigeladenen werden nicht erstattet.


Tatbestand


A.


Es ist streitig, ob die von der Beigeladenen zur Finanzierung ihrer Einlage in die Klägerin und Revisionsbeklagte
(Klägerin) ‑‑eine GmbH & Co. KG‑‑ geleisteten Schuldzinsen als Sonderbetriebsausgaben abzugsfähig sind.


1


Die Klägerin hat ihren Sitz in A-Stadt. Ihr Unternehmensgegenstand besteht in der Vermietung von Kraftwagen …
Im Jahr 2017 (Streitjahr) waren an der Klägerin als Komplementärin die D-GmbH zu 0 % und als Kommanditistin die
Beigeladene ‑‑die in dem Königreich der Niederlande (Niederlande) ansässige C-B.V.‑‑ zu 100 % beteiligt.


2


An der Beigeladenen war die ebenfalls in den Niederlanden ansässige F-B.V. zu 100 % beteiligt. Diese beiden
niederländischen Gesellschaften unterlagen im Streitjahr für ertragsteuerliche Zwecke in den Niederlanden der
Gruppenbesteuerung als sogenannte fiscale eenheid.


3


Mit bereits vor dem Jahr 2015 geschlossenen Darlehensverträgen gewährte die F-B.V. der Beigeladenen mehrere
Darlehen. Es handelte sich hierbei um Tilgungsdarlehen mit einem Gesamtfinanzierungsvolumen von circa … Mio. €,
die dazu dienten, der Beigeladenen die Mittel zu verschaffen, um die Klägerin mit entsprechenden Geldbeträgen
auszustatten. Die Darlehenszinsen wurden von der Beigeladenen monatlich an die F-B.V. gezahlt. Die Klägerin
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Entscheidungsgründe


B.


passivierte die Verbindlichkeiten aus den von der F-B.V. gewährten Darlehen in einer Sonderbilanz der
Beigeladenen und berücksichtigte die Schuldzinsen als deren Sonderbetriebsausgaben. Für das Streitjahr machte
die Klägerin Zinsaufwendungen der Beigeladenen in Höhe von … € als Sonderbetriebsausgaben geltend.


In dem unter Vorbehalt der Nachprüfung ergangenen Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung
von Besteuerungsgrundlagen (Gewinnfeststellungsbescheid) für 2017 vom 06.02.2019 wies der Beklagte und
Revisionskläger (Finanzamt ‑‑FA‑‑) erklärungsgemäß Einkünfte aus Gewerbebetrieb in Höhe von … € aus. Der
Beigeladenen wurde der laufende Gesamthandsgewinn in Höhe von … € allein zugerechnet. Zugleich wurden für die
Beigeladene ein Sonderbetriebsgewinn in Höhe von ./. … € (Sonderbetriebsverlust) und für die Komplementärin ein
Sonderbetriebsgewinn in Höhe von … € festgestellt.


5


Im Rahmen einer nachfolgenden Betriebsprüfung für die Jahre 2015 bis 2017 vertrat die Betriebsprüfung die
Auffassung, dass die von der Beigeladenen zur Finanzierung ihrer Einlage geleisteten Darlehenszinsen als
Sonderbetriebsausgaben dem ab dem Jahr 2017 anwendbaren Abzugsverbot des § 4i Satz 1 des
Einkommensteuergesetzes (EStG) unterfallen.


6


Dem folgend erließ das FA am 17.08.2020 einen entsprechend geänderten Gewinnfeststellungsbescheid für 2017
und reduzierte den für die Beigeladene festgestellten Sonderbetriebsverlust auf 0 €. Der Vorbehalt der Nachprüfung
wurde aufgehoben.


7


Hiergegen erhob die Klägerin eine Sprungklage, der das FA fristgemäß zustimmte. Die Klägerin begehrte, die
Zinsaufwendungen der Beigeladenen in Höhe von … € als Sonderbetriebsausgaben abzuziehen. Das Finanzgericht
(FG) Münster gab der Klage mit Urteil vom 31.08.2023 - 10 K 2613/20 F ‑‑berichtigt durch Beschluss vom
29.09.2023‑‑ in vollem Umfang statt.


8


Hiergegen richtet sich die Revision des FA, mit der es eine Verletzung des § 4i Satz 1 EStG rügt.9


Das FA beantragt,
das Urteil des FG Münster vom 31.08.2023 - 10 K 2613/20 F, berichtigt durch Beschluss vom 29.09.2023,
aufzuheben und die Klage abzuweisen.


10


Die Klägerin beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


11


Die Beigeladene hat sich im Revisionsverfahren weder geäußert noch einen Antrag gestellt.12


Das beigetretene Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat ebenfalls keinen Antrag gestellt.13


Die Revision des FA ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des FG-Urteils und zur Abweisung der Klage (§ 126
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑).


14


Verfahrensgegenstand ist der für die Beigeladene im Gewinnfeststellungsbescheid für 2017 vom 17.08.2020
festgestellte Sonderbetriebsgewinn (dazu I.). Die Vorentscheidung ist aufzuheben, weil das FG rechtsfehlerhaft das
Vorliegen der Voraussetzungen des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots abgelehnt hat (dazu II.). Einer
Aussetzung des Verfahrens und Vorlage an den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) bedarf es nicht (dazu
III.). Die Sache ist spruchreif und die Klage ist abzuweisen (dazu IV.).


15


I. Das Revisionsverfahren richtet sich ‑‑wie bereits das Klageverfahren‑‑ gegen den für die Beigeladene im
Gewinnfeststellungsbescheid für 2017 festgestellten Sonderbetriebsgewinn in Höhe von 0 €.


16


1. Ein Gewinnfeststellungsbescheid im Sinne des § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a der Abgabenordnung (AO) kann
eine Vielzahl selbständiger und damit auch selbständig anfechtbarer Feststellungen enthalten, die eigenständig in
Bestandskraft erwachsen (z.B. Urteil des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 19.01.2023 - IV R 5/19, BFHE 279, 450,
BStBl II 2023, 649, Rz 30, m.w.N.). Solche selbständigen Feststellungen sind unter anderem die Höhe eines
Sonderbetriebsgewinns ‑‑verstanden als Saldo von Sonderbetriebseinnahmen und -ausgaben‑‑ beziehungsweise
einer Sondervergütung im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG (z.B. BFH-Urteile vom
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19.01.2023 - IV R 5/19, BFHE 279, 450, BStBl II 2023, 649, Rz 30, m.w.N.; vom 20.02.2025 - IV R 17/22, BFHE 288,
356, BStBl II 2025, 485, Rz 18, m.w.N.).


2. Danach betrifft das Revisionsverfahren den im Gewinnfeststellungsbescheid für 2017 für die Beigeladene
festgestellten Sonderbetriebsgewinn in Höhe von 0 €. Die Klägerin begehrt, diese selbständige Feststellung um
Sonderbetriebsausgaben in Höhe von … € zu mindern, sodass für die Beigeladene ein Sonderbetriebsverlust in
gleicher Höhe festgestellt wird.


18


II. Das FG-Urteil ist aufzuheben, weil es zu Unrecht die von der Beigeladenen zur Finanzierung ihrer Einlage in die
Klägerin geleisteten Schuldzinsen in Höhe von … € im Inland zum Abzug als Sonderbetriebsausgaben zugelassen
hat. Zutreffend hat das FA in dem angefochtenen Gewinnfeststellungsbescheid diesen Abzug nach § 4i Satz 1 EStG
abgelehnt und den Sonderbetriebsgewinn für die Beigeladene in Höhe von 0 € festgestellt.


19


Nach § 4i Satz 1 EStG dürfen Aufwendungen nicht als Sonderbetriebsausgaben abgezogen werden, soweit sie auch
die Steuerbemessungsgrundlage in einem anderen Staat mindern. Satz 1 gilt nicht, soweit diese Aufwendungen
Erträge desselben Steuerpflichtigen mindern, die bei ihm sowohl der inländischen Besteuerung unterliegen als
auch nachweislich der tatsächlichen Besteuerung in dem anderen Staat (Satz 2).


20


Die von der Beigeladenen ‑‑einer im Inland beschränkt körperschaftsteuerpflichtigen Kapitalgesellschaft
niederländischen Rechts‑‑ geleisteten Schuldzinsen sind Sonderbetriebsausgaben im Sinne des § 4i Satz 1 EStG, die
im Ausgangspunkt deren inländische (körperschaftsteuerrechtliche) Steuerbemessungsgrundlage mindern (dazu 1.).
Diese Aufwendungen mindern ‑‑entgegen der Auffassung des FG‑‑ auch die Steuerbemessungsgrundlage in den
Niederlanden (dazu 2.). Die in § 4i Satz 2 EStG normierte Ausnahme vom Abzugsverbot liegt nicht vor (dazu 3.).


21


1. Die Schuldzinsen der Beigeladenen sind Sonderbetriebsausgaben (dazu a). Diese Aufwendungen mindern im
Ausgangspunkt deren körperschaftsteuerrechtliche Steuerbemessungsgrundlage im Inland (dazu b).


22


a) Als Einkünfteermittlungssubjekt muss ‑‑wie im Streitfall‑‑ eine Mitunternehmerschaft gegeben sein. Denn
Sonderbetriebsausgaben sind als Aufwendungen des Mitunternehmers Bestandteil der zweistufigen
Gewinnermittlung einer Mitunternehmerschaft (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 10.09.2020 - IV R 6/18, BFHE 270, 87, BStBl
II 2021, 197, Rz 36). Der Mitunternehmer kann ein im Inland unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtiges
Einkommen- oder Körperschaftsteuersubjekt sein (z.B. Schmidt/Wacker, EStG, 45. Aufl., § 4i Rz 11; Gosch in
Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl., § 4i Rz 2a; Martini in Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 10 f.; Hick in
Herrmann/Heuer/Raupach, § 4i EStG Rz 22). Sonderbetriebsausgaben sind Betriebsausgaben des Mitunternehmers,
die ihre Veranlassung in dessen Beteiligung an der Mitunternehmerschaft haben (z.B. BFH-Urteile vom 18.05.1995 -
IV R 46/94, BFHE 178, 318, BStBl II 1996, 295, unter 1.a; vom 17.06.2019 - IV R 19/16, BFHE 265, 217, BStBl II
2019, 614, Rz 18). Insbesondere gehören Zinsen für ein Darlehen des Gesellschafters zur Finanzierung seiner
Einlage in die Personengesellschaft (Beteiligung) zu den Sonderbetriebsausgaben. Denn ein derartiges Darlehen ist
als notwendiges Sonderbetriebsvermögen II zu qualifizieren (ständige Rechtsprechung, z.B. BFH-Urteil vom
16.07.2020 - IV R 30/18, BFHE 270, 516, BStBl II 2021, 939, Rz 35).


23


Danach sind die der Beigeladenen von der F-B.V. zur Finanzierung ihrer Einlage gewährten Darlehen als
notwendiges Sonderbetriebsvermögen II bei der Klägerin zu qualifizieren. Die von der Beigeladenen für diese
Darlehensmittel aufgewendeten Zinsen stellen daher Sonderbetriebsausgaben dar. Da dies zwischen den
Beteiligten nicht in Streit steht, sieht der erkennende Senat von weiteren Ausführungen ab.


24


b) Diese Aufwendungen mindern im Ausgangspunkt (auch) die inländische Steuerbemessungsgrundlage der
Beigeladenen, weil sie zunächst in das Feststellungsverfahren der Klägerin gemäß § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Buchst. a AO einfließen.


25


Die Beigeladene hat aus ihrer mitunternehmerischen Beteiligung an der gewerblich tätigen Klägerin einen
Gewinnanteil im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 1 EStG bezogen und Sonderbetriebsausgaben in
Gestalt der verfahrensgegenständlichen Schuldzinsen aufgewendet. Die Beigeladene ‑‑eine in den Niederlanden
ansässige Kapitalgesellschaft‑‑ ist mit diesen gewerblichen Einkünften nach § 2 Nr. 1, § 8 Abs. 1 des
Körperschaftsteuergesetzes (KStG) i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG beschränkt körperschaftsteuerpflichtig (vgl.
BFH-Urteil vom 13.04.2022 - I R 1/19, BFHE 277, 137, BStBl II 2023, 16, Rz 12), weil für den Gewerbebetrieb der
Klägerin eine Betriebsstätte (§ 12 AO) im Inland unterhalten und diese Betriebsstätte der Beigeladenen als
Mitunternehmerin des Gewerbebetriebs als eigene zugerechnet wird (BFH-Urteil vom 13.04.2022 - I R 1/19, BFHE
277, 137, BStBl II 2023, 16, Rz 12). Dieser inländischen Betriebsstätte sind die den Sonderbetriebsausgaben
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zugrunde liegenden Darlehen nach den im Rahmen des § 50 Abs. 1 Satz 1 EStG maßgeblichen
Veranlassungsgesichtspunkten wirtschaftlich zuzurechnen (BFH-Urteil vom 12.10.2016 - I R 92/12, BFHE 256, 32,
BStBl II 2022, 123, Rz 34).


Im Übrigen ist weder vorgetragen noch bestehen Anhaltspunkte dafür, dass die Sonderbetriebsausgaben der
Beigeladenen deren Steuerbemessungsgrundlage im Inland aus sonstigen Gründen nicht mindern. Da auch hierüber
zwischen den Beteiligten kein Streit besteht, sieht der erkennende Senat von weiteren Ausführungen ab.


27


2. Die geleisteten Schuldzinsen der Beigeladenen haben auch die Steuerbemessungsgrundlage in den Niederlanden
gemindert. Dem steht die zwischen der Beigeladenen und der F-B.V. erfolgte Gruppenbesteuerung nach
niederländischem Recht ("fiscale eenheid") nicht entgegen (gleicher Ansicht Gosch in Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl.,
§ 4i Rz 6; Schmidt/Wacker, EStG, 45. Aufl., § 4i Rz 13; Martini in Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 25;
Rüsch, FinanzRundschau ‑‑FR‑‑ 2018, 299, 301 f.; Schulz-Trieglaff, Internationales Steuerrecht ‑‑IStR‑‑ 2024, 918,
919; anderer Ansicht Bodden in Korn, § 4i EStG Rz 25.1; Schnitger, IStR 2017, 214, 215; Kudert/Kahlenberg, Steuer
und Wirtschaft 2017, 344, 348; Kahle/Braun, Deutsche Steuer-Zeitung ‑‑DStZ‑‑ 2018, 381, 384; Kraft/Hohage, Die
Unternehmensbesteuerung ‑‑Ubg‑‑ 2019, 305, 314; Engelen/Licht, Der Betrieb 2025, 74, 78).


28


a) Bei Auslegung der Tatbestandsmerkmale "Steuerbemessungsgrundlage" und "mindern" sind insbesondere
folgende Grundsätze zu beachten:


29


aa) Diese beiden Begriffe werden in § 4i EStG nicht definiert. Mangels gesetzlicher Konkretisierung sind sie aus dem
Verständnis des nationalen Rechts zu entwickeln (Gosch in Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl., § 4i Rz 6; Martini in
Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 24; Bodden in Korn, § 4i EStG Rz 25; Rüsch, FR 2018, 299, 300). Danach
ist mit "Steuerbemessungsgrundlage" eine dem § 2 Abs. 5 EStG bzw. § 7 Abs. 1 KStG vergleichbare
Berechnungsgröße gemeint. Es wird vorausgesetzt, dass die inländischen Sonderbetriebsausgaben auch zu einer
Minderung der ausländischen Bemessungsgrundlage führen; eine effektive Steuerminderung setzt § 4i Satz 1 EStG
hingegen nicht voraus (Schmidt/Wacker, EStG, 45. Aufl., § 4i Rz 13; Kraft/Hohage, Ubg 2019, 305, 313). Es ist auch
unerheblich, bei welchem Steuersubjekt die Minderung der Steuerbemessungsgrundlage eintritt; § 4i Satz 1 EStG
verlangt nicht, dass die Minderung der ausländischen Steuerbemessungsgrundlage (Berechnungsgröße) bei dem
gleichen Steuersubjekt eintritt, dem im Inland grundsätzlich der Sonderbetriebsausgabenabzug zusteht (z.B. Gosch
in Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl., § 4i Rz 6; Schmidt/Wacker, EStG, 45. Aufl., § 4i Rz 13; Martini in
Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 30; Hick in Herrmann/Heuer/Raupach, § 4i EStG Rz 25; Kahle/Braun,
DStZ 2018, 381, 384; anderer Ansicht Kraft/Hohage, Ubg 2019, 305, 313). Ein personaler wechselseitiger Bezug ist
‑‑anders als in § 4i Satz 2 EStG normiert‑‑ nicht erforderlich.


30


bb) Nach der vom Gesetzgeber angestrebten Zielsetzung ‑‑dem Sinn und Zweck‑‑ des § 4i EStG sind die Begriffe
ausländische "Steuerbemessungsgrundlage" und "mindern" auf Grundlage einer wirtschaftlichen Betrachtung
inhaltlich näher zu konkretisieren. Danach ist maßgeblich, dass die Sonderbetriebsausgaben das steuerliche
Ergebnis eines Steuersubjekts im Ausland ‑‑wie auch immer dies nach dem ausländischen Recht technisch erfolgt‑‑
reduzieren. Nicht erforderlich ist, dass diese Aufwendungen mittels eines Abzugspostens in die steuerliche
Gewinnermittlung einfließen und damit formal eine Steuerbemessungsgrundlage (Berechnungsgröße) mindern.
Dieses Auslegungsergebnis ist vom Wortsinn des § 4i Satz 1 EStG gedeckt.
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aaa) Der erstmals für das Jahr 2017 (Streitjahr) anwendbare § 4i EStG ist durch das Gesetz zur Umsetzung der
Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen
vom 20.12.2016 (BGBl I 2016, 3000, BStBl I 2017, 5) ‑‑sogenanntes BEPS-Umsetzungsgesetz‑‑ in das
Einkommensteuergesetz aufgenommen und dessen Satz 1 durch das Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz vom
23.06.2017 (BGBl I 2017, 1682) neu gefasst worden. Nach den Gesetzgebungsmaterialien ist Regelungszweck des
§ 4i EStG die Verhinderung von Besteuerungsinkongruenzen infolge eines doppelten Betriebsausgabenabzugs
derselben Aufwendungen (sogenannter Double-dip), der dadurch ermöglicht werde, dass das deutsche Konzept des
Sonderbetriebsvermögens dem Steuerrecht anderer Staaten vielfach unbekannt sei. Diese Abweichung der
Steuersysteme könne dazu genutzt werden, Aufwendungen sowohl im Inland als auch in einem anderen Staat
geltend zu machen. Der doppelte Abzug stehe in Widerspruch zur Steuersystematik und führte zu
Wettbewerbsvorteilen gegenüber anderen Unternehmen, die nur im Inland oder nur im Ausland besteuert würden
(BTDrucks 18/10506, S. 76). Der Gesetzgeber hat § 4i EStG als Sofortmaßnahme zur Lösung des Problems des
Doppelabzugs "in Milliardenhöhe" in das Gesetz eingefügt (BTDrucks 18/10506, S. 76).


32


Das zur Umsetzung dieses Ziels in den Gesetzgebungsmaterialien benannte Anwendungsbeispiel, in dem eine
ausländische Mitunternehmerkapitalgesellschaft (Kommanditistin) ihre Gesellschaftereinlage in eine inländische
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GmbH & Co. KG über ein (Konzern-)Darlehen fremdfinanziert, ist im Wesentlichen mit dem Streitfall vergleichbar,
wenn auch mit dem Unterschied, dass in dem anderen Staat keine Gruppenbesteuerung erfolgt (BTDrucks
18/10506, S. 76). In diesem Beispiel besteht der Vorteil darin, dass sich die nämlichen Aufwendungen sowohl im
Inland als auch im Ausland bei der Kommanditistin steuermindernd auswirken. Auch wenn sich der Gesetzgeber in
diesem Kontext nicht zur Behandlung der den Aufwendungen entsprechenden Erträge bei der ausländischen
Muttergesellschaft äußert, ist unter Zugrundelegung der in diesem Beispiel getroffenen Annahme, dass die
Aufwendungen der Kommanditistin im Ausland als Betriebsausgabe berücksichtigt werden, davon auszugehen, dass
auch die den Aufwendungen entsprechenden Erträge der Muttergesellschaft im Ausland regulär als
Betriebseinnahmen berücksichtigt werden und dadurch deren Steuerbemessungsgrundlage erhöhen. Das
wirtschaftliche Ergebnis der Transaktion im Ausland ist damit "Null". Dies lässt ‑‑worauf das BMF zu Recht
hingewiesen hat‑‑ darauf schließen, dass der Gesetzgeber Konstellationen, in denen die ausländische
Gesellschafterin Teil eines ausländischen Gruppenbesteuerungssystems ist, in dem der den inländischen
Sonderbetriebsausgaben zugrunde liegende gruppeninterne Geschäftsvorfall technisch nicht in die steuerliche
Gewinnermittlung der als einheitliches Steuersubjekt zu betrachtenden Gruppe einfließt, nicht anders behandeln
wollte. Auch in diesem Fall ist das wirtschaftliche Ergebnis im Ausland "Null". Zudem spricht der Charakter der
Vorschrift als Maßnahme der "Missbrauchsvermeidung" dafür, dass im Ergebnis die technische Ausgestaltung des
Abzugs im Ausland unerheblich ist. Insbesondere führt auch die Saldierung von Erträgen mit Aufwendungen zu
einer Minderung.


bbb) Nach dem Sinn und Zweck des § 4i EStG ist es daher unerheblich, ob die Sonderbetriebsausgaben
rechtstechnisch in der steuerlichen Gewinnermittlung als Abzugsposten ausgewiesen werden. Es ist irrelevant, in
welcher Form und basierend auf welcher Grundlage die Minderung erfolgt (Gosch in Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl.,
§ 4i Rz 6; Rüsch, FR 2018, 299, 301). Eine Minderung tritt demnach auch dann ein, wenn Aufwendungen und die
korrespondierenden Einnahmen im Rahmen einer ausländischen Gruppenbesteuerung als gruppeninterne
Transaktionen unberücksichtigt bleiben. Denn auch in diesem Fall wirken sich die Aufwendungen auf das
steuerliche Ergebnis eines Steuersubjekts aus.


34


ccc) Die vorbezeichnete Interpretation des § 4i Satz 1 EStG geht nicht über den möglichen Wortsinn der in dieser
Norm verwendeten Begriffe "Steuerbemessungsgrundlage" und "mindern" hinaus. Es stellt sich daher nicht die
Frage, ob ausländische Gruppenbesteuerungssysteme, bei denen Aufwendungen infolge einer Verrechnung mit
korrespondierenden Einnahmen unberücksichtigt bleiben, rechtsfortbildend im Wege einer Analogie in den
Anwendungsbereich des § 4i Satz 1 EStG einzubeziehen sind.
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cc) Die Sonderbetriebsausgaben mindern hingegen nicht das im ausländischen Steuerbescheid für die Berechnung
der Steuerschuld heranzuziehende steuerliche Ergebnis, wenn sie dort nicht zum Abzug zugelassen sind (z.B. Gosch
in Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl., § 4i Rz 6; Schmidt/Wacker, EStG, 45. Aufl., § 4i Rz 13; Martini in
Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 25; Schnitger, IStR 2017, 214, 215). Gleiches gilt, wenn diese
Aufwendungen in dem anderen Staat nicht steuerbar sind (z.B. Gosch in Kirchhof/Seer, EStG, 25. Aufl., § 4i Rz 6;
Schmidt/Wacker, EStG, 45. Aufl., § 4i Rz 13; Hick in Herrmann/Heuer/Raupach, § 4i EStG Rz 25; Bodden in Korn, § 4i
EStG Rz 25.1; Martini in Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 25; Rüsch, FR 2018, 299, 300; Oertel, Betriebs-
Berater 2018, 351, 355).


36


dd) Ob unter Zugrundelegung des vorbezeichneten deutschen Rechtsverständnisses die Aufwendungen eine
Steuerbemessungsgrundlage in einem anderen Staat gemindert haben, bestimmt sich allein nach dem Recht des
ausländischen Staates (ebenso Martini in Kirchhof/Kube/Mellinghoff, EStG, § 4i Rz B 25).


37


Es ist Aufgabe des FG als Tatsacheninstanz, das maßgebende ausländische Recht gemäß § 155 Satz 1 FGO i.V.m.
§ 293 der Zivilprozessordnung (ZPO) von Amts wegen zu ermitteln. Wie das FG das ausländische Recht ermittelt,
steht in seinem pflichtgemäßen Ermessen. Dabei lassen sich die Anforderungen an Umfang und Intensität der
Ermittlungspflicht des Tatrichters nur in sehr eingeschränktem Maße generell-abstrakt bestimmen. An die
Ermittlungspflicht sind umso höhere Anforderungen zu stellen, je komplexer oder je fremder das anzuwendende
Recht im Vergleich zum eigenen ist. Dies gilt auch dann, wenn die Beteiligten die ausländische Rechtspraxis
detailliert und kontrovers vortragen (s. zum Ganzen z.B. BFH-Urteil vom 19.01.2017 - IV R 50/14, BFHE 257, 35,
BStBl II 2017, 456, Rz 60, m.w.N.). Die Feststellungen des FG zum Bestehen und dem Inhalt des ausländischen
Rechts sind für das Revisionsgericht grundsätzlich bindend (§ 155 Satz 1 FGO i.V.m. § 560 ZPO). Sie sind
revisionsrechtlich wie Tatsachenfeststellungen zu behandeln (z.B. BFH-Urteil vom 19.01.2017 - IV R 50/14, BFHE
257, 35, BStBl II 2017, 456, Rz 61, m.w.N.).
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b) Unter Beachtung dieser Grundsätze haben die streitigen Aufwendungen (Sonderbetriebsausgaben) auch das
steuerliche Ergebnis der "fiscale eenheid" in den Niederlanden gemindert.


39


aa) Nach den für den erkennenden Senat bindenden ‑‑nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen‑‑ Feststellungen
des FG zum Inhalt des niederländischen Rechts bilden die Beigeladene und die F-B.V. in den Niederlanden eine
sogenannte fiscale eenheid ("steuerliche Einheit"). Danach erfolgt eine Konzernbesteuerung nach dem Prinzip der
Einheitstheorie. Die Gruppengesellschaften werden als ein Unternehmen betrachtet; gruppeninterne Transaktionen
bleiben unberücksichtigt. Formell erfolgt keine separate Gewinnermittlung auf Ebene der teilnehmenden
Gesellschaften und anschließende Verrechnung der Zwischenergebnisse, sondern es werden nur eine Konzernbilanz
und eine konzernweite Gewinn- und Verlustrechnung aufgestellt. Die Beigeladene und die F-B.V. werden als
einheitliches Steuersubjekt behandelt.


40


bb) Gleichwohl führen die Zinszahlungen der Beigeladenen im Rahmen dieser Gruppenbesteuerung zu einer
Minderung der Steuerbemessungsgrundlage der "steuerlichen Einheit" in den Niederlanden. Rechtstechnisch
bedingt diese Besteuerungsform zwar, dass die Zinszahlungen der Beigeladenen nicht formal als Abzugsposten in
der Steuerbemessungsgrundlage der "steuerlichen Einheit" als Steuersubjekt in Erscheinung treten. Dies ändert
aber nichts daran, dass die Zinszahlungen der Beigeladenen mit den Zinserträgen der niederländischen
Muttergesellschaft verrechnet werden und damit ‑‑jedenfalls mittelbar‑‑ im Ergebnis die
Steuerbemessungsgrundlage für die "steuerliche Einheit" als Steuersubjekt in den Niederlanden mindern. Denn die
Nichtberücksichtigung gruppeninterner Transaktionen im Rahmen der Aufstellung der einheitlichen Konzernbilanz
macht es erforderlich, korrespondierende Bilanzposten ausfindig zu machen und zu neutralisieren. Dies führt dazu,
dass gewinnmindernder Aufwand, aber auch entsprechender gewinnwirksamer Ertrag entfällt. Die Aufwendungen
wirken sich auf das steuerliche Ergebnis der "steuerlichen Einheit" aus. Dabei ist unerheblich, dass diese Auswirkung
im Ausland nicht bei der Beigeladenen, sondern bei einem anderen Steuersubjekt ‑‑der "steuerlichen Einheit"‑‑
eintritt.


41


c) Die vom FG zur Begründung seiner abweichenden Auffassung angeführten Argumente greifen nicht durch.42


aa) Die Nichtberücksichtigung gruppeninterner Transaktionen im Rahmen der niederländischen
Gruppenbesteuerung ist nicht mit der Fallgruppe vergleichbar, in der § 4i Satz 1 EStG nicht eingreift, weil die
Aufwendungen im Ausland dem nicht steuerbaren Bereich zuzuordnen sind. Im Streitfall werden die
Zinsaufwendungen der Beigeladenen im Rahmen der Gruppenbesteuerung nur deshalb ignoriert, weil sie mit den
Betriebseinnahmen der F-B.V. verrechnet werden.


43


bb) Es überzeugt auch nicht, die mit den Sonderbetriebsausgaben (Aufwendungen) der Beigeladenen
korrespondierenden Erträge der F-B.V. deshalb außer Betracht zu lassen, weil es sich ‑‑so das FG‑‑ um zwei
verschiedene Sachverhalte handele, die auch steuerrechtlich getrennt voneinander zu würdigen seien. Im Gegenteil
gebieten es der Sinn und Zweck und die damit einhergehende wirtschaftliche Betrachtung des § 4i Satz 1 EStG,
auch die mit den Aufwendungen korrespondierenden Erträge einzubeziehen. Denn auch in diesem Fall wirken sich
die Aufwendungen mindernd auf das steuerliche Ergebnis eines Steuersubjekts aus.


44


cc) Schließlich führen auch die vom FG angeführten systematischen Erwägungen zu keinem abweichenden
Ergebnis. In § 4i Satz 2 EStG wird zwar der Begriff "Erträge" gebraucht. Hieraus lässt sich aber nicht folgern, dass
Erträge bei der Auslegung des Satzes 1 keine Beachtung finden dürfen. Die in Satz 2 normierte Ausnahme vom
Abzugsverbot betrifft eine Sonderkonstellation. In diesem Fall haben die Aufwendungen zwar die
Steuerbemessungsgrundlagen im In- und Ausland gemindert, zugleich werden aber auch die um diese
Aufwendungen geminderten Erträge desselben Steuerpflichtigen im In- und Ausland besteuert. Satz 2 bezweckt,
eine überschießende Wirkung der Norm zu vermeiden (BTDrucks 18/10506, S. 77). Soweit auch Erträge desselben
Steuerpflichtigen doppelt erfasst werden, wird die nach Satz 1 vorliegende Besteuerungsinkongruenz wieder
beseitigt. Die in Satz 2 normierte Sonderkonstellation ist nicht dahingehend verallgemeinerungsfähig, dass Erträge
bei der Anwendung des Satzes 1 nicht berücksichtigt werden dürfen.


45


d) Ebenso führen die von der Klägerin zur Unterstützung der Auffassung des FG vorgetragenen Argumente zu
keinem abweichenden Ergebnis.


46


aa) Die Ausführungen der Klägerin, wonach die Revision des FA bereits deshalb unbegründet sei, weil das FG für
den BFH bindend festgestellt habe, dass nach dem maßgeblichen ausländischen Recht durch die
Zinsaufwendungen (Sonderbetriebsausgaben) die nach § 4i Satz 1 EStG erforderliche Minderung der
Steuerbemessungsgrundlage in den Niederlanden nicht eingetreten sei, treffen nicht zu. Der erkennende Senat ist
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zwar ‑‑wie bereits ausgeführt‑‑ im Grundsatz an den vom FG festgestellten Inhalt des ausländischen Rechts
gebunden. Im Revisionsverfahren ist aber voll nachprüfbar, ob das FG die Bedeutung und den Inhalt des
inländischen Rechts zutreffend erkannt hat.


Das FG hat im Streitfall für den erkennenden Senat bindend (nur) die Funktionsweise der Gruppenbesteuerung nach
niederländischem Recht festgestellt. Ob sich hierdurch jedoch auch die Steuerbemessungsgrundlage in den
Niederlanden mindert, hängt davon ab, wie diese in § 4i Satz 1 EStG verwendeten Tatbestandsmerkmale nach
inländischem Recht auszulegen sind. Diese Fragen sind als revisible Rechtsanwendung voll nachprüfbar.
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bb) Entgegen den Ausführungen der Klägerin in der mündlichen Verhandlung am 11.06.2026 (vgl. dazu auch deren
Schriftsatz vom 15.06.2026) lässt sich aus dem in den Gesetzgebungsmaterialien genannten ‑‑vorstehend unter
B.II.2.a bb aaa dargestellten‑‑ Anwendungsbeispiel nicht entnehmen, dass der Gesetzgeber den tatbestandlichen
Anwendungsbereich des § 4i Satz 1 EStG nur auf Fälle eines formalen doppelten (Betriebsausgaben-)Abzugs der
nämlichen Aufwendungen beschränken wollte. Vielmehr spricht dieses Anwendungsbeispiel dafür, dass die
Steuerbemessungsgrundlage im Ausland auch dann gemindert ist, wenn die Aufwendungen
(Sonderbetriebsausgaben) von korrespondierenden Erträgen eines anderen Steuersubjekts abgezogen werden.


49


cc) Ebenso liegt ‑‑entgegen dem Vortrag der Klägerin in der mündlichen Verhandlung am 11.06.2026‑‑ in der
Einbeziehung der Gruppenbesteuerung nach niederländischem Recht in den Anwendungsbereich des § 4i Satz 1
EStG keine Analogie zu Lasten des Steuerpflichtigen, deren Zulässigkeit umstritten ist (s. dazu z.B. Drüen in
Tipke/Kruse, § 4 AO Rz 360 ff.). Denn die vom erkennenden Senat vorgenommene Interpretation des § 4i Satz 1
EStG ist ‑‑wie dargelegt (dazu B.II.2.a bb ccc)‑‑ von seinem Wortlaut gedeckt. Es kommt daher auch nicht darauf an,
ob es ‑‑wie die Klägerin meint‑‑ insoweit an einer planwidrigen Regelungslücke fehle.
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3. Die in § 4i Satz 2 EStG normierte Ausnahme vom Abzugsverbot liegt nicht vor. Da auch die Beteiligten in der
mündlichen Verhandlung übereinstimmend vorgetragen haben, dass der Tatbestand dieser Ausnahme nicht erfüllt
ist, sieht der erkennende Senat von weiteren Ausführungen ab.
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III. Das Abzugsverbot des § 4i Satz 1 EStG verstößt in Bezug auf im EU-Ausland ansässige Mitunternehmer ‑‑wie hier
die Beigeladene‑‑ nicht gegen Unionsrecht.


52


Es ist nicht ersichtlich, dass § 4i Satz 1 EStG die Niederlassungsfreiheit nach Art. 49, 54 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) verletzt. Sollte § 4i EStG daneben am Maßstab des Art. 9 Abs. 1 der
Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates vom 12.07.2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung von
Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts (Amtsblatt
der Europäischen Union ‑‑ABlEU‑‑ 2016, Nr. L 193, 1) in der Fassung der Richtlinie (EU) 2017/952 des Rates vom
29.05.2017 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2016/1164 bezüglich hybrider Gestaltungen mit Drittländern (ABlEU
2017, Nr. L 144, 1) zu messen sein, wäre ebenfalls kein Verstoß erkennbar. Ebenso haben die Beteiligten weder im
finanzgerichtlichen Verfahren noch auf Nachfrage in der mündlichen Verhandlung Zweifel an der Vereinbarkeit des
§ 4i Satz 1 EStG mit Unionsrecht geäußert. Aufgrund dieses "acte clair" (vgl. hierzu Wegener in Calliess/Ruffert,
EUV/AEUV, 6. Aufl., Art. 267 AEUV Rz 33, m.w.N.; BFH-Urteil vom 12.02.2026 - IV R 30/23, BStBl II 2026, 505, Rz 46)
bedarf es keines Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 267 Abs. 3 AEUV an den EuGH.


53


IV. Da die erforderliche Spruchreife besteht, kann der Senat in der Sache selbst entscheiden (§ 126 Abs. 3 Satz 1
Nr. 1 FGO). Die Klage ist abzuweisen. Das FA hat im Rahmen des Feststellungsverfahrens nach § 180 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 Buchst. a AO den Sonderbetriebsgewinn der Beigeladenen zu Recht in Höhe von 0 € festgestellt, da der
grundsätzlich in Betracht kommende Sonderbetriebsausgabenabzug nach § 4i Satz 1 EStG ausgeschlossen ist.


54


V. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO. Außergerichtliche Kosten der Beigeladenen werden nicht
erstattet (§ 139 Abs. 4 FGO).


55
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Urteil vom 19. Mai 2026, VIII R 33/24
Keine gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen bei einer Unterbeteiligung an einem
Kapitalgesellschaftsanteil


ECLI:DE:BFH:2026:U.190526.VIIIR33.24.0


BFH VIII. Senat


FGO § 40 Abs 1 Alt 2, FGO § 46 Abs 1 S 1, FGO § 48 Abs 1 Nr 2 Buchst a, FGO § 48 Abs 1 Nr 2 Buchst b, FGO § 48 Abs 2,
AO § 157 Abs 2, AO § 179 Abs 1, AO § 179 Abs 2 S 2, AO § 179 Abs 2 S 3, AO § 180 Abs 1 S 1 Nr 2 Buchst a, AO § 180
Abs 2, AO § 39 Abs 2 Nr 1, EStG § 20 Abs 1 Nr 1, EStG § 20 Abs 1 Nr 1, EStG § 20 Abs 1 Nr 4, EStG § 20 Abs 1 Nr 4, EStG
§ 20 Abs 5 S 1, EStG § 20 Abs 5 S 1, EStG § 20 Abs 5 S 2, EStG § 20 Abs 5 S 2, EStG VZ 2005 , EStG VZ 2006 , EStG VZ
2007 , EStG VZ 2008 , EStG VZ 2009 , EStG VZ 2010 , EStG VZ 2011


vorgehend FG Hamburg, 19. September 2024, Az: 6 K 112/23


Leitsätze


Für eine (typische oder atypische) Unterbeteiligung an einem Kapitalgesellschaftsanteil sind die
Besteuerungsgrundlagen (hier: Einkünfte aus Ausschüttungen der GmbH und die Aufteilung der Kapitalertragsteuer)
nicht gesondert und einheitlich festzustellen.


Tenor


Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Finanzgerichts Hamburg vom 19.09.2024 - 6 K 112/23 wird als
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger zu tragen.


Die außergerichtlichen Kosten des Beigeladenen sind erstattungsfähig.


Tatbestand


I.


Die Beteiligten streiten darüber, ob für die Jahre 2003 bis 2011 (Streitjahre) eine gesonderte und einheitliche
Gewinnfeststellung im Hinblick auf eine Unterbeteiligung an dem Gesellschaftsanteil des Beigeladenen an der
A GmbH (GmbH) durchzuführen ist.


1


Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) ist … und war bei B beschäftigt. Dort entwickelte er in den 1980er-Jahren
ein Warenwirtschaftssystem für den PC. Bei B lernte er den Beigeladenen kennen, der dort als Werkstudent tätig
war und das Warenwirtschaftssystem weiterentwickelte. Beide kamen überein, diese Software selbst kommerziell zu
nutzen und sie an … zu vertreiben. Der Beigeladene erwarb zu diesem Zweck 1989 einen Anteil von 67 % (nominell
67.000 DM) an der GmbH und wurde deren einziger vertretungsberechtigter Geschäftsführer. Zwei Jahre später
erwarb die Lebensgefährtin des Beigeladenen, Frau C, den restlichen Geschäftsanteil von 33 % an der GmbH.


2


Der Beigeladene schloss am 17.10./24.11.1989 als Hauptbeteiligter mit dem Sohn des Klägers, Herrn D, als
Unterbeteiligtem einen privatschriftlichen Unterbeteiligungsvertrag. Der Unterbeteiligte sollte zu 50 % am Gewinn
und Verlust des Hauptbeteiligten beteiligt sein. Sämtliche Maßnahmen sollten gleichberechtigt und einstimmig
zwischen Haupt- und Unterbeteiligtem abzustimmen sein. Im Fall der Beendigung der Unterbeteiligung sollte zum
Beendigungszeitpunkt eine Auseinandersetzungsbilanz unter Zugrundelegung der Steuerbilanz der GmbH
aufgestellt werden.


3
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Es existiert ferner ein 2014 erstellter, auf den xx.10.1989 zurückdatierter, schriftlicher Treuhandvertrag zwischen
dem Kläger und seinem Sohn D, wonach D den Unterbeteiligungsvertrag mit dem Beigeladenen an dessen Anteil
an der GmbH als Treuhänder für den Kläger geschlossen hat. Nach den Bestimmungen dieses Vertrags war der
Treuhänder unter anderem verpflichtet, die ihm zustehenden Rechte aus der Unterbeteiligung nur im Interesse und
nach Weisung des Treugebers (des Klägers) auszuüben. Die aus der Unterbeteiligung anfallenden Gewinne und
Verluste sollten ausschließlich dem Treugeber zustehen.


4


Der Unterbeteiligungsvertrag wurde im Jahr 2016 durch Kündigung seitens des Unterbeteiligten beendet. Der
Kläger und der Beigeladene streiten vor dem Landgericht (LG) X über die Höhe des Auseinandersetzungsguthabens.
Steuerliche Ansprüche von der oder gegen die Unterbeteiligungsgesellschaft werden nicht mehr geltend gemacht.


5


Die Ausschüttungen der GmbH wurden für sämtliche Streitjahre so gehandhabt, dass die GmbH die
Kapitalertragsteuer einbehielt und dem Beigeladenen und Frau C entsprechende Steuerbescheinigungen ausstellte.
Der Beigeladene zahlte dem Kläger jeweils einen Anteil aus der Unterbeteiligung aus, dessen Berechnung zwischen
dem Kläger und dem Beigeladenen im Streit ist. Der Kläger gab diese Erträge in seinen
Einkommensteuererklärungen für die Streitjahre nicht an.


6


Im Jahr 2014 gab der Kläger berichtigte Steuererklärungen für die Streitjahre ab. Das Wohnsitzfinanzamt des
Klägers ging davon aus, dass eine atypische Unterbeteiligung des Klägers vorliege und 50 % der
Gesamtausschüttungen der GmbH unmittelbar dem Kläger zuzurechnen seien. Es erließ auf dieser Grundlage im
Juni 2015 geänderte Einkommensteuerbescheide für die Streitjahre, gegen die der Kläger ein (Stand September
2024) noch anhängiges Klageverfahren vor dem Finanzgericht (FG) Hamburg führt (Aktenzeichen 1 K 135/21).


7


Der Kläger verklagte die GmbH zivilrechtlich erfolglos auf die Ausstellung von Kapitalertragsteuerbescheinigungen
nach § 45a des Einkommensteuergesetzes (EStG), um eine Anrechnung der von der GmbH einbehaltenen und
abgeführten Kapitalertragsteuer auf seine Einkommensteuer für die Streitjahre zu erreichen. Seine Klage, die vor
dem LG X Erfolg hatte, wurde vom Oberlandesgericht X mit am xx.xx.2020 verkündetem Urteil abgewiesen. Die
hiergegen erhobene Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers war erfolglos.


8


Am 14.06.2021 gab der Kläger beim Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt ‑‑FA‑‑) von ihm unterschriebene
Erklärungen zur gesonderten und einheitlichen Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für eine zwischen ihm
und dem Beigeladenen bestehende Unterbeteiligungsgesellschaft für die Streitjahre ab, in deren Anlage KAP er
jeweils Einnahmen aus inländischen Dividenden und anrechenbare Kapitalertragsteuerbeträge zwischen sich und
dem Beigeladenen aufteilte.


9


Das FA lehnte den Erlass von Feststellungsbescheiden für die Unterbeteiligungsgesellschaft mit Bescheid vom
08.10.2021 ab. Die Voraussetzungen für die Durchführung von gesonderten und einheitlichen Feststellungen lägen
nicht vor. Die eingereichten Feststellungserklärungen entsprächen nicht den formalen Anforderungen, weil es
jeweils an der Unterschrift des Beigeladenen fehle. Außerdem sei für sämtliche Streitjahre bereits
Feststellungsverjährung eingetreten. Hinsichtlich der Streitjahre 2009 und 2010 seien auch die Voraussetzungen
des § 181 Abs. 5 der Abgabenordnung (AO) nicht erfüllt, weil in diesen beiden Jahren die Festsetzungsfrist für die
Einkommensteuer des Klägers bereits abgelaufen gewesen sei.


10


Der Kläger legte gegen den Ablehnungsbescheid am 29.10.2021 Einspruch ein, den das FA mit
Einspruchsentscheidung vom 10.07.2023 zurückwies, soweit er die Ablehnung des Antrags auf Durchführung einer
gesonderten und einheitlichen Feststellung für die Feststellungszeiträume 2009 und 2010 betraf.


11


Am 04.08.2023 hat der Kläger Klage gegen den Ablehnungsbescheid vom 08.10.2021 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 10.07.2023 erhoben und die Klage mit Schriftsatz vom 30.08.2023 auf die Ablehnung
des Erlasses von Feststellungsbescheiden für die Streitjahre 2003 bis 2008 und 2011 erweitert. Er begehrt die
Verpflichtung des FA, eine gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für die
Unterbeteiligungsgesellschaft … für die Jahre 2003 bis 2011 durchzuführen. Die Klage sei in Bezug auf die
Streitjahre 2003 bis 2008 und 2011 als Untätigkeitsklage gemäß § 46 Abs. 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung
(FGO) zulässig, weil das FA insoweit über den Einspruch ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes nicht in
angemessener Frist sachlich entschieden habe. Zur Begründung der Klage hat der Kläger vorgebracht, zwischen
ihm und dem Beigeladenen habe ein Unterbeteiligungsvertrag bestanden. Diesem Vertrag sei eine
Absichtserklärung des Beigeladenen aus dem Jahr 1988 vorausgegangen, eine GmbH als Alleingesellschafter zu
gründen und im Innenverhältnis einen Anteil von 50 % für jeden zu vereinbaren. Der Unterbeteiligungsvertrag sei
von seinem Sohn treuhänderisch für ihn, den Kläger, abgeschlossen worden. Der Kläger und der Beigeladene hätten


12
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die GmbH über 20 Jahre gemeinsam erfolgreich geleitet und durchgehend von 1996 bis 2011 die gesamten
Ausschüttungen der GmbH untereinander je zur Hälfte aufgeteilt. Erst in späteren Rechtsstreitigkeiten habe der
Beigeladene die Höhe der Gewinnbeteiligung in Frage gestellt. Aufgrund der vertraglich und tatsächlich
gleichberechtigten Stellung des Klägers handele es sich um eine atypische Unterbeteiligung. Die Durchführung
eines Feststellungsverfahrens für die atypische Unterbeteiligungsgesellschaft sei gemäß § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Buchst. a AO zulässig und erforderlich. Die vom Kläger eingereichten Feststellungserklärungen seien wirksam. Es
sei auch keine Feststellungsverjährung eingetreten.


Das FG hat die Klage aus den in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2025, 145 mitgeteilten Gründen
abgewiesen. Der Kläger sei klagebefugt. Die Klage sei als Untätigkeitsklage zulässig, soweit der Kläger die
Durchführung einer gesonderten und einheitlichen Feststellung für die Streitjahre 2003 bis 2008 und 2011
begehre, weil das FA über den Einspruch betreffend die Jahre 2003 bis 2008 und 2011 ohne zureichenden Grund
nicht in angemessener Frist sachlich entschieden habe. Der Kläger habe aber keinen Anspruch auf Durchführung
eines gesonderten und einheitlichen Feststellungsverfahrens für eine Unterbeteiligungsgesellschaft zwischen ihm
und dem Beigeladenen gegen das FA. Dabei könne dahinstehen, ob die Unterbeteiligungsgesellschaft als typisch
oder atypisch einzuordnen sei und ob ein steuerlich anzuerkennendes Treuhandverhältnis zwischen dem Kläger und
seinem Sohn bestanden habe. Unabhängig von diesen zwischen den Beteiligten streitigen Fragen sei das FA nicht
verpflichtet, eine gesonderte und einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen der
Unterbeteiligungsgesellschaft durchzuführen.


13


Mit seiner Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Bundesrechts. Das FG habe die Voraussetzungen für
die Durchführung einer gesonderten und einheitlichen Feststellung bei einer atypischen Unterbeteiligung verkannt.
Nach § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO sei Voraussetzung für eine gesonderte und einheitliche Feststellung
lediglich die Beteiligung mehrerer Personen an einer gemeinsamen Einkunftsquelle, nicht jedoch das Bestehen
einer Mitunternehmerschaft zwischen den Beteiligten. Bei einer atypischen Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil
beziehe der Unterbeteiligte seine Einkünfte zivilrechtlich über die Person des hauptbeteiligten Anteilseigners der
GmbH, weshalb die Voraussetzungen des § 179 Abs. 2 Satz 3 AO vorliegen würden. Auch wenn steuerlich bei einer
atypischen Unterbeteiligung der Unterbeteiligte als wirtschaftlicher Eigentümer qualifiziert werde, bestehe
zivilrechtlich eine gemeinsame Einkunftsquelle in Gestalt des GmbH-Anteils, an dem die Unterbeteiligung
eingeräumt wurde. Eine einheitliche Rechtsanwendung lasse sich nur durch die Durchführung eines
Feststellungsverfahrens erreichen. Die Sache sei nicht entscheidungsreif, weil das FA die tatsächlichen und
rechtlichen Grundlagen des Rechtsstreits unzutreffend gewürdigt und die Beteiligung des Klägers als "typisch"
angesehen und daher die erforderliche Ermessensentscheidung unterlassen habe. Das FA sei außerdem
unzutreffend davon ausgegangen, dass der Antrag des Klägers auf Durchführung eines Feststellungsverfahrens
unzulässig sei, weil die Zustimmung des Beigeladenen nicht vorgelegen habe.


14


Der Kläger beantragt,
das Urteil des FG Hamburg vom 19.09.2024 - 6 K 112/23 aufzuheben und das FA unter Aufhebung des
Ablehnungsbescheids vom 08.10.2021, für die Jahre 2009 und 2010 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom
10.07.2023, zu verpflichten, eine gesonderte und einheitliche Feststellung für die Unterbeteiligungsgesellschaft …
für die Jahre 2003 bis 2011 durchzuführen und entsprechende Feststellungsbescheide zu erlassen.


15


Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


16


Das FA schließt sich der Auffassung des FG an, dass der Kläger weder bei Annahme einer typischen noch einer
atypischen Unterbeteiligung einen Anspruch auf Durchführung eines gesonderten und einheitlichen
Feststellungsverfahrens für eine aus dem Beigeladenen und ihm bestehende Unterbeteiligungsgesellschaft habe.


17


Der Beigeladene beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


18


Der Beigeladene schließt sich der Rechtsauffassung des FG an und trägt ergänzend vor, dass ein steuerlich
anzuerkennendes Treuhandverhältnis zwischen dem Kläger und dessen Sohn nicht bestehe, weshalb auch die
Klagebefugnis des Klägers zu verneinen sei. Außerdem stehe die Durchführung eines Feststellungsverfahrens
zumindest im Ermessen des FA. Dieses Ermessen habe das FA dahingehend ausüben dürfen, eine
Gewinnfeststellung nicht durchzuführen.


19


Die Beteiligten haben übereinstimmend auf die Durchführung einer mündlichen Verhandlung verzichtet.20
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Entscheidungsgründe


II.


Die Revision ist unbegründet und daher gemäß § 126 Abs. 2 FGO zurückzuweisen. Das FG hat die Klage zutreffend
als zulässig angesehen und zu Recht entschieden, dass die Besteuerungsgrundlagen einer
Unterbeteiligungsgesellschaft in Bezug auf den GmbH-Anteil des Beigeladenen nicht gesondert und einheitlich
festzustellen waren.


21


1. Die Klage ist zulässig. Das Vorliegen der Sachurteilsvoraussetzungen hat der Bundesfinanzhof (BFH) als
Revisionsgericht in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 07.05.2025 -
IV R 10/23, BFH/NV 2025, 1299, Rz 22, m.w.N.).


22


a) Richtige Klageart ist die vom Kläger erhobene Verpflichtungsklage (§ 40 Abs. 1 Variante 2 FGO). Der Kläger
wendet sich mit seiner Klage gegen die Ablehnung einer gesonderten und einheitlichen Feststellung für eine
Unterbeteiligungsgesellschaft am GmbH-Anteil für die Streitjahre durch negative Feststellungsbescheide. Jedenfalls
dann, wenn ‑‑wie im Streitfall‑‑ der erstmalige Erlass eines positiven Feststellungsbescheids erreicht werden soll,
ist hierfür die Verpflichtungsklage gegeben. Die in dem Klagebegehren enthaltene Aufhebung des negativen
Feststellungsbescheids wird von dieser Verpflichtungsklage umfasst (vgl. zu § 14 Abs. 5 des
Körperschaftsteuergesetzes BFH-Urteil vom 11.07.2023 - I R 36/20, BFHE 281, 439, BStBl II 2024, 419, Rz 22). Dies
gilt auch, soweit der Kläger hinsichtlich der Streitjahre 2003 bis 2008 und 2011 eine Untätigkeitsklage erhoben hat.


23


b) Der Kläger ist auch klagebefugt. Nach § 48 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a FGO i.d.F. des Art. 27 des
Kreditzweitmarktförderungsgesetzes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) ‑‑FGO n.F.‑‑, der auch für im Zeitpunkt
des Inkrafttretens bereits anhängige Klageverfahren gilt (vgl. zur zeitlichen Anwendbarkeit von § 48 FGO n.F. BFH-
Urteil vom 04.02.2025 - VIII R 4/22, BFHE 287, 457, BStBl II 2025, 450, Rz 19, m.w.N.), ist bei nicht rechtsfähigen
Personenvereinigungen der Klagebefugte im Sinne des § 48 Abs. 2 FGO klagebefugt. Ist ein Klagebefugter nicht
vorhanden ‑‑etwa, weil, wie im Streitfall die Unterbeteiligungsgesellschaft als Personenvereinigung nicht mehr
besteht (vgl. Gräber/Levedag, Finanzgerichtsordnung, 10. Aufl., § 48 n.F. Rz 65)‑‑, kann gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. b FGO jeder Gesellschafter, Gemeinschafter oder Mitberechtigte, gegen den der Feststellungsbescheid
ergangen ist oder zu ergehen hätte, Klage erheben. Klagebefugt sind in diesem Fall die einzelnen Gesellschafter.
Zudem ist gegenüber einem negativen Feststellungsbescheid die Klagebefugnis sämtlicher Gesellschafter auch
ohne die Beschränkung des § 48 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a FGO zu bejahen (zu § 48 Abs. 1 Nr. 1 FGO a.F. vgl. BFH-
Beschluss vom 13.06.2019 - VIII B 146/18, BFH/NV 2019, 1234, Rz 7, m.w.N.). Nach Maßgabe dieser Grundsätze ist
der Kläger als potentieller Feststellungsbeteiligter und Adressat des Ablehnungsbescheids vom 08.10.2021
klagebefugt.


24


2. Das FG hat zutreffend entschieden, dass die Besteuerungsgrundlagen für eine Unterbeteiligungsgesellschaft
zwischen dem Kläger als (möglichem) Treugeber und dem Beigeladenen als Inhaber des Anteils an der GmbH nicht
gesondert und einheitlich festzustellen waren. Es bedarf dabei, wie das FG zutreffend angenommen hat, im
Streitfall keiner Entscheidung, ob an dem GmbH-Anteil des Beigeladenen aus steuerlicher Sicht eine typische oder
eine atypische Unterbeteiligung bestand. Unerheblich ist auch, ob zwischen dem Kläger als Treugeber und seinem
Sohn als Treunehmer und Unterbeteiligtem ein (steuerlich anzuerkennendes) Treuhandverhältnis begründet worden
ist und ob dem Kläger infolgedessen ein Teil des Anteils des Hauptbeteiligten (Beigeladenen) entsprechend der
Beteiligungsquote seines Sohnes gemäß § 20 Abs. 5 Satz 2 EStG i.V.m. § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO unmittelbar hätte
zugerechnet werden können.


25


a) Das Begehren des Klägers ist darauf gerichtet, dass die Ausschüttungen der GmbH samt der zugehörigen
Kapitalertragsteuerbeträge festgestellt und ihm und dem Beigeladen anteilig unmittelbar zugewiesen werden.


26


b) Gemäß § 179 Abs. 1 AO werden die Besteuerungsgrundlagen abweichend von § 157 Abs. 2 AO durch
Feststellungsbescheid gesondert festgestellt, soweit dies in der Abgabenordnung oder sonst in den Steuergesetzen
bestimmt ist. § 179 Abs. 1 AO ist der einfachgesetzliche Ausdruck des Grundsatzes, dass abgestufte (mehrstufige)
Steuerverwaltungsverfahren aufgrund des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 des
Grundgesetzes) einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung bedürfen; die gebotene und unverzichtbare
Rechtsgrundlage für ein mehrstufiges Verfahren kann nicht durch allgemeine Zweckmäßigkeitserwägungen ersetzt
werden (ständige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Urteil vom 20.11.2018 - VIII R 39/15, BFHE 263, 112, BStBl II 2019,
239, Rz 28; BFH-Beschluss vom 13.05.2013 - I R 39/11, BFHE 241, 1, BStBl II 2016, 434, Rz 30, m.w.N.). Wenn das


27
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Verfahrensrecht in Gestalt von § 179 Abs. 1, § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO oder ein spezielles Steuergesetz
eine gesonderte und einheitliche Feststellung bestimmter Besteuerungsgrundlagen nicht ermöglicht, ist darüber
grundsätzlich unmittelbar bei der Veranlagung der (potentiellen) Feststellungsbeteiligten (hier: in den
Einkommensteuerveranlagungen des Klägers und des Beigeladenen für die Streitjahre) zu entscheiden (vgl. z.B.
BFH-Urteile vom 20.11.2018 - VIII R 39/15, BFHE 263, 112, BStBl II 2019, 239, Rz 29; vom 20.03.2017 - X R 12/15,
BFHE 258, 258, BStBl II 2019, 249, Rz 66).


c) Die Voraussetzungen für eine gesonderte und einheitliche Feststellung gemäß § 179 Abs. 2 Satz 2, § 180 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO liegen nicht vor. Eine andere Rechtsgrundlage für eine gesonderte und einheitliche
Feststellung der Besteuerungsgrundlagen einer Unterbeteiligungsgesellschaft hinsichtlich des GmbH-Anteils des
Beigeladenen ist nicht gegeben. Die steuerliche Veranlagung des Beigeladenen als Hauptbeteiligten einerseits und
des Klägers als (möglichem) Unterbeteiligten andererseits haben unabhängig voneinander und unabhängig von der
Veranlagung der GmbH zu erfolgen.


28


aa) Einkünfte, an denen im Sinne von § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO mehrere beteiligt sind, liegen vor, wenn
mehrere Personen "gemeinsam" den Tatbestand der Einkunftserzielung verwirklichen (BFH-Urteile vom
20.11.2018 - VIII R 39/15, BFHE 263, 112, BStBl II 2019, 239, Rz 30; vom 21.01.2014 - IX R 9/13, BFHE 244, 225,
BStBl II 2016, 515, Rz 18). Das ist weder bei einer typischen noch bei einer atypischen Unterbeteiligung der Fall.


29


aaa) Bei einer typischen Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil sind der Hauptbeteiligte und der Unterbeteiligte
nicht an denselben Einkünften beteiligt und erzielen keine zu verteilenden gemeinschaftlichen Einkünfte im Sinne
von § 179 Abs. 2 Satz 2, § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO (BFH-Urteile vom 10.11.1987 - VIII R 53/84, BFHE
151, 434, BStBl II 1988, 186; vom 09.11.1988 - I R 191/84, BFHE 155, 454, BStBl II 1989, 343; vom 21.02.1991 -
IV R 35/89, BFHE 164, 238, BStBl II 1995, 449; Brandis in Tipke/Kruse, § 180 AO Rz 17; Levedag in: Blaurock,
Handbuch Stille Gesellschaft, 10. Aufl., Rz 31.18). Der an einem GmbH-Anteil typisch Unterbeteiligte erzielt
Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 EStG (BFH-Urteil vom 10.11.1987 - VIII R 53/84, BFHE 151,
434, BStBl II 1988, 186), während der Hauptbeteiligte solche aus § 20 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 20 Abs. 5 Satz 1 EStG
erzielt.


30


bbb) Auch bei einer atypischen Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil fehlt es an einer Beteiligung mehrerer
Personen an gemeinschaftlichen Einkünften (vgl. auch Brandl in Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 179 AO Rz 271;
Levedag in: Blaurock, Handbuch Stille Gesellschaft, 10. Aufl., Rz 31.66). Ein atypisch Unterbeteiligter, der alle mit
der Beteiligung verbundenen wesentlichen Rechte (Vermögens- und Verwaltungsrechte) ausüben kann, ist
wirtschaftlicher (Mit-)Inhaber der GmbH-Beteiligung (BFH-Urteile vom 18.05.2005 - VIII R 34/01, BFHE 210, 247,
BStBl II 2005, 857; vom 23.11.2022 - I R 36/19, BFH/PR 2023, 557, Rz 20). Ihm ist ein Teil des Anteils des
Hauptbeteiligten entsprechend seiner Unterbeteiligungsquote gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO zuzurechnen. Der
atypisch Unterbeteiligte erzielt deshalb selbst gemäß § 20 Abs. 5 Satz 2 EStG Kapitalerträge im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 1 EStG aus seinem Anteil an der Hauptbeteiligung. Haupt- und Unterbeteiligter erzielen damit keine
gemeinschaftlichen Einkünfte.
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bb) Eine gesonderte und einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen einer Unterbeteiligungsgesellschaft
gemäß § 179 Abs. 2 Satz 3 AO kommt ebenfalls nicht in Betracht. § 179 Abs. 2 Satz 3 AO sieht vor, dass eine
besondere gesonderte Feststellung vorgenommen werden kann, wenn eine der in § 179 Abs. 2 Satz 2 AO genannten
Personen an dem Gegenstand der Feststellung nur über eine andere Person beteiligt ist. § 179 Abs. 2 Satz 3 AO
nimmt auf § 179 Abs. 2 Satz 2 AO Bezug, der eine einheitliche Feststellung gegenüber mehreren Beteiligten
anordnet, wenn dies gesetzlich bestimmt ist oder der Gegenstand der Feststellung mehreren Personen zuzurechnen
ist. Damit regelt § 179 Abs. 2 Satz 3 AO in unmittelbarer Anwendung (nur) den Fall einer mehrstufigen gesonderten
Feststellung. § 179 Abs. 2 Satz 3 AO ermöglicht damit weder im Fall einer typischen noch einer atypischen
Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil eine gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen, da auf Ebene
der Kapitalgesellschaft eine solche Feststellung nicht erfolgt.


32


cc) § 179 Abs. 2 Satz 3 AO kann auch nicht in analoger Anwendung eine gesonderte Feststellung auf "erster Stufe"
im Verhältnis zwischen Haupt- und Unterbeteiligtem ermöglichen (a.A. Brandis in Tipke/Kruse, § 179 AO Rz 18;
Koenig/Gercke, Abgabenordnung, 6. Aufl., § 179 Rz 34; BeckOK AO/Wagner, 36. Ed. 01.04.2026, AO § 179 Rz 57; für
eine vom dortigen Finanzamt bei atypischer Unterbeteiligung getroffene gesonderte Feststellung die
Rechtswidrigkeit offen lassend BFH-Urteile vom 09.05.2000 - VIII R 41/99, BFHE 192, 273, BStBl II 2000, 686, unter
II.2.a [Rz 14]; vom 09.05.2000 - VIII R 40/99, BFH/NV 2001, 17, sowie vom 08.11.2005 - VIII R 11/02, BFHE 211,
277, BStBl II 2006, 253, unter II.2.a [Rz 28]).
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Wie das FG zutreffend ausgeführt hat, fehlt es bereits an einer Regelungslücke, denn der Gesetzgeber hat in § 179
Abs. 1 AO ausdrücklich geregelt, dass eine gesonderte Feststellung nur durchzuführen ist, wenn dies in der
Abgabenordnung oder sonst in den Steuergesetzen angeordnet ist. Eine analoge Anwendung würde auch nicht dem
Sinn und Zweck des § 179 Abs. 2 Satz 3 AO entsprechen. Die Vorschrift will eine zweite gesonderte Feststellung
ermöglichen, um geheim gehaltene Unterbeteiligungen vor der Offenbarung im Haupt-Feststellungsverfahren zu
schützen (BTDrucks VI/1982, S. 156). Bei einer Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil fehlt es wie dargelegt an
einem Haupt-Feststellungsverfahren, in dessen Rahmen die Unterbeteiligung offenbart werden könnte. Der
Unterbeteiligte ist im Hinblick auf Ausschüttungen der GmbH samt der zugehörigen Kapitalertragsteuerbeträge im
Übrigen auch nicht "über" den Hauptbeteiligten an Einkünften beteiligt (so zur Verwirklichung des
Besteuerungstatbestands des § 17 EStG bereits BFH-Urteile vom 09.05.2000 - VIII R 41/99, BFHE 192, 273, BStBl II
2000, 686; vom 09.05.2000 - VIII R 40/99, BFH/NV 2001, 17). Er verwirklicht den Tatbestand der Einkunftserzielung
gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 EStG (typisch Unterbeteiligter) bzw. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG (atypisch Unterbeteiligter)
vielmehr in eigener Person.
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Dabei ist nicht von der Hand zu weisen, dass eine gesonderte Feststellung gerade bei einer atypisch stillen
Unterbeteiligung prozessökonomisch sein kann, wenn beispielsweise, wie im Streitfall, die Qualifikation als typisch
oder atypisch sowie einzelne Besteuerungsgrundlagen streitig sind. Denn durch eine gesonderte und einheitliche
Feststellung könnten unterschiedliche tatsächliche und rechtliche Würdigungen durch verschiedene Finanzämter
vermieden werden (vgl. dazu auch Brandis in Tipke/Kruse, § 179 AO Rz 18). Da aber die mit der Durchführung eines
Feststellungsverfahrens verbundene Durchbrechung des Grundsatzes der Einheit des Steuerfestsetzungsverfahrens
unter dem Vorbehalt des Gesetzes steht, wird hierdurch zugleich auch die äußere Grenze für die Verwirklichung der
genannten Zwecke eines Feststellungsverfahrens beschrieben (BFH-Urteil vom 08.11.2005 - VIII R 11/02, BFHE 211,
277, BStBl II 2006, 253, unter II.2.a bb [Rz 33]). Wie ausgeführt, kann die Rechtsgrundlage für ein mehrstufiges
Verfahren nicht durch allgemeine Zweckmäßigkeitserwägungen ersetzt werden (ständige Rechtsprechung, vgl. z.B.
BFH-Urteil vom 20.11.2018 - VIII R 39/15, BFHE 263, 112, BStBl II 2019, 239, Rz 28; BFH-Beschluss vom
13.05.2013 - I R 39/11, BFHE 241, 1, BStBl II 2016, 434, Rz 30, m.w.N.).


35


dd) Eine gesonderte (und einheitliche) Feststellung der Ausschüttungs- und Kapitalertragsteuerbeträge ist
schließlich auch nicht nach § 180 Abs. 2 AO i.V.m. der hierzu ergangenen Verordnung über die gesonderte
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 180 Abs. 2 der Abgabenordnung (BGBl I 1986, 2663, BStBl I 1987,
2) ‑‑V zu § 180 Abs. 2 AO‑‑ möglich.
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aaa) Die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 der V zu § 180 Abs. 2 AO liegen nicht vor. Danach können
Besteuerungsgrundlagen, insbesondere einkommensteuerpflichtige (oder körperschaftsteuerpflichtige) Einkünfte,
ganz oder teilweise gesondert und einheitlich festgestellt werden, wenn der Einkunftserzielung dienende Anlagen,
Einrichtungen oder Wirtschaftsgüter von mehreren Personen betrieben, genutzt oder gehalten werden.
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Im Fall einer typischen Unterbeteiligung sind die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 der V zu § 180 Abs. 2 AO
nicht erfüllt. Der typisch Unterbeteiligte hält die Kapitalgesellschaftsbeteiligung nicht gemeinsam mit dem
Hauptbeteiligten. Diese ist allein dem Hauptbeteiligten zuzurechnen und wird nur von diesem gehalten und
genutzt. Die Kapitalanlage, aus deren Nutzung der typisch Unterbeteiligte Einkünfte gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 EStG
erzielt, ist allein seine Einlage im Rahmen des Unterbeteiligungsverhältnisses.
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Auch bei einer atypischen Unterbeteiligung fehlt es daran, dass mehrere Personen ein zur Einkunftserzielung
dienendes Wirtschaftsgut nutzen oder halten. Der Anteil an der Kapitalgesellschaft, an der die Unterbeteiligung
besteht, wird nicht von mehreren Personen gehalten. Wie ausgeführt, wird der atypisch Unterbeteiligte
wirtschaftlich (Mit-)Inhaber der Kapitalgesellschaftsbeteiligung. Haupt- und Unterbeteiligter nutzen
beziehungsweise halten wirtschaftlich jeweils ein eigenständiges Wirtschaftsgut in Gestalt des ihnen jeweils allein
zuzurechnenden Anteils der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft.
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bbb) Auch die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 der V zu § 180 Abs. 2 AO sind nicht erfüllt. Nach
dieser Regelung ist eine gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen zulässig, wenn der
Einkunftserzielung dienende Wirtschaftsgüter, Anlagen oder Einrichtungen mehreren Personen getrennt
zuzurechnen sind, die bei der Planung, Herstellung, Erhaltung oder dem Erwerb dieser Wirtschaftsgüter, Anlagen
oder Einrichtungen gleichartige Rechtsbeziehungen zu Dritten hergestellt oder unterhalten haben. Im Streitfall
würde eine atypische Unterbeteiligung am GmbH-Anteil des Beigeladenen zwar zu einer getrennten Zurechnung
des jeweiligen (wirtschaftlichen) Anteils an der GmbH führen, es fehlt aber an gleichartigen Rechtsbeziehungen des
Haupt- und des Unterbeteiligten zu Dritten. Insbesondere stellen, wie das FG zutreffend ausgeführt hat, die
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Rechtsbeziehungen des Haupt- und des Unterbeteiligten zur GmbH keine Beziehung zu einem Dritten im
vorgenannten Sinn dar, weil die jeweilige (wirtschaftliche) Beteiligung an der GmbH das Wirtschaftsgut im Sinne
von § 1 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 der V zu § 180 Abs. 2 AO verkörpert (a.A. FG Baden-Württemberg, Urteil vom
18.11.2011 - 11 K 1481/09, EFG 2012, 949).


d) Da im Streitfall eine gesonderte und einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen für eine
Unterbeteiligung am GmbH-Anteil des Beigeladenen nicht in Betracht kommt, bedarf es keiner Entscheidung, ob in
Bezug auf einzelne Streitjahre bereits Feststellungsverjährung eingetreten sein könnte und ob das FA zur
Durchführung einer gesonderten und einheitlichen Feststellung örtlich zuständig wäre.


41


3. Der Senat entscheidet mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhandlung (§ 121 i.V.m. § 90 Abs. 2
FGO).


42


4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2, § 139 Abs. 4 FGO. Die außergerichtlichen Kosten des
Beigeladenen sind zu erstatten, weil er einen Antrag gestellt und sich damit am Kostenrisiko des Verfahrens
beteiligt hat.
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